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Editorial

Wirtschaft vs Werte

D ie 35. Europäische Präsidentenkonferenz fand
heuer zum Thema „Better Regulation“ statt.

„Better Regulation“ ist jenes Vorhaben, mit dem
die Europäische Kommission (federführend die
Generaldirektion Unternehmen und Industrie)
den europäischen Rechtsbestand auf Klarheit, Ver-
ständlichkeit, Transparenz und Kohärenz überprüft
und eine Folgenabschätzung vornimmt.
Der Referent der Generaldirektion Unterneh-

men und Industrie trug daher auch vor, dass eine
Vielzahl von Regelungen bereits nach diesen Ge-
sichtspunkten geprüft worden seien, wobei jedoch
auffiel, dass diese Prüfung sich offenbar ganz über-
wiegend auf ökonomische Beurteilungen bezogen
haben dürfte, und diese Prüfungen nicht nach ei-
nem vorgegebenen geregelten Verfahren erfolgen.
Lediglich Leitlinien wurden von der Kommission
veröffentlicht.
Ein festgefügtes vorgegebenes Verfahren, wie

diese Überprüfung vorgenommen wird, besteht da-
her nicht. Die betroffenen Rechtsanwender werden
in der unterschiedlichsten Weise um ihre Meinung
befragt, zum Teil geschieht dies per Fragebögen,
aber auch per SMS oder in persönlichen Gesprä-
chen und in Sitzungen. Nichts war auch über die
Art der Auswertung und der Gewichtung der abge-
gebenen Meinungen zu erfahren.
Derartige, vor allem wirtschaftliche Betrach-

tungsweisen greifen aber zu kurz, denn immer sind
auch der Sinn und die Notwendigkeit einer Regel
im Zusammenhang mit der gesamten Rechtsord-
nung zu sehen. Kosten erzeugen nämlich nicht
nur die Regeln selbst, sondern auch das Fehlen
von Regeln kann mitunter sogar beträchtliche Kos-
ten verursachen.
Das Verfahren, in dem ein solcher Vorgang ab-

läuft, muss nachvollziehbar sein. Anhand der Ver-
fahrensschritte und ihrer Ergebnisse müssen be-
gründbare Schlussfolgerungen gezogen werden
können.
Es kann nicht sein, dass einem schwer durch-

schaubaren europäischen Rechtsetzungsverfahren
ein ähnlich intransparentes Evaluierungsverfahren
zur Seite gegeben wird, damit würde nur ein weite-
res Lobbying-Instrument für Lobbyisten geschaf-
fen. Dem Bürger wäre damit nicht gedient. Für

ihn bliebe die europäische Rechtsordnung weiter-
hin ein undurchschaubares Ding, mit dem er sich
nur schwer identifizieren kann.
So war es auch nicht verwunderlich, dass Kritik

an „Better Regulation“ laut wurde:
" So wurde gefragt, wie es im Lichte dieses Vorha-

bens möglich sein konnte, dass die 3. Geldwä-
scherichtlinie zu einem Zeitpunkt erlassen wur-
de, als die Evaluierung der 2. Geldwäscherichtli-
nie, die der Erlassung der 3. vorangehen sollte,
noch nicht erfolgt war.

" Dass die Rechtsanwälte in die Dienstleistungs-
richtlinie einbezogen wurden, obwohl ihre Be-
rufsausübung in eigenen Richtlinien geregelt ist,
und nun Abgrenzungsprobleme ohne Zahl ent-
stehen.

" Und dass dagegen die Notare ohne jegliche Be-
gründung plötzlich zu allerletzt von der Dienst-
leistungsrichtlinie ausgenommen wurden.
Es wurde auch die berechtigte Frage gestellt, ob

bei der Art des Rechtsetzungsverfahrens, das der
Europäischen Union eigen ist, ein solches Projekt
„Better Regulation“ überhaupt erfolgreich sein
kann, weil doch dieses Rechtsetzungsverfahren we-
sentlich auch von den im Rat vertretenen Staaten
getragen wird und daher politische Interessen eine
entscheidende Rolle spielen.
Und dennoch: Der Versuch „Better Regulation“

ist zu begrüßen.
Aber: Es zeigt sich einmal mehr, dass sich die Eu-

ropäische Union noch immer in erster Linie als
Wirtschaftsgemeinschaft versteht und die politi-
sche Gemeinschaft und die Wertegemeinschaft,
die nach offizieller Lesart gleichen Stellenwert ha-
ben, noch immer zu sehr im Hintergrund stehen.
„Better Regulation“wird aber nur ein Erfolg wer-

den, wenn wir uns auch der europäischen Grund-
werte besinnen, und die Rechtsordnungen nicht
nur vordergründig auf ihren ökonomischen Effekt
überprüfen, sondern gleichzeitig auch auf die Über-
einstimmung mit der europäischen Werteordnung.
Nur ein kleiner Nebeneffekt in diesem Zusam-

menhang wäre, dass die Generaldirektion Wettbe-
werb dann ihre Position gegenüber Rechtsanwälten
und Freiberuflern insgesamt in gleicher Weise zu
evaluieren hätte.
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Steuerbegünstigung für nicht entnommene Gewinne auch für
Freiberufler

D er Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis vom
6. Dezember 2006, G 151/06–8 (kundgemacht im

BGBl I 2007/3 am 26. Jänner 2007), die in § 11a Abs 1
EStG 1988 enthaltene Beschränkung bei der Steuerbe-
günstigung als verfassungswidrig – mit sofortiger Wir-
kung ohne Setzung einer Frist für das Außerkrafttreten
– aufgehoben.

In § 11a Abs 1 EStG war bisher vorgesehen, dass die
steuerliche Begünstigung nicht entnommener Gewinne
(bis zu einem Höchstbetrag von € 100.000,–) nur bei
den Einkunftsarten aus Land- und Forstwirtschaft so-
wie aus Gewerbebetrieb, nicht jedoch bei Einkünften
aus selbstständiger Arbeit zur Anwendung gelangt.
Der VfGH erachtet diese Differenzierung zwischen
den unterschiedlichen Einkunftsarten als sachlich nicht

gerechtfertigt, „da die Grenzen zwischen den betriebli-
chen Einkunftsarten fließend und oft zufällig geworden
sind und sich auch das betriebswirtschaftliche Umfeld
freiberuflicher Tätigkeit dem von Gewerbebetrieben
stark angenähert habe“.

Ab dem Veranlagungsjahr 2007 können somit bi-
lanzierende Steuerpflichtige, die Einkünfte aus
selbstständiger Arbeit beziehen, die Begünstigung
des § 11a EStG in Anspruch nehmen. Für Einnah-
men-Ausgaben-Rechner unter den Freiberuflern
gelangt die neu geschaffene Begünstigung des
§ 10 EStG zur Anwendung, die ebenfalls ab dem
Veranlagungsjahr 2007 gilt.

GS Dr. Alexander Christian,
ÖRAK

Umstellung des ERV

D er seit mehr als 10 Jahren bestehende Elektroni-
sche Rechtsverkehr wird im Laufe dieses Jahres er-

weitert und auf den webERV umgestellt, was für
Rechtsanwaltskanzleien entscheidende Neuerungen
mit sich bringt, die im Anschluss kurz zusammengefasst
sind. Gesetzliche Grundlage sind neben den im Berufs-
rechts-Änderungsgesetz 2006 enthaltenen Änderungen
der RAO (vgl AnwBl 2006, 4 und 622), § 89c Abs 5
GOG (tritt am 1. Juli 2007 in Kraft) und die ERV-Ver-
ordnung 2006 (mit den im BGBl II 2006/482 kundge-
machten Änderungen).

Der webERV weist gegenüber dem bestehenden
ERV folgende Unterschiede auf:
" Neben den schon bisher im Wege des ERV zulässi-
gen Eingaben können auch Beilagen (im PDF-For-
mat) übermittelt werden.

" Über den webERV sind auch Firmenbucheingaben
möglich.

HINWEIS: Bei Firmenbucheingaben sind Beila-
gen in der Form vorzulegen, dass unter Bekannt-
gabe eines eindeutigen Urkundenidentifizierungs-
begriffs auf die Einstellung in das Urkundenarchiv
einer Körperschaft öffentlichen Rechts hingewie-
sen wird und wirksam die Ermächtigung zum Zu-
gang zu dieser Urkunde erteilt wird (§ 8a Abs 2
ERV-VO).
Für das Firmenbuch sind ab dem 1. 7. 2007 sowohl
das Gesuch als auch die Urkunden elektronisch
einzubringen, beim Grundbuch ist das Gesuch
selbst in Papierform unter Verweis auf den Identi-
fizierungsbegriff der Beilagen im Archiv vorzule-
gen. Zum anwaltlichen Urkundenarchiv wird es
noch ausführliche gesonderte Informationen durch
den Betreiber Archivium GmbH geben.
§ 23a RATG sieht einen Zuschlag vor, wenn in
Grund- und Firmenbuchsachen sämtliche Urkun-
den im Wege des ERV übermittelt werden.

" Der webERV bietet einfachere Möglichkeiten zur
Formatierung durch Auswahl der Schriftgröße, Un-
terstreichen, Fettdruck etc.

" Entsprechend der Bezeichnung webERV läuft die
Kommunikation über das Internet, womit der Be-
trieb eines gesonderten ERV-Modems nicht mehr
erforderlich ist.

" Bestehenden Sicherheitsbedenken gegenüber der
Kommunikation über das Internet wird dadurch ent-
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gegengewirkt, dass jede Übertragung verschlüsselt
erfolgt und dass die Identifizierung nicht mehr über
Benutzername/Passwort, sondern über ein digitales
Zertifikat erfolgt.

HINWEIS: Um alle Funktionen im webERV in
Verbindung mit dem Urkundenarchiv nutzen zu
können, ist daher der neue Rechtsanwaltsaus-
weis mit digitaler Signatur erforderlich. Ein Be-
stellformular finden Sie im Internen Bereich von
www.rechtsanwaelte.at. Bedenken Sie, dass es bei
zeitgleichem Vorliegen vieler Bestellungen zu Ver-
zögerungen in der Ausstellung kommen kann und
bestellen Sie daher bitte rechtzeitig Ihren
Rechtsanwaltsausweis mit digitaler Signatur.

" Im Gegensatz zum bestehenden ERV mit nur einer
Übermittlungsstelle (Telekom Austria) wird es im
webERV die Möglichkeit geben, sich zwischen
verschiedenen Übermittlungsstellen (und damit
auch unterschiedlichen Konditionen) zu entschei-
den. Nach derzeitigem Informationsstand wird es
5 Übermittlungsstellen geben. Die in § 3 Abs 1
ERV-VO vorgesehene Kundmachung finden Sie
auf www.edikte.justiz.gv.at.

" Der webERVerfordert auch Updates bzw neue Soft-
ware-Produkte in Ihrer Kanzlei. Hierbei ist darauf zu
achten, dass das Software-Produkt und die ausge-
wählte Übermittlungsstelle aufeinander abgestimmt
sind.
§ 89c Abs 5 GOG sieht vor, dass alle Eingaben, bei

denen eine elektronische Einbringung möglich ist
(siehe Anführung weiter oben), von Rechtsanwälten
nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten im
ERV einzubringen sind. Gleichzeitig bestimmt § 11
Abs 1a ERV-VO, dass spätestens am 1. Juli 2007 die
technischen Möglichkeiten für Rechtsanwälte vorlie-
gen.

Daraus ergibt sich, dass eine Umstellung auf den
webERV bis zum Beginn der zweiten Jahreshälfte 2007
erforderlich ist, sofern Eingaben an die Gerichte erfol-
gen, die zwar im Wege des webERV, nicht aber über
den bestehenden ERVeingebracht werden können. So-
fern keine Umstellungen auf den webERV erfolgen,
wird der bestehende ERV noch bis zum Jahr 2008 ge-
nutzt werden können.

Weitere Informationen finden Sie auf den Inter-
netseiten der Übermittlungsstellen und Softwareher-
steller.

GS Dr. Alexander Christian,
ÖRAK

Archivium Dokumentenarchiv GmbH

Das neue elektronische Urkundenarchiv der
österreichischen Rechtsanwälte

D ie Fortentwicklung der elektronischen Datenüber-
mittlung zwischen Rechtsanwälten und den Ge-

richten führte zur Ermächtigung durch den Gesetzge-
ber in den §§ 91 ff GOG neu, wonach Körperschaften
öffentlichen Rechts in die Lage versetzt wurden, im
Rahmen ihres Wirkungskreises zur Speicherung von
Urkunden, welche zum Verkehr mit den Gerichten
vorgesehen sind, eigene elektronische Urkundenar-
chive einzurichten und zu betreiben.

Die Rechtsanwaltschaft hat diese Ermächtigung ge-
nutzt und richtet ein eigenes elektronisches Urkunden-
archiv ein.

In vielen Bereichen der Rechtsanwendung werden
Originalurkunden benötigt. In Firmenbuch und
Grundbuch sind Originale Grundlage für Bewilligun-
gen und Eintragung.

In der Welt der elektronischen Dateien gibt es keine
Originale oder Kopien, Dateien sind beliebig versend-
bar und austauschbar.

Der Gesetzgeber hat in Form der Bestimmungen des
§ 91c und d des Gerichtsorganisationsgesetzes GOG
2006 daher zu einer legistischen Fiktion gegriffen:

Alle elektronischen Urkunden, welche aus einem ho-
heitlich betriebenen Urkundenarchiv nach § 91 GOG
abgeholt oder versendet werden, genießen bis zum
Beweis des Gegenteils die Vermutung des Originals.
Damit ist eine Verkehrsfähigkeit der elektronischen
Urkunde dann gegeben, wenn sie mit dem Ausgangs-
signaturstempel eines Archivs nach § 91 GOG verse-
hen ist.

Die so erzeugte erhöhte Beweiskraft einer Datei
stellt eine neue Qualität im elektronischen Datenver-
kehr dar und bedarf zu ihrer Umsetzung neben der Ver-
wendung sicherer digitaler Signaturen einer hochsiche-
ren Übermittlungs- und Speicherungsumgebung.

Vorerst werden Urkunden für Grundbuch und Fir-
menbuch elektronisch archiviert, ab 1. 7. 2007 werden
daher alle Urkunden den Rechtspflegern zur Abholung
aus dem Archiv zur Verfügung gestellt werden, die Ge-
suche im Grundbuch selbst werden vorerst noch in Pa-
pierform erfolgen, im Firmenbuch wird auch das Ge-
such im ERV elektronisch eingebracht.

Der Archivbetrieb erfolgt in Vollziehung der Geset-
ze, als Rechtsträger tritt der Österreichische Rechtsan-
waltskammertag auf. Dieser wiederum bedient sich der
RADOKGmbH, welche eine gemeinsame Gesellschaft

Wichtige Informationen
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mit der Siemens AGÖsterreich imMai 2006 gegründet
hat, die Archivium Dokumentenarchiv GmbH.

In der laufenden Entwicklungsphase wurde ein Fein-
pflichtenheft gemeinsam mit den Anwälten im Arbeits-
kreis EDVund Organisation des ÖRAK erstellt und die
besonderen Anforderungen der Rechtsanwälte an das
Archiv ermittelt.

Besonderes Augenmerk wird auf die Benutzer-
freundlichkeit und den Bedienungskomfort gelegt,
ebenso ist die Verbindung und Einbindung in die beste-
henden Softwarepakete der Rechtsanwälte ein beson-
ders wichtiger Punkt.

Das Archiv besteht aus einem Hochsicherheitsspei-
cher, einem vorgeschalteten und durch entsprechende
Firewalls abgeschotteten Kommunikationsserver und
einer back-end Software in den Kanzleien. Der Daten-
verkehr wird ausschließlich auf verschlüsselten Leitun-
gen (SSL) stattfinden. Zusätzlich wird zurWahrung der
Verschwiegenheit jedes Dokument vor Einspeicherung
in das Netz verschlüsselt, sodass nicht einmal der Be-
treiber des Archivs vom Inhalt der Urkunden Kenntnis
erlangen kann.

Dieses revisionssichere Archiv erfüllt damit den
höchstmöglichen Sicherheitsstandard und ist durch
entsprechende Datenauslagerung auf einen zweiten,
örtlich dislozierten Rechner auch ausfallssicher.

Zur Identifizierung und zum Single-Sign-On steht
dem Rechtsanwalt und seinen Mitarbeitern der neue
Rechtsanwaltsausweis in Smartcard-Form mit dem in-
tegrierten Chip und der sicheren digitalen Signatur
des Anwalts zur Verfügung, die Mitarbeiter können
nach Freischaltung der Signaturfunktion ihre jeweilige
Maestro-(Bankomat-)Karte nutzen.

Diese Authentifizierung durch elektronische Signa-
turen ermöglicht den Datentransport via Internetlei-
tungen; ein teures geschlossenes System der Daten-
übertragung ist nicht mehr nötig.

Der neue Anwaltsausweis ist bereits seit über einem
Jahr in den Rechtsanwaltskammern bestellbar.

Die elektronische Urkundenarchivierung stellt auch
für den ERV neu eine Erweiterung dar, die Rechtsan-
wälte werden Prozessurkunden und Beilagen mit er-
höhtem Beweiswert als Originale in das Archiv einspei-
chern und dem Gericht die Abholberechtigung ertei-
len.

Im Mai 2007 wird der Testbetrieb beginnen. Am
1. 7. 2007 wird das Archiv seinen Vollbetrieb aufneh-
men.

RA Dr. Wolfgang Heufler,
Ing. Mag. Markus Schaffhauser,

Geschäftsführer der Archivium Dokumentenarchiv GmbH
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Termine

Inland

7. März WIEN
ÖRAV-Seminar: Firmenbuch
RA Dr. Heliczer, RegR Wetschnig

9. März WIEN
Ihr Weg zum Zuschlag – Vergaberecht für Prak-
tiker
RA Dr. Rainer Kurbos

13. März WIEN
Business Circle: Fachtagung: Update & Praxis der
Gruppenbesteuerung
Referententeam

13. März WIEN
Arge Daten: Datenschutz Grundlagen
Dr. Hans G. Zeger

14. März WIEN
Arge Daten: Datenverwendung im Unternehmen
DI Mag. Dieter Kronegger, Dr. Hans G. Zeger

15. März WIEN
Arge Daten: Datenschutz International
RAAMag. Michael Krenn, Dr. Hans G. Zeger, Prof. Dr.
Nikolaus Forgo, DI Mag. Dieter Kronegger

20. März WIEN
ICC Austria: Die Marke – Internationale Positio-
nierung, Lizenzierung, Verteidigung
Dr. Franz Martin Orou, Dr. Robert Trasser

22. März WIEN
Business Circle: 3. Jahrestagung: Kapitalmarkt-
recht 2007
Referententeam

22. bis 24. März BAD GASTEIN
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Forum: In-
solvenzrecht
Referententeam

23. und 24. März WIEN
5. Strafverteidiger/innentag: Strafverteidigung –

steinige Wege – Grundrechtschutz in Strafsa-
chen; Privatbeteiligung neu/Verteidigerbeistand
ab ovo

26. März WIEN
Arge Daten: Datenschutz und IT-Sicherheit
Dr. Hans G. Zeger, Michael Ruck, Dr. Christian Perst

26. März WIEN
ÖRAV-Seminar: Grundbuch IV
ADir. Jauk

26. März WIEN
Business Circle: Elternschaft im Arbeitsrecht
RA Dr. Sieglinde Gahleitner, Ing. Mag. Franz Valsky

26. März WIEN
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Treuhänder-
haftung im Liegenschaftsverkehr
RA Dr. Friedrich Schubert
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26. März WIEN
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Forum: Da-
tenschutz in der Medizin
Referententeam

28. März SALZBURG
ICC Austria: Internationale Lieferverträge und
AGB
DDr. Alexander Petsche

11. April WIEN
ÖRAV-Seminar: What,s news?

11. April WIEN
Akademie für Recht & Steuern (ARS):Die General-
versammlung der GmbH
Dr. Stephan Verweijen

12. April WIEN
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Österrei-
chisches/Deutsches Arbeitsrecht – die wichtigs-
ten Unterschiede
Univ.-Prof. Dr. Gert-Peter Reissner, Dr. Berit Kocha-
nowski

19. April WIEN
Business Circle: Arbeitsverträge optimal gestalten
RA Dr. Roland Gerlach, LL.M.

9. Juli WIEN
ÖRAV-Seminar: Sommer-Block-Seminar (BU-
Kurs)

Ausland

10. bis 17. März OBERSTDORF/DEUTSCHLAND
XXXIV. Skilex-Kongress 2007

13. bis 15. Mai ZÜRICH
International Bar Association (IBA): Fachkongress
der IBA/Section on Insolvency, Restructuring,
and Creditors, Rights

28. bis 30. Juni FLORENZ
Association Européene des Avocats (AEA): Interna-
tionales Privat- und Zivilprozessrecht

9. bis 14. August SAN FRANCISCO, CALIFORNIA, USA
American Bar Association (ABA): 129th Annual
Meeting

14. bis 19. Oktober SINGAPUR
International Bar Association (IBA): Gesamtkon-
gress der IBA in Singapur
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" § 96 GmbHG; § 9 StErnG:
Verschmelzung und Liegenschaftserwerb

Die Verschmelzung wird mit Eintragung im
Firmenbuch wirksam, damit tritt bei Liegen-
schaften außerbücherlich eine Rechtsänderung
ein. Dies ist nicht genehmigungsbedürftig iSd § 9
StErnG.
OGH 10. 5. 2005, 5 Ob 97/05h, ecolex 2005/323
(LS).

" § 128 HGB; §§ 18, 57, 156, 164 KO:
Haftung des Gesellschafters im Zwangsausgleich

1. Durch die Vorschrift des § 164 Abs 2 KO wird
die Haftung eines Gesellschafters einer OEG
durch Erfüllung des Zwangsausgleichs der Gesell-
schaft überhaupt aufgehoben.
2. Übernehmen Gesellschafter eine über die Ge-
sellschafterhaftung hinausgehende Haftung, so
können sie die ihnen als Gesellschafter zugute kom-
menden Rechtswirkungen der §§ 57, 164 Abs 2 KO
nicht in Anspruch nehmen.
OGH 17. 3. 2005, 8 Ob 8/05 t, GesRZ 2005, 135.

" § 17 Abs 2 GmbHG; § 73 Abs 1 AktG:
Anmeldung des Ausscheidens eines Vorstandsmitglieds

§ 17 Abs 2 GmbHG ist analog im Aktienrecht an-
zuwenden. Das ausgeschiedene Vorstandsmitglied
kann sein Ausscheiden aus dem Vorstand selbst
zum Firmenbuch anmelden.
OLG Wien 9. 2. 2005, 28 R 216/04 x, ecolex 2005/
325 (Steegmüller/Haberer).

" §§ 15, 18 GmbHG:
Vertretungsmacht eines Geschäftsführers

Das Vertretungsrecht eines Geschäftsführers, der
nach dem Gesellschaftsvertrag (nur) Kollektivvertre-
tungsrecht hat, wird bei Ausscheiden des zweiten
Geschäftsführers mangels einer entsprechenden Re-
gelung im Gesellschaftsvertrag nicht ausgedehnt.
OGH 17. 2. 2005, 6 Ob 207/04 s, ecolex 2005/364
(LS).

" § 36 PSG:
Abwicklung von Privatstiftungen

Die Gläubigeraufforderung nach § 36 PSG bei der
Abwicklung ist nur einmal zu veröffentlichen.
OLGWien 2. 8. 2005, 28 R 184/05 t, GeS 2005, 423
(N. Arnold).

" §§ 15, 15a GmbHG; § 276 ABGB:
Bestellung eines Abwesenheitskurators für eine GmbH

Ist die Geschäftsführung einer GmbH abwesend,
so ist für die GmbH und nicht für den (abwesen-
den) Geschäftsführer der GmbH ein Abwesen-
heitskurator zur Geltendmachung der Vertretungs-
rechte der GmbH zu bestellen.
OGH 4. 5. 2005, 8 Ob 41/05w, GesRZ 2005, 194 =
ecolex 2005/326 (LS).

Recht kurz & bündig

" Renaissance der (handschriftlichen) Unterschrift
durch UGB?

Durch Wegfall der bisherigen Formfreiheit der
Bürgschaft nach § 350 HGB (und des § 349 HGB:
Vollkaufmann als Bürge = „Bürge und Zahler“) be-
darf also jede Bürgschaftserklärung (also auch die
des Unternehmers) der Schriftform, damit auch
der (eigenhändigen) Unterschrift.
Thunhart, Zak 2007/6, 3 „Die wichtigsten Neue-
rungen für Unternehmensgeschäfte nach der
HGB-Reform“ betont, dass eine „Bürgschaftserklä-
rung per E-Mail mangels eigenhändiger Unter-
schrift formnichtig“ bleibt und „hinzu kommt, dass
nach Ansicht der Rechtsprechung selbst die Über-
mittlung der Urkunde per Telefax“ nicht das
Schriftformgebot des Bürgschaftsrechts erfüllt (mit
Hinweis auf 1 Ob 515/95 = SZ 68/32). Dieses
Formgebot gilt außerdem (im Wege der Analogie)
für Garantieerklärungen (1 Ob 595/92 und 8 Ob
259/89 s).
(Eines von mehreren wichtigen Highlights, die Dr. Ra-
phael Thunhart, aaO, in drei Teilen der letzten drei
Zak-Ausgaben [LexisNexis] zu den UGB-Neuerungen
hervorhebt. Darunter auch die Neuregelung des gutgläu-
bigen Erwerbs von Eigentum und Pfandrechten
durch ersatzlose Streichung des bisherigen § 366 HGB;
die außergerichtliche Pfandverwertung auch im allge-
meinen Privatrecht; der ganze Komplex der Zuständig-
keit der Handelsgerichte / BG HS in Wien durch die
Abschaffung des Kaufmannsbegriffs; die Fragen der
„Sorgfalt eines ordentlichen Unternehmers“; die Tat-
sache, dass alle Unternehmer [und nicht nur Kaufleute,
wie bisher] bei zu ersetzenden Schäden auch den entgan-
genen Gewinn schulden; die neuen Mängelrüge-Re-
geln, also für alle Unternehmen, auch für Werkver-
träge bei Herstellung beweglicher körperlicher Sachen etc.
Siehe auch: Keinert, Das neue Unternehmensrecht, Über-
sicht für Studium und Praxis sowie systematische Darstel-
lung [2006] Verlag Manz. Bisanz.)

" Anwendbarkeit des Handelsvertretergesetzes auf
das Verhältnis zwischen Vermittler von Versiche-
rungsverträgen (einschließlich fondsgebundener
Lebensversicherung, Beratung in Versicherungsangele-
genheiten, Vermittlung von Finanzierungen etc) und
ihren „Agenten“, die für ihre Tätigkeit eine nach einem
internen Vergütungsstufen- und Karriereplan berech-
nete Vergütung beziehen: OGH 23. 11. 2006, 8 ObA
65/06a, RIS-Judikatur Justiz.

(Eine in den Medien mehrfach aufgezeigte Entscheidung
von offenbar weit reichender Bedeutung. Bisanz.)

Diese Ausgabe von
„Recht kurz & bündig“
entstand unter
Mitwirkung von
Dr. Manfred Ainedter,
Dr. Harald Bisanz und
RA Dr. Ullrich Saurer.
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" OGH aktuell zur Quota litis: Eine Vereinbarung ist
dann iSd § 879 Abs 2 Z 2 ABGB nichtig, wenn sich ein
Rechtsanwalt nur für den Erfolgsfall einen Prozentsatz
des obsiegten Betrages versprechen lässt. Das Verbot
bezieht sich auch auf alle rechtsanwaltlichen Tätig-
keiten außerhalb eines Prozesses. OGH 26. 4. 2006,
7 Ob 8/06m, RdW 2006/520, 564.

(Das Höchstgericht betont: Der Begriff „Rechtsfreund“
iSd § 879 Abs 2 Z 2 ABGB umfasst nicht nur Rechtsan-
wälte, sondern auch Notare, Steuerberater, Buchprüfer
und Wirtschaftsprüfer. Bemerkenswert die Überlegungen
des OGH zur Frage eines „sittenwidrigen Ungleichge-
wichts“ zu den in diesem Provisorialverfahren im Raum
stehenden Honorar-Beträgen. Bisanz.)

" § 15 Abs 3, § 34 Abs 2 und § 146 StGB; § 270 Abs 1
StPO:
Tatobjekt beim Versicherungsbetrug

Tatobjekt eines versuchten Versicherungsbetrugs ist
nicht der in der Schadensmeldung fälschlich als ge-
stohlen deklarierte Tresor samt Inhalt, sondern das
Vermögen der Versicherungsgesellschaft im Umfang
des geltend gemachten Anspruchs. Absolute Untaug-
lichkeit der Versuchshandlung liegt vor, wenn die
Verwirklichung der Tat bei generalisierender Be-
trachtung aus der ex-ante-Sicht eines über den Tat-
plan informierten verständigen Beobachters gera-
dezu ausgeschlossen erscheint. Eine sachlich nicht
gerechtfertigte Dauer von sechs Monaten für die
Ausfertigung des Ersturteils bewirkt den Milde-
rungsgrund der unverhältnismäßig langen Verfah-
rensdauer.
OGH 25. 8. 2005, 15 Os 71/05p (LG Krems an der
Donau 10. 11. 2004, 16 Hv 60/04h) = JBl 2006, 605.
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Die Prozessförderungspflicht – offene Fragen
RA Dr. Herbert Salficky, Wien. Dr. Herbert Salficky ist Rechtsanwalt in Wien. Die Schwerpunkte seiner Tätigkeit lie-
gen im Privatversicherungsrecht und Schadenersatzrecht. Zu diesen Rechtsgebieten, vor allem aber zu zivilprozessua-
len Themen wie etwa der Prozessförderungspflicht hat Herr Dr. Salficky in diversen Fachzeitschriften Publikationen
verfasst.

Die Zivilverfahrensnovelle 2002 hat in das Österreichische Zivilprozessrecht erstmals die in Deutschland schon
gesetzlich geregelte Prozessförderungspflicht eingeführt. Dabei hat der österreichische Gesetzgeber beachtliche
Abweichungen zur deutschen Rechtslage normiert, weil sich die Prozessförderungspflicht harmonisch in die
österreichische Zivilprozessordnung einfügen sollte. So steht die gesetzliche Regelung zwischen den Zielen
der Verfahrensbeschleunigung und der Erforschung der materiellen Wahrheit. Wie die unterschiedlichen gesetz-
lichen Bestimmungen miteinander vereinbar sind, ist in Lehre und Rechtsprechung noch nicht abschließend ge-
klärt. Der folgende Beitrag versucht, offene Fragen anzusprechen und Lösungsvorschläge zu machen.

Wird ein Zahlungsbefehl beeinsprucht oder eine aufge-
tragene Klagebeantwortung (fristgerecht) erstattet,
werden also die verfahrenseinleitenden Schriftsätze
eingebracht, werden die Parteien oftmals vom Gericht
aufgefordert, binnen einer bestimmten Frist sämtliches
ergänzendes Prozessvorbringen zu erstatten und alle
Beweismittel zu benennen. Für den Fall der Nichtbe-
folgung derartiger gerichtlicher Anordnungen, die teil-
weise in unterschiedlichen Formularen formuliert wer-
den, wird der säumigen Partei entweder die Präklusion
oder aber der Eintritt von Kostenfolgen angedroht. Die
Frage, welche Konsequenzen die Missachtung derarti-
ger gerichtlicher Aufträge hat und ob diese tatsächlich
(nur) mit Kostenfolgen oder (sogar) mit Präklusion
sanktioniert sind, ist – soweit ersichtlich – noch nicht
eindeutig beantwortet worden.

Die diesbezügliche Entscheidung ist meines Erach-
tens im Zusammenhang mit der Prozessförderungs-
pflicht zu sehen, die ja im Zusammenhang mit den noch
darzustellenden Vorschriften dem Ziel der Prozessbe-
schleunigung1) näher kommen sollen.

I. Gesetzliche Grundlagen
Gem § 257 Abs 2 ZPO soll das Gericht zur Vorberei-
tung der vorbereitenden Tagsatzung notwendige An-
ordnungen so früh wie möglich treffen. Insb ist erfor-
derlichenfalls den Parteien der Wechsel vorbereitender
Schriftsätze aufzutragen und mit Anordnungen gemäß
§ 180 Abs 2 ZPO vorzugehen. § 180 Abs 2 ZPO be-
stimmt, dass das Gericht den Parteien auftragen kann,
binnen einer ihnen gleichzeitig zu setzenden Frist Vor-
bringen zu erstatten, die als Beweismittel zu benützen-
den Urkunden und Augenscheinsgegenstände bei Ge-
richt zu erlegen, den Vor- und Familiennamen sowie
die Anschrift einzuvernehmender Zeugen bekanntzu-
geben. Für den Fall, dass eine Partei einem solchen
Auftrag ohne genügende Entschuldigung nicht fristge-
recht nachkommt, kann dieses Vorbringen auf Antrag

oder von Amts wegen zurückgewiesen oder die Unter-
lassung iSd § 381 ZPO gewürdigt werden.

Zur zuletzt genannten Regelung ist einleitend zu be-
merken, dass die Formulierung, wonach mit der ge-
richtlichen Anordnung eine den Parteien gleichzeitig
zu setzenden Frist zu verbinden ist, nicht so zu verste-
hen ist, dass die gerichtliche Anordnung oder die einer
Partei zu setzende Frist „gleichzeitig“ zu erfolgen ha-
ben, sondern dass „zugleich“ mit der gerichtlichen An-
ordnung der Partei eine Frist zu setzen ist, also die ge-
richtliche Anordnung zu befristen ist.

Dies ist deshalb zu betonen, weil die manchmal in
der Praxis beobachtete Vorgangsweise, wonach beiden
Streitteilen „gleichzeitig“ aufgetragen wird, sämtliches
Vorbringen zu erstatten und Zeugen zu benennen, wo-
bei die den Parteien gleichzeitig gesetzte Frist oftmals
erst eineWoche vor der vorbereitenden Tagsatzung en-
det (§ 257 Abs 3 ZPO), sich nicht gerade als praktisch
erweist und wohl auch dem Ziel der Prozessförderung
oftmals nicht gerecht wird. Bringt nämlich eine Partei
etwa eine Woche vor der vorbereitenden Tagsatzung
noch einen umfangreichen Schriftsatz mit umfangrei-
chem Vorbringen und Beweismitteln ein, steht der an-
deren Prozesspartei zufolge der Anordnung des § 257
Abs 3 ZPO nicht mehr die Möglichkeit offen, nun ih-
rerseits auf dieses Vorbringen schriftlich zu replizieren.
Oftmals ist dieWochenfrist auch nicht geeignet, bis zur
vorbereitenden Tagsatzung noch entsprechend auf die-
ses nunmehr neue Vorbringen zu reagieren.

Dazu kommt, dass – streng genommen – jene Pro-
zesspartei, die auf dieses (fristgerecht) erstattete neue
Vorbringen nunmehr reagieren muss, die an sie ergan-
gene gerichtliche befristete Anordnung missachtet,
wenn sie etwa in der vorbereitenden Tagsatzung auf
dieses ergänzende Vorbringen Stellung nimmt.

Geht man nicht davon aus, dass eine derartige Vor-
gangsweise, nämlich eine Woche vor vorbereitender
Tagsatzung die andere Prozesspartei mit völlig neuem

Abhandlungen
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Beweisanbot;
Zurückweisung von
Vorbringen;
Verfahrensverzögerung;
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Kostenfolgen

1) Vgl Jelinek, Prozessbeschleunigung, AnwBl 2004, 602 ff.
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Vorbringen zu überraschen, ihrerseits gegen die Pro-
zessförderungspflicht verstößt,2) wäre es allein im
Lichte des Grundsatzes der Wahrung des rechtlichen
Gehörs problematisch, die andere Prozesspartei von
der Replik zu diesem neuen Vorbringen nur deshalb
auszuschließen, weil der ursprünglich befristete ge-
richtliche Auftrag insoweit nicht eingehalten werden
konnte.3)

Dies bedeutet, dass eine entsprechende „gestaffelte
Fristsetzung“ durchaus zulässig und nach den obigen
Darlegungen wohl auch regelmäßig zweckmäßig ist,
weil dadurch das Prinzip der „Arbeitsgemeinschaft“
zwischen Gericht und Partei verwirklicht wird und si-
chergestellt wird, dass „alle Beteiligten“ bei der vorbe-
reitenden Tagsatzung gut vorbereitet sein können.4)

In diesem Zusammenhang ist zu betonen, dass die
einwöchige Frist des § 257 Abs 3 ZPO nicht starr ist,
sondern auch mit gerichtlichem Beschluss insoweit ge-
ändert werden kann, dass der Zeitraum zwischen Ein-
langen des Schriftsatzes und der ersten Verhandlung
vergrößert werden kann, um dem Gegner und/oder
dem Gericht mehr Vorbereitungszeit zu geben.5) Aller-
dings gilt zu beachten, dass die Frist so bemessen wer-
den muss, dass diese von der Partei auch wirklich einge-
halten werden kann. Das Gesetz gibt zwar keine Min-
dest- oder Höchstfrist an, jedoch ist vom Gericht die
Frist in der Regel so zu bestimmen, dass das Verfahren
selbst bei Fristausschöpfung durch die Partei möglichst
rasch durchgeführt werden kann. Allerdings muss die
Einhaltung der Frist der Partei auch zumutbar sein,
wobei auch die jeweilige Partei sich auf neues Vorbrin-
gen der anderen Partei einstellen können muss.6)

Aber nicht nur bei dieser vom Gericht zweckmäßi-
gerweise durch gestaffelte Anordnungen zu vermei-
dende Problematik, stellt sich die Frage, wie sich die zi-
tierten Bestimmungen zur Prozessförderungspflicht
verhalten.

Gem § 178 Abs 2 ZPO hat jede Partei ihre Vorträge
so zeitgerecht und vollständig zu erstatten, dass das
Verfahren möglichst rasch durchgeführt werden kann
(Prozessförderungspflicht).

Gem § 179 2. Satz ZPO kann das Vorbringen einer
Partei vom Gericht auf Antrag oder von Amts wegen
zurückgewiesen werden, wenn es insb in Hinblick auf
die Erörterung des Sach- und Rechtsvorbringens
(§ 182a ZPO) grob schuldhaft nicht früher vorgebracht
wurde und seine Zulassung die Erledigung des Verfah-
rens erheblich verzögern würde.

Schließlich kann das Gericht gem § 275 Abs 2 ZPO
die Aufnahme angebotener Beweise auf Antrag oder
von Amts wegen verweigern, wenn bei sorgfältiger Be-
rücksichtigung aller Umstände kein vernünftiger Zwei-
fel darüber besteht, dass durch das Beweisanbot der
Prozess verschleppt werden soll und die Aufnahme
der Beweise die Erledigung des Prozesses erheblich
verzögern würde.

II. Voraussetzungen der Sanktionen
Nach dem Gesetzeswortlaut knüpfen jene Regelungen,
die die Zurückweisung von Vorbringen bzw Beweisan-
boten regeln (§§ 179, 180 Abs 2, 275 Abs 2 ZPO), an
jeweils unterschiedliche Voraussetzungen an.

M. Bydlinski7) hat bereits darauf hingewiesen, dass es
augenscheinlich auf ein Reaktionsversehen zurückzu-
führen ist, dass die Voraussetzungen der Zurückwei-
sung nach § 275 Abs 2 ZPO nicht an die Bestimmung
des § 179 ZPO angepasst wurde, weil es wohl nicht
sachgerecht erscheint, dass jene Partei, die ein Beweis-
anbot absichtlich zurückhält, besser gestellt wäre als
jene Partei, die lediglich fahrlässig ein Beweisanbot
nicht frühest möglich stellt. Daher kann die Aufnahme
angebotener Beweise (für altes Vorbringen) ebenso wie
neues Vorbringen vom Gericht auf Antrag oder von
Amts wegen verweigert werden, wenn das Beweisanbot
(bzw das Vorbringen) grob schuldhaft nicht früher vor-
gebracht wurde und seine Aufnahme die Erledigung
des Verfahrens verzögern würde. Dieser Beurteilung
ist zwischenzeitig auch zu Recht das OLG Linz ge-
folgt.8) Ihr ist zu folgen.

Damit stellt sich die Frage, ob die Voraussetzungen
des § 179 2. Satz ZPO auch für die Präklusion gem
§ 180 Abs 2 ZPO in gleicher Weise zutreffen.

Da die einschlägigen Bestimmungen kein Selbst-
zweck sind und auch die Regelung des § 180 Abs 2
ZPO keinen „Pönalecharakter“ haben kann,9) ist mei-
nes Erachtens davon auszugehen, dass die erhebliche
Verzögerung des Verfahrens auch Voraussetzung dafür
ist, dass eine Zurückweisung von Vorbringen gem
§ 180 Abs 2 ZPO erfolgen kann.

Wenngleich es richtig ist, dass der bloße Wortlaut
des Gesetzes nicht erfordert, dass die erhebliche Verzö-
gerung des Verfahrens (eine) Voraussetzung der Zu-
rückweisung von Vorbringen gem § 180 Abs 2 ZPO
ist,10) käme der Verzicht auf diese Voraussetzung der
vom Gesetzgeber nicht gewünschten Eventualmaxime
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2) Vgl Annerl, Vorbereitende Tagsatzung und Präklusion von Parteivor-
bringen, ÖJZ 2006, 229, für den Kläger: Frauenberger, Die ZVN
2002, Neuerungen im Zivilprozess ÖJZ 2002, 873.

3) Vgl hiezu Waldner, Der Anspruch auf rechtliches Gehör2 Rz 182.
4) Felix Graf von Stosch, Prozessförderung durch das Mittel der Präklu-

sion im österreichischen und deutschen Recht – de lege lata – de
lege ferenda 49.

5) Obermaier, Das Kostenhandbuch Rz 579.
6) Annerl, Die innerprozessuale Präklusion von Parteivorbringen im Zi-

vilverfahren 163.
7) ZPO mit Kommentar zur ZVN 2002, 94, siehe auch: Ballon, Einfüh-

rung in das österreichische Zivilprozessrecht – Streitiges Verfahren11,
Rz 226.

8) OLG Linz 29. 3. 2004, 2 R 56/04 z, ebenso: LG St. Pölten, 21 R 12/
06g.

9) Vgl Annerl, aaO 64.
10) Vgl Annerl, aaO 175 f.
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durchaus nahe11) und wäre wohl nur dann argumentier-
bar, wenn man der Prozessförderungspflicht einen „ab-
soluten Verzögerungsbegriff“ unterstellen wollte.12)

Geht man davon aus, dass dem Gesetz ein bloß rela-
tiver Verzögerungsbegriff zugrunde liegt,13) wird daher
eine Zurückweisung des Vorbringens bei Missachtung
des befristeten gerichtlichen Auftrages wohl nur dann
in Betracht kommen, wenn eine ohne das zur Abklä-
rung des Vorbringens durchzuführende Beweisverfah-
ren das Gericht zu einer früheren Entscheidung gelan-
gen könnte. In der Praxis wird bei diesem Rechtsver-
ständnis die Frage daher in der Regel nur in jenen Fäl-
len aktuell werden, in denen bereits in der ersten, also
der vorbereitenden Tagsatzung, das Gericht das Ver-
fahren schließen könnte.

Daher ist meines Erachtens davon auszugehen, dass
auch die Bestimmung des § 180 Abs 2 ZPO aus wer-
tungsmäßigen Gesichtspunkten im Einklang mit den
übrigen gesetzlichen Regeln der Prozessförderungs-
pflicht zu verstehen sind.

Konsequenterweise hatM. Bydlinski auch darauf hin-
gewiesen, dass die Regelung des § 180 Abs 2 ZPO im
Einklang mit den Voraussetzungen des § 179 ZPO zu
sehen ist, daher auch die Zurückweisung des Vorbrin-
gens gem § 180 Abs 2 ZPO ein „grobes Verschulden“
erfordert. Die genügende Entschuldigung iSd § 180
Abs 2 ZPO muss sich daher auf das Nichtvorliegen zu-
mindest groben Verschuldens an der Verspätung bezie-
hen.14)

Richtig ist wohl, dass zur Vermeidung eines Wer-
tungswiderspruches zu § 179 ZPO ein leichtes Ver-
schulden im Rahmen des § 180 Abs 2 ZPO für die Zu-
rückweisung von Vorbringen nicht hinreichend sein
wird,15) jedoch ist zu beachten, dass meines Erachtens
der Gesetzgeber wohl zu Recht davon ausgegangen ist,
dass die kommentarlose Nichtbefolgung gerichtlicher
Aufträge in der Regel wohl grob schuldhaft sein wird.
Diese (gesetzliche) Vermutung ist von der Partei, die
hier säumig ist, durch entsprechende Darlegungen zu
entkräften.16)

Dies gilt allerdings nicht, worauf M. Bydlinski eben-
falls zutreffend verweist, wenn die eingeräumte Frist
schon objektiv unzureichend war.17)

Im Sinne der zitierten Prozessförderungspflicht wird
in aller Regel auch zu fordern sein, dass innerhalb der
vom Gericht der Partei gesetzten Frist, also etwa im
Rahmen eines Fristerstreckungsantrages, jene Gründe
offen gelegt werden, die die Partei außer Stande setzen,
dem gerichtlichen Auftrag (fristgerecht) nachzukom-
men.

Bleibt die vom Gericht befristete Anordnung kom-
mentarlos ungenützt, wird es in der Regel nur aus-
nahmsweise hinreichen, dass zu einem späteren Zeit-
punkt, etwa in der vorbereitenden Tagsatzung, die Par-
tei die Gründe für ihre Säumnis darlegt. Sie wird in ei-
nem solchen Fall auch darlegen müssen, weshalb sie an

einer rechtzeitigen Stellung eines Fristerstreckungsan-
trages gehindert gewesen ist. Die Formulierung, „ohne
genügende Entschuldigung nicht fristgerecht“ iSd
§ 180 Abs 2 ZPO, ist daher meines Erachtens „gemein-
sam zu lesen“.

III. Rechtsgespräch
Die zitierte Prozessförderungspflicht ist auch korres-
pondierend zur Erörterung des Sach- und Rechtsvor-
bringens durch das Gericht gem § 182a ZPO zu se-
hen,18) wobei auch die Bestimmung des § 258 Abs 2
ZPO zu beachten ist, wonach die Parteien und ihre
Vertreter dafür zu sorgen haben, dass in der vorberei-
tenden Tagsatzung der Sachverhalt umfassend erörtert
werden kann, zu welchem Zweck die Partei oder eine
zur Aufklärung des Sachverhalts beitragende infor-
mierte Person zur vorbereitenden Tagsatzung stellig
zu machen ist.19)

Daher hat der OGH20) ausgesprochen, dass die Prä-
klusion grundsätzlich erst nach Erörterung der Sach-
und Rechtslage möglich ist, weil die Prozessförde-
rungs- und Konzentrationsmaxime nicht Selbstzweck
sein kann. Da die Erörterung der Sach- und Rechtslage
erstmals in der vorbereitenden Tagsatzung geschieht,
muss das Vorbringen dort jedenfalls noch möglich sein.
Dies gilt auch dann, wenn es im konkreten Fall auch
früher hätte erstattet werden können.

Dieser Ansicht wurde von Annerl21) widersprochen.
Meines Erachtens ist allerdings der Rechtsansicht

des OGH zuzustimmen. Dies schon deshalb, weil eine
allzu stringente Auslegung der Bestimmungen der Pro-
zessförderungspflicht nicht nur den Gesetzesmateria-
lien widerstreiten würde, nach welchen die zitierten
Regelungen nicht eine „Eventualmaxime“ begründen
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sollen,22) sondern auch deshalb, weil diese andernfalls in
ein Spannungsverhältnis zu dem auch grundrechtlich
geschützten Anspruch auf rechtliches Gehör geraten
würden.23)

Den zitierten Entscheidungen des OGH lagen aber,
soweit ersichtlich, nicht Sachverhalte zugrunde, wo-
nach vorangegangene befristete gerichtliche Anord-
nungen von der Prozesspartei missachtet wurden.
Wollte man auch in derartigen Fällen jener Partei, die
die befristete Anordnung nach § 180 Abs 2 ZPO ohne
ausreichende Entschuldigung ungenützt ließ, die Mög-
lichkeit einräumen, in der vorbereitenden Tagsatzung
jegliches neues Vorbringen und Beweisanbot vortragen
zu dürfen, welches dann vom Gericht auch beachtet
werden muss, wäre die Bestimmung des § 257 Abs 2
ZPO, die ja dem Gericht Anordnungen gem § 180
Abs 2 ZPO noch vor der vorbereitenden Tagsatzung
zur Pflicht macht, sanktionslos.

Nun kann aber meines Erachtens die Bestimmung
des § 257 Abs 2 ZPO nicht so verstanden werden,
dass lediglich auf den 1. Satz des § 180 Abs 2 ZPO
verwiesen wird, also lediglich dem Gericht die dies-
bezügliche Anordnung zur Pflicht gemacht wird, hin-
gegen die in § 180 Abs 2 2. Satz ZPO angeordnete
Konsequenz für die Nichtbeachtung des gerichtlichen
Auftrages (daher) nur für jene Fälle gelten sollte, in
denen der diesbezügliche gerichtliche Auftrag (erst)
in einer bzw der ersten mündlichen Tagsatzung er-
folgt.

Sieht man aber die Verweisung des § 257 Abs 2 ZPO
so, dass damit auch auf die Rechtsfolgen der Missach-
tung des gerichtlichen Auftrages iSd § 180 Abs 2
ZPO verwiesen wird, stellt sich die Frage, wie die dort
vorgesehene Präklusionsfolge, die nach der hier vertre-
tenen Auffassung aber an das zusätzliche Erfordernis
der erheblichen Verfahrensverzögerung geknüpft wäre,
sich nun zum ebenfalls gesetzlich anordnenden
„Rechtsgespräch“ iSd § 182a ZPO verhält.

Der OGH hat bereits ausgesprochen,24) dass die Prä-
klusion infolge Verletzung der Prozessförderungs-
pflicht nicht notwendigerweise an das Vorliegen eines
Sach- und Rechtsgespräches iSd § 182a ZPO geknüpft
ist. Das Höchstgericht hat dies damit begründet, dass
durch die Formulierung des Wortes „insbesondere“ in
§ 179 ZPO dies nur eine von mehreren möglichen Vo-
raussetzungen ist.

Wenngleich mit der zitierten Entscheidung des
OGH davon auszugehen ist, dass das gemäß § 182a
ZPO vorgesehene Sach- und Rechtsgespräch nur bei-
spielshaft für die Präklusionsfolge bei Verletzung der
Prozessförderungspflicht ist, gilt doch festzuhalten,
dass durch dieses „gesetzliche Beispiel“ des § 179
ZPO der Gesetzgeber jeneWertungen vorgegeben hat,
die bei der Beurteilung der Präklusionsfolge, und damit
(auch) der Beurteilung der Verletzung der Prozessför-
derungspflicht, zu beachten sind.

Da die einschlägigen Bestimmungen der Prozessför-
derungspflicht und die damit verbundenen Sanktionen
der Präklusion kein Selbstzweck sein dürfen, darf diese
Rechtsfolge nur dann eintreten, wenn der (schuldhaft
säumigen) Prozesspartei auch die Notwendigkeit des
entsprechenden Vorbringens, respektive des Beweisan-
botes, „deutlich vor Augen geführt“ wurde.25)

Dies muss, worin dem OGH ebenfalls zu folgen ist,
nicht notwendigerweise durch ein in der vorbereiten-
den Tagsatzung geführtes Sach- und Rechtsgespräch
erfolgen.

Allerdings gilt zu beachten, dass ohne vorangegan-
gene rechtliche Erörterung der Notwendigkeit der
rechtlichen Relevanz allfälligen weiteren Tatsachenvor-
bringens oder Beweisanbotes die Rechtsfolge der Prä-
klusion nicht eintreten darf, weil ja die Partei vom Ge-
richt auf die (mögliche) Sanktion der Präklusion bei
(weiterem) Säumnis hingewiesen werden muss. Dies
folgert nicht nur aus dem bei sonstiger Nichtigkeit auch
verfassungsrechtlich geschützten Anspruch auf rechtli-
ches Gehör,26) sondern auch aus dem Zweck der Pro-
zessförderungspflicht selbst. Es ist, worauf Schragel27)
zutreffend hingewiesen hat, unwahrscheinlich, dass
das Gesetz einerseits das Gericht zu solchen Fürsorge-
pflichten, die den Parteien erst klar machen sollen, wel-
che rechtlichen Gesichtspunkte das Gericht für seine
Entscheidung für erheblich hält, anhält und anderer-
seits die Parteien bereits zuvor ohne solche Klarstellung
seiner Rechtsauffassung unter Fristsetzung und Eintritt
von Rechtsfolgen zu konkreten (weiteren) Vorbringen
veranlassen kann.

Durch das Zusammenwirken der zitierten gesetzli-
chen Vorschriften ist nämlich sichergestellt, dass eine
Prozessbeschleunigung nicht einseitig auf dem Rücken
der Parteien vollzogen wird, sondern auch das Gericht
dazu beitragen muss. Denn die Beschleunigung unter
gleichzeitiger Sicherstellung einer größtmöglichen ma-
teriellen Gerechtigkeit lässt sich nur durch ein Ineinan-
dergreifen von Pflichten des Richters und der Parteien
erreichen, die von beiden Seiten befolgt werden. An-
dernfalls würden die durch Präklusion gewonnenen
Zeitvorteile infolge richterlicher Verschleppung wieder
verloren gehen.28)

In jenen Fällen, in denen das Erfordernis eines er-
gänzenden Vorbringens oder Beweisanbotes aber of-
fenkundig ist, würde umgekehrt das Erfordernis eines
Sach- und Rechtsgespräches zu einem bloßen Forma-
lismus mutieren, wollte man in einem solchen Fall bei
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Verletzung der Prozessförderungspflicht die Präklusi-
onswirkung an eine derartige Erörterung der Sach-
und Rechtslage knüpfen. In diesem Zusammenhang
ist an jene Fälle zu denken, in denen ein „inhaltsleerer“
Einspruch mit unbestimmtem Beweisanbot erstattet
wird und die beklagte Partei trotz gerichtlicher Anord-
nung gem § 180 Abs 2 ZPO kommentarlos säumig
bleibt, um dann in der vorbereitenden Tagsatzung mit
umfangreichem Vorbringen und Beweisanboten „he-
rauszurücken“, die überdies erst in mehreren Gerichts-
terminen beweismäßig abgearbeitet werden könnten.29)

Kann in einem solchen Fall die Partei nicht aus-
nahmsweise erklären, weshalb sie erst in der vorberei-
tenden Tagsatzung aktiv wurde, wird ein derartiges
Vorbringen und Beweisanbot zurückzuweisen sein, es
sei denn, die Beweismittel für ein derartiges Vorbringen
könnten in der vorbereitenden Tagsatzung ohne erheb-
lichem Zeitverlust ebenfalls berücksichtigt werden.

Dies unter der selbstverständlichen Voraussetzung,
dass die von der klagenden Partei angebotenen Beweise
in dieser Verhandlung erschöpfend aufgenommen wer-
den können. Müsste die vorbereitende Tagsatzung aus
anderen als in dem Bereich der säumigen Prozesspartei
gelegenen Gründen vertagt werden, wäre infolge des
bloß relativen Verzögerungsbegriffes davon auszuge-
hen, dass (in Ermangelung einer erheblichen Verzöge-
rung) andernfalls zu präkludierende Beweise bzw Vor-
bringen der säumigen Partei (ausnahmsweise) berück-
sichtigt werden müssten.

In allen Fällen gilt aber meines Erachtens, dass erst in
der vorbereitenden Tagsatzung selbst vom Gericht be-
urteilt werden kann, ob zufolge Verletzung befristeter
gerichtlicher Anordnung oder gesetzlicher Prozessför-
derungspflicht die Rechtsfolge der Präklusion eintreten
kann.

Dies deshalb, weil es anerkannt ist, dass nur jenes
Vorbringen präkludiert werden kann, das prozessverzö-
gernd wirkt, was insb auf unstreitiges Vorbringen nicht
zutrifft.30) Diese steht aber letztlich (erst) in der vorbe-
reitenden Tagsatzung selbst fest, weil es einer Partei
unbenommen bleiben muss, vorerst (in Schriftsätzen)
strittiges Vorbringen (später) außer Streit zu stellen
oder auch einen vorprozessual eingenommenen
Rechtsstandpunkt prozessual nicht aufrecht zu erhal-
ten.31)

Stellt sich aber in der vorbereitenden Tagsatzung
heraus, dass die Missachtung gerichtlicher Aufträge
(nunmehr) prozessverzögernd wirken und etwa eine
Vertagung einer sonst zu schließenden Verhandlung
notwendig machen würde, ist dem Gericht durchaus
die Möglichkeit zu geben, erst in der vorbereitenden
Tagsatzung verspätet erstattetes Prozessvorbringen zu
präkludieren, dies allerdings nur unter der unabdingba-
ren Voraussetzung, dass der säumigen Prozesspartei be-
reits vor der vorbereitenden Tagsatzung auch durch ge-
richtliche Anordnung deutlich wurde, welche Punkte

strittig sind und wo es eines Beweises bedarf32) und wel-
che rechtlichen Gesichtpunkte für die gerichtliche Ent-
scheidung maßgeblich sind.

Aber nicht nur in jenen Fällen, in denen das Erfor-
dernis ergänzenden Vorbringens oder Beweisanbotes
gerade durch die Sach- und Rechtslage offenkundig ist,
kann unter den weiteren Voraussetzungen auch ohne
vorangegangenes Rechtsgespräch die Präklusionsfolge
des § 180 Abs 2 ZPO eintreten. Dies meines Erachtens
allerdings nur dann, wenn die insoweit mit Präklusions-
folge belastete säumige Partei in einer dem Rechtsge-
spräch vergleichbaren Weise auf das Erfordernis weite-
ren Vorbringens oder Beweisanbote aufmerksam ge-
macht wird oder ihr Vorbringen offenkundig opportu-
nistisch und widersprüchlich ist.33)

Dies kann insb durch den Prozessgegner geschehen,
der in seinem bestreitenden Vorbringen etwa auf das
Erfordernis weiteren Vorbringens der anderen Pro-
zesspartei ausdrücklich aufmerksam macht oder ent-
sprechende weitere Beweisanbote „einfordert“.34)

Bleibt eine Prozesspartei, die daher sowohl eine ge-
richtliche Anordnung nach § 180 Abs 2 ZPO erhalten
hat und überdies vom Prozessgegner auf das Erforder-
nis weiteren Prozessvorbringens oder Beweisanbote
zusätzlich aufmerksam gemacht wurde, weiter untätig,
erscheint es durchaus angebracht, auch ohne vorange-
gangenes Rechtsgespräch die Präklusionsfolge des
§ 180 Abs 2 ZPO wiederum unter den oben dargestell-
ten zusätzlichen Voraussetzungen eintreten zu lassen.

Diese Aussage ist allerdings auf jene Fälle einzu-
schränken, in denen das Erfordernis weiteren Vorbrin-
gens nicht geradezu offenkundig ist, aber auch nicht so
komplex ist, dass es hinsichtlich des Vorbringens und
der Beweisbedürftigkeit eines Sach- und Rechtsgesprä-
ches durch das Gericht bedarf. Das Erfordernis der
„zusätzlichen Aufforderung des Prozessgegners“ ist in-
soweit in solchen Fällen relevant, in denen dem Pro-
zessgegner durch das Bestreitungsvorbringen somit
vor Augen geführt wird, welche Umstände strittig wer-
den und daher in Ermangelung einer Außerstreitstel-
lung des Prozessgegners beweisbedürftig sind bzw
durch ergänzendes Vorbringen zu erhärten sind.

Behauptet ein deliktisch Geschädigter etwa einen
Verdienstentgang, weil er in seinem Unternehmen für
die Dauer des Krankenstandes nicht tätig sein konnte
und bestreitet der Gegner einen solchen Verdienstent-
gang und macht überdies darauf aufmerksam, dass die
entsprechenden Umsätze (vor und nach dem Unfall)
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darzulegen und durch ein Sachverständigengutachten
zu beweisen sein werden und erstattet die andere Pro-
zesspartei insoweit weder Vorbringen noch bietet sie
für den behaupteten Verdienstentgang Beweismittel an
(so der Fall des OLG Linz, 4 R 123/04 t), bedarf es kei-
nes Rechtsgespräches mit der rechtsfreundlich vertrete-
nen Partei, um das Erfordernis eines solchen Vorbrin-
gens oder Beweisanbotes deutlich zu machen. Bleibt in
einem solchen Fall ein befristeter gerichtlicher Auftrag
gem § 180 Abs 2 ZPO ungenützt, wird unter den oben
mehrfach beschriebenen zusätzlichen Voraussetzungen
die Präklusionsfolge des § 180 Abs 2 ZPO auch ohne
vorangegangenes Rechtsgespräch eintreten können.

Ist aber das Erfordernis von Vorbringen oder Be-
weisanbot nicht offenkundig oder durch entsprechen-
des Vorbringen des Prozessgegners deutlich gemacht
worden, wird va bei entsprechend komplexeren Sach-
verhalten oder Rechtslagen die Präklusionsfolge des
§ 180 Abs 2 ZPO bei befristeter gerichtlicher Anord-
nung meines Erachtens nur dann eintreten können,
wenn in einer dem Rechtsgespräch gem § 182a ZPO
gleichwertigen Weise das Gericht die Prozesspartei
auf das Erfordernis eines entsprechenden ergänzenden
Vorbringens aufmerksam gemacht hat. Dies bedeutet,
dass sich bei derartigen Sachverhalten das Gericht nicht
mit einem allgemeinen Auftrag, sämtliches Vorbringen
oder Beweismittel fristgerecht zu erstatten, begnügen
darf, sondern der Prozesspartei konkrete, auf den
speziellen Sachverhalt bezogene „Anordnungen“ iSd
§ 180 Abs 2 ZPO zu geben hat.

Behauptet beispielsweise eine Prozesspartei, die ihr
gegenüber erhobene deliktische Schadenersatzforde-
rung wäre verjährt, wird das Gericht die beklagte Partei
gem § 180 Abs 2 ZPO konkret aufzufordern haben, in
Hinblick auf § 1489 ABGB Vorbringen und Beweisan-
bot zur Kenntnis von Schaden und Schädiger zu erstat-
ten.

Da die beklagte Partei ein derartiges Vorbringen
wohl nur dann vollständig erfolgreich vortragen kann,
wenn die klagende Partei ihrerseits den behaupteten
Schaden und das haftungsbegründende Verhalten (voll-
ständig) dargelegt hat, wird in einem solchen Fall die
Präklusionsfolge des § 180 Abs 2 ZPO meines Erach-
tens nur dann eintreten können, wenn ein solches voll-
ständiges Vorbringen der klagenden Partei vorliegt und
ein entsprechend konkreter Auftrag des Gerichtes an
die beklagte Partei iSd § 180 Abs 2 ZPO erfolgt. Liegt
ein entsprechendes vollständiges Vorbringen der kla-
genden Partei nicht vor oder erteilt das Gericht nur ei-
nen allgemein gehaltenen Auftrag zur Vorlage „sämtli-
cher Beweismittel und Erstattung sämtlichen Vorbrin-
gens“, wird in Ermangelung eines dem Sach- und
Rechtsgespräch gleichwertigen Hinweises an die be-
klagte Partei dieser nicht verwehrt werden können, erst
nach dem Sach- und Rechtsgespräch, allenfalls nach
vollständigem Vorbringen des Klägers und zusätzli-

chem Hinweis auf ergänzendes Vorbringen zur Verjäh-
rung, (erst) in der Verhandlung dieses Vorbringen und
Beweisanbote zu erstatten.

Dieses Ergebnis steht im Einklang mit der einschlä-
gigen Rechtsprechung zur Möglichkeit und Zulässig-
keit der Verbesserung von Schriftsätzen.35)

Es wäre ein Wertungswiderspruch, wollte man einer
klagenden Partei gestatten, noch in der vorbereitenden
Tagsatzung die Klage schlüssig zu stellen, ihr aber ver-
wehren, eine schlüssige, hinsichtlich der Beweisanbote
aber unvollständige Klage insoweit zu vervollständigen.
Jene Partei, die eine schlüssige, möglicherweise aber
hinsichtlich des Vorbringens und der Beweisanbote un-
vollständige Klage einbringt, darf nicht schlechter ge-
stellt werden, als jene, die überhaupt eine unschlüssige
Klage erhebt.

Dieses Ergebnis lässt der Bestimmung des § 258
Abs 2 ZPO, die ja den Parteien die umfassende Erörte-
rung in der vorbereitenden Tagsatzung des Sachver-
haltes zur Pflicht machen, auch dann einen Anwen-
dungsbereich, wenn der vorbereitenden Tagsatzung
entsprechend fristgebundene Aufträge des Gerichtes
gem § 180 Abs 2 ZPO vorangegangen sind.

Da nach den obigen Darlegungen der (säumigen)
Prozesspartei Gelegenheit gegeben werden muss, die
Konsequenzen der Verletzung der Prozessförderungs-
pflicht vor Augen zu führen, vor allem aber deshalb,
weil der säumigen Prozesspartei Gelegenheit gegeben
werden muss, jene Umstände dem Erstgericht gegen-
über darzulegen, die die Annahme groben Verschul-
dens in Hinblick auf die damit verbundene Präklusions-
folge ausschließen, hat das Gericht vor einer Zurück-
weisung von Vorbringen diese Umstände zu erörtern
und der betreffenden Partei vor einer Zurückweisungs-
entscheidung Gelegenheit zu geben, zu begründen, wa-
rum das betreffende Vorbringen nicht schon früher er-
stattet wurde.36)

Wird eine derartige Gelegenheit nicht geboten, den-
noch aber das Vorbringen oder die Beweisanbote als
gegen die Prozessförderungspflicht verstoßend präklu-
diert zurückgewiesen, begründet diese Vorgangsweise
einen Verfahrensmangel des Gerichtes.

Dieser Umstand schließt es aber auch aus, dass dann,
wenn das Erstgericht ein Vorbringen berücksichtigt
und entsprechende Beweismittel zugelassen hat, das Be-
rufungsgericht nunmehr diese (erstmals) als gegen die
Prozessförderungspflicht verstoßend nicht berücksich-
tigen dürfte. Es wäre nicht zu rechtfertigen, dem Beru-
fungsgericht – noch dazu ohne Rüge des Prozessgeg-
ners der säumigen Partei – eine solche Möglichkeit ein-
zuräumen und gleichzeitig die (erstmalige) Offenlegung
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jener Umstände, die die Annahme eines groben Ver-
schuldens ausschließen, im Berufungsverfahren als ge-
gen das Neuerungsverbot unbeachtlich zu beurteilen.

IV. Rügepflicht
Dieses leitet zur Frage über, ob und inwieweit hier eine
Rügepflicht der Parteien besteht.

Nach herrschender Ansicht sind Stoffsammlungs-
mängel des Gerichtes nicht rügepflichtig im Sinne des
§ 196 ZPO.37)

Meines Erachtens ist bei der Prozessförderungs-
pflicht wie folgt zu differenzieren:

Wird ein Vorbringen oder Beweisanbot einer Partei
vomGericht nicht beachtet, kann dies mehrere Gründe
haben.

Zum einen kann das Vorbringen bzw Beweisanbot
gemäß einer rechtlichen Beurteilung des Gerichtes un-
beachtlich sein,38) zum anderen kann es der Präklusi-
onssanktion infolge Verletzung der Prozessförderungs-
pflicht unterliegen.39) Schließlich ist der Fall denkbar,
dass angebotene Beweise allein deshalb nicht aufge-
nommen werden, weil die beweisbedürftigen Um-
stände dem Gericht ohnedies durch andere Beweismit-
tel erwiesen erscheinen. Aus der (bloßen) Tatsache, dass
angebotene Beweise vom Gericht nicht aufgenommen
werden, besteht daher für den Beweisführer kein
Handlungsbedarf und damit auch (naturgemäß) keine
Rügepflicht.

Wird dann in der gerichtlichen Entscheidung offen-
bar, aus welchen der oben dargestellten Erwägungen
die Durchführung eines Beweisverfahrens unterblieb,
kann jene dadurch beschwerte Partei dann die Vor-
gangsweise des Gerichtes als Verfahrensmangel im Be-
rufungsverfahren relevieren,40) einer zusätzlichen Rüge
gem § 196 ZPO bedarf es insoweit nicht.

Legt das Gericht bereits vor Schluss der mündlichen
Verhandlung offen, dass das Beweisanbot wegen Ver-
letzung der Prozessförderungspflicht unterbleibt, be-
darf es ebenfalls keiner Rüge gem § 196 ZPO.41)

Will man die Rügepflicht des § 196 ZPO nicht auf
vergleichbare Konstellationen erweitern und damit
der zitierten herrschenden Ansicht widersprechen, wird
die Zurückweisung des Vorbringens bzw der Beweisan-
bote nicht gesondert gerügt werden müssen. Dennoch
besteht für die beweisführende Prozesspartei insoweit
ein Handlungsbedarf, als sie bei Offenlegung der Zu-
rückweisung des Vorbringens bzw der Beweisanträge
durch das Gericht nunmehr ihrerseits offen legen muss,
aus welchem Grunde das Vorbringen oder Beweisanbot
nicht früher erstattet werden konnte bzw die vom Ge-
richt gesetzte Frist fruchtlos verstrichen ist.42)

Die Prozesspartei hat daher jene Gründe darzulegen,
die das für die Präklusionsfolge erforderliche grobe
Verschulden ausschließen.

Eine derartige Erklärungspflicht der Partei kommt
daher einer Rüge gem § 196 ZPO durchaus nahe, ist
aber mit dieser dennoch nicht gleichzusetzen.

Einer derartigen Erklärung durch die (säumige) Par-
tei bedarf es allerdings dann nicht, wenn die Gründe
der Verspätung für das Vorbringen oder Beweisanbot
geradezu offenkundig sind.

Dies ist etwa dann der Fall, wenn die eine Partei
(etwa in Verletzung ihrer Prozessförderungspflicht)
entsprechendes Vorbringen erstattet oder Beweismit-
tel, wie etwa eine Urkunde, vorlegt, die vom Gericht
akzeptiert werden, sodass die andere Prozesspartei ge-
zwungen ist, in Bestreitung dieses Vorbringens oder
Beweismittel ihrerseits neues Vorbringen zu erstatten
und Beweisanbote zu stellen. Wird ein ergänzendes
oder weiteres Vorbringen der einen Partei vom Gericht
akzeptiert, ohne dass die Frage der Verspätung oder die
Verletzung der Prozessförderungspflicht vom Gericht
erörtert oder releviert wird, muss selbstverständlich
schon aus dem Grundsatz derWahrung des rechtlichen
Gehörs der anderen Prozesspartei die Gelegenheit ge-
geben werden, auch ihrerseits auf dieses neue Vorbrin-
gen durch ergänzendes Vorbringen und Beweisanbot
zu reagieren.43)

Ist daher die Verspätung des Vorbringens oder des
Beweisanbotes durch die andere (säumige) Partei gera-
dezu herausgefordert, liegt das fehlende (grobe Ver-
schulden) der darauf reagierenden Partei auf der Hand
und muss von dieser (mit oder ohne Aufforderung des
Gerichtes) nicht (nochmals) gesondert dargelegt wer-
den.

Ist aber eine derartige Erklärung einer Prozesspartei
erforderlich, ist sie von der Partei im erstinstanzlichen
Verfahren darzulegen, weil deren erstmalige Geltend-
machung im Berufungsverfahren gegen das Neue-
rungsverbot verstößt.44)

Erfolgt die Erklärung allerdings nicht im unmittelba-
ren Anschluss an die gerichtliche Entscheidung der Zu-
rückweisung von Vorbringen und Beweisanbot, son-
dern erst in einer allfälligen weiteren Tagsatzung, ist
zu beachten, dass eine derartige verzögernde Offenle-
gung nun seinerseits gegen die Prozessförderungs-
pflicht verstößt und daher nur dann die Präklusion ver-
hindert, wenn mit der (verspäteten) Zulassung der Be-
weise bzw Akzeptanz des Vorbringens nun nicht seiner-
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seits eine erhebliche Verfahrensverzögerung verbunden
wäre.

Zu beachten ist aber auch die umgekehrte Konstella-
tion, dass das Gericht ein die Prozessförderungspflicht
verletzendes Vorbringen oder Beweisanbot zulässt, weil
das Gericht etwa die Voraussetzungen für die Präklu-
sion nicht annimmt.

In diesem Fall hat die andere Prozesspartei diese
Vorgangsweise des Gerichtes, also die Zulassung von
verspätetem Vorbringen oder Beweise, gem § 196
ZPO zu rügen.45)

Schragel46) verweist darauf, dass dann, wenn das Ge-
richt nicht von Amts wegen (verspätetes) Vorbringen
zurückweist, die Gegenpartei einen Zurückweisungsan-
trag stellen kann, über den das Gericht mit Beschluss zu
entscheiden hat. Annerl47) verweist darauf, dass durch
die (mögliche) Antragstellung der Gegenpartei auf Zu-
rückweisung des verspäteten Vorbringens die Möglich-
keit gegeben werden sollte, eine Reaktion des Gerichtes
auf derartige Bedenken zu erzwingen.

Mit Annerl48) ist davon auszugehen, dass die gesetzli-
chen Voraussetzungen der Präklusion bei Verletzung
der Prozessförderungspflicht nicht unterschiedlich sein
können, ob sie das Gericht von Amts wegen oder über
Antrag einer Prozesspartei beachtet. Dies deshalb, weil
die Wahrnehmung der gesetzlichen Prozessförde-
rungspflicht (auch) nicht in die Ingerenz der Gegenpar-
tei gestellt ist. Die (mögliche) Antragstellung der Ge-
genpartei ist aber (dann) nichts Anderes als eine (erfor-
derliche) Rüge der Gegenpartei gem § 196 ZPO.

In dieser Fallkonstellation ist die Rüge gem § 196
ZPO auch kein bloßer entbehrlicher Formalismus, son-
dern Erfordernis, um der mit dem Verdacht der Verlet-
zung der Prozessförderungspflicht belasteten anderen
Partei Gelegenheit zu geben, jene Gründe darzulegen,
die gegen die Zulässigkeit einer Präklusion von Vor-
bringen und Beweisanboten sprechen. Würde man in
einem solchen Fall der Prozesspartei keine Rügepflicht
auferlegen, hätte sie die Möglichkeit, die Zulassung von
Vorbringen und Beweisanbot durch das Gericht als
Verfahrensmangel im Berufungsverfahren zu relevieren
und würde damit sowohl die mit der Verletzung der
Prozessförderungspflicht belastete Partei als auch das
Gericht überrascht werden.

Wollte man daher insoweit eine Rügepflicht vernei-
nen, müsste man wohl auch jene Rechtsprechung, die
die Darlegung der Gründe, weshalb verzögerndes Vor-
bringen nicht grob schuldhaft erst später erstattet
wurde als gegen das Neuerungsverbot verstoßend beur-
teilt, für diese Fallkonstellation nicht anwenden dürfen,
weil andernfalls die mit dem Verdacht der Verletzung
der Prozessförderungspflicht belastete Partei keine
Möglichkeit hätte, sich gegen derartige Vorwürfe er-
folgreich zu wehren.

Vor allem aber ist zu bedenken, dass dann, wenn das
Berufungsgericht etwa die Frage der Verletzung der

Prozessförderungspflicht anders beurteilt als das Erst-
gericht, damit ein bereits vorliegendes Beweisverfahren
„für unbeachtlich erklärt“ werden müsste, was dem
ebenfalls durch die Zivilverfahrensnovelle 2002 erklär-
ten Ziel der materiellrechtlichen Richtigkeit der Ge-
richtsentscheidung ebenso widerstreitet wie dem Ziel
der Beschleunigung der Verfahren.

Das Ziel der Verfahrensstraffung kann daher nur
dann erreicht werden, wenn auch dem Erstgericht zu-
folge Rüge der Prozesspartei die Gelegenheit gegeben
wird, seine Entscheidung über die Zulassung eines
eigentlich zu präkludierenden Beweismittels oder
Vorbringens insoweit zu „revidieren“. Nur der unter-
bliebene (unnötige) Verfahrensaufwand führt ja zu ei-
ner effektiven Verfahrensbeschleunigung, nicht aber
die spätere „Ungültigkeitserklärung vorliegender Be-
weise“.

Entspricht es daher nicht der Prozessökonomie, jene
Prozesspartei, die sich durch die Nichtberücksichti-
gung der Verletzung der Prozessförderungspflicht der
anderen Prozesspartei beschwert erachtet, erst auf die
Rüge im Berufungsverfahren zu verweisen, muss einer
solchen Partei eine derartige Rüge bereits im erstin-
stanzlichen Verfahren gem § 196 ZPO abverlangt wer-
den, will man der Partei nicht überhaupt das Recht ab-
sprechen, sich gegen die Vorgangsweise des Gerichtes
aussprechen zu können, die Verletzung der Prozessför-
derungspflicht der anderen Partei „ungeahndet zu las-
sen“.

V. Abgestufte Sanktion
Gem § 180 Abs 2 ZPO ist die Missachtung eines frist-
gebundenen gerichtlichen Auftrages nicht nur mit der
Rechtsfolge der Zurückweisung von Vorbringen oder
von Beweismittel,49) sondern auch mit der Möglichkeit
richterlicher Beweiswürdigung zum Nachteil der säu-
migen Partei verknüpft.

Es wäre in der Tat ein seltsames Ergebnis, wollte man
demGesetz unterstellen, dass die „freie richterliche Be-
weiswürdigung“ an das vomGericht zusätzlich zu über-
prüfende Verschulden der den fristgebundenen Auftrag
des Gerichtes gem § 180 Abs 2 ZPO missachtenden
Partei gebunden würde, worauf Annerl50) zutreffend
verweist. Insoweit ist in der Tat davon auszugehen, dass
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das Gesetz das für diese Rechtsfolge erforderliche Ver-
schulden unterstellt.51)

Daraus ist aber nicht die Schlussfolgerung zu ziehen,
dass auch die Rechtsfolge der Präklusion nur an die Vo-
raussetzung eines „leichten Verschuldens“ geknüpft
wird, weil die gesetzliche Anordnung, wonach die Un-
terlassung aufgetragenen Vorbringens gem § 180 Abs 2
ZPO iSd § 381 ZPO gewürdigt werden kann, nur den
Grundsatz wiederholt, dass das gesamte Prozessverhal-
ten der freien richterlichen Beweiswürdigung unter-
liegt.52)

Daher trägt jene Prozesspartei, die fristgebundene
Aufträge des Gerichtes gem § 180 Abs 2 ZPO missach-
tet, das Risiko, dass ihr (verspätetes) Prozessvorbringen
zwar nicht als präkludiert vom Gericht unbeachtet
bleibt, jedoch im Rahmen richterlicher Beweiswürdi-
gung nicht als erwiesen angenommen wird, selbst wenn
dieses in der (ersten) vorbereitenden Tagsatzung etwa
durch Urkunden oder Parteiaussage auch „erwiesen“
werden kann, weil – wie dargelegt – ein derartiges Ver-
halten kraft gesetzlicher Anordnung vom Gericht
durchaus zum Nachteil der säumigen Partei gewürdigt
werden darf. Dieser obliegt es dann, die gesetzliche Ver-
mutung des (groben) Verschuldens im Berufungsver-
fahren imRahmen einer Tatsachenrüge53) zu entkräften.

Zur Vermeidung von Wertungswidersprüchen wird
aber auch in diesem Zusammenhang zu fordern sein,
dass jene Umstände, die die fristgerechte Missachtung
des gerichtlichen Auftrages gem § 180 Abs 2 ZPO
rechtfertigen könnten, bereits im erstinstanzlichen Ver-
fahren dargelegt werden und die erstmalige Geltend-
machung dieser Gründe im Berufungsverfahren gegen
das Neuerungsverbot verstoßen würde.54)

Aus den oben dargestellten Gründen wird aber auch
vomGericht zu fordern sein, dass diese Umstände erör-
tert werden, sohin der säumigen Partei Gelegenheit ge-
geben wird, im erstinstanzlichen Verfahren die Gründe
ihrer Säumigkeit insoweit darzulegen.

Neben den Sanktionsmöglichkeiten der Präklusion
und der richterlichen Beweiswürdigung besteht auch
die Sanktion der Kostenfolge. Diese ist dann, wenn
ein Schriftsatz vor der vorbereitenden Tagsatzung nicht
innerhalb der Wochenfrist des § 257 Abs 3 ZPO ein-
langt, selbst dann, wenn er nicht zurückgewiesen und
verwertet wird, nach herrschender Ansicht nicht zu ho-
norieren.55)

Nichts Anderes kann aber meines Erachtens für den
Fall gelten, dass der fristgebundene Auftrag des Ge-
richtes gem § 180 Abs 2 ZPO missachtet wird, selbst
wenn der Schriftsatz noch innerhalb der einwöchigen
Frist des § 257 Abs 3 ZPO einlangt und dann vom Ge-
richt zugelassen und verwertet wird.56)

Der Umstand, dass die Bestimmung des § 180 Abs 2
ZPO „nur“ die Präklusionsfolge und die nachteilige
richterliche Beweiswürdigung als Sanktion erwähnt,
nicht aber die Kostenfolgen anspricht, gestattet keine

andere Beurteilung.57) Es ist davon auszugehen, dass
fristgebundene Aufträge des Gerichtes gem § 180
Abs 2 ZPO einem entsprechenden Zeitplan des Ge-
richtes folgen und nicht „zufällig“ gesetzt werden.
Wenn nun die fristgebundenen Aufträge des Gerichtes
missachtet werden, ist in der Regel davon auszugehen,
dass zumindest der Zeitplan des Gerichtes „durchei-
nandergebracht“ wird. Setzt nämlich ein Gericht ent-
sprechend lange Fristen, die dann dazu führen können,
dass zwar die gerichtlich gesetzte Frist missachtet, aber
jene Wochenfrist des § 257 Abs 3 ZPO noch gewahrt
wird, wird dem Gericht, das ja nicht ohne Grund eine
entsprechend längere Frist gesetzt haben wird, auch
dieMöglichkeit genommen, innerhalb des vomGericht
sich selbst gesetzten Zeitplanes die vorbereitende Tag-
satzung entsprechend vorzubereiten. Da das Gericht
erfahrungsgemäß nicht nur eine, sondern regelmäßig
eine Mehrzahl von vorbereitenden Tagsatzungen vor-
zubereiten hat, führt die Missachtung des „Zeitmana-
gements“ des Gerichtes in der Regel dazu, dass jene Vo-
raussetzung der zweckentsprechenden Rechtsverfol-
gung fehlt, die aber Voraussetzung für die Zuerken-
nung eines Kostenersatzes ist.58)

Diese Kostenfolge ist meines Erachtens auch nicht
von einem entsprechenden Antrag des Prozessgegners
abhängig, die vorbereitende Tagsatzung zu verlegen,
weil andernfalls die Nichtäußerung des Prozessgegners
als (stillschweigende) Erklärung angesehen werden
könnte, sich trotz der Säumnis des Prozessgegners auf
die vorbereitende Tagsatzung ausreichend vorbereiten
zu können.59) Dies deshalb nicht, weil keine Wertung
erkennbar ist, die Rechtsfolgen der Säumnis einer Pro-
zesspartei nun in die Sphäre der anderen Prozesspartei
oder jener des Gerichtes zu verlagern.

Diese Konsequenz gilt meines Erachtens, unabhän-
gig von der Frage eines allfälligen Verschuldens, der
die Frist des Gerichtes missachtenden Prozesspartei,
weil die Zweckmäßigkeit und Ersatzfähigkeit der Kos-
ten ja verschuldensunabhängig zu beurteilen ist.60)

VI. Zusammenfassung
Zusammenfassend führt daher die Missachtung eines
fristgebundenen Auftrages des Gerichtes gem § 180
Abs 2 ZPO, Vorbringen und Beweisanbote vor der vor-
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bereitenden Tagsatzung zu erstatten, zu nachstehenden
Konsequenzen:

Wird die vom Gericht gesetzte Frist nicht eingehal-
ten, erfolgt aber im Rahmen eines noch eineWoche vor
der vorbereitenden Tagsatzung einlangenden Schrift-
satzes verspätet das ergänzende Vorbringen und Be-
weisanbot, ist ein derartiger Schriftsatz, selbst wenn
er vom Gericht nicht zurückgewiesen und verwertet
wird, nicht zu honorieren. Vielmehr sind auch jene
Mehrkosten, die durch eine entsprechende, vom Ge-
richt dem Prozessgegner eingeräumte Replik entstehen
oder gar die Kosten einer (weiteren) vorbereitenden
Tagsatzung, die dadurch notwendig würden, im Rah-
men einer Kostenseparation von der insoweit den frist-
gebundenen gerichtlichen Auftrag missachtenden Pro-
zesspartei zu übernehmen.

Weiters trägt jene Partei, die den fristgebundenen
gerichtlichen Auftrag missachtet, auch die Konsequenz,
dass ihr verspätetes Vorbringen, selbst wenn es vom
Gericht nicht zurückgewiesen wird und durch Beweis-
mittel erhärtet werden kann, im Rahmen richterlicher
Beweiswürdigung zufolge des säumigen Prozessverhal-
tens nachteilig gewürdigt wird. Vor dieser Rechtsfolge
hat das Gericht allerdings die Umstände der Verspä-
tung zu erörtern.

Wird der fristgebundene gerichtliche Auftrag des
Gerichtes überdies grob schuldhaft von der Partei
missachtet und war das Erfordernis eines ergänzenden
Vorbringens und Beweisanbotes offenkundig oder
wurde im Rahmen eines konkreten, dieses Erfordernis
darlegenden gerichtlichen Auftrages, der auch die
Rechtsfolgen und die rechtliche Beurteilung offen
legte, missachtet, kann ein derart verspätetes Vorbrin-
gen, dann, wenn sich in der vorbereitenden Tagsat-
zung herausstellt, dass die Beachtung desselben zu ei-
ner erheblichen Verfahrensverzögerung führen würde,
vom Gericht präkludiert werden. Liegen die Voraus-
setzungen für eine Präklusion vor, wird diese vom
Gericht aber dennoch nicht vorgenommen, ist dieser
Umstand vom nicht säumigen Prozessgegner zu rü-
gen. War aufgrund der Komplexheit der Sach- und
Rechtslage allerdings diese umfassend zu erörtern,
was vor der vorbereitenden Tagsatzung nicht stattge-
funden hat oder stattfinden konnte, kann die Rechts-
folge der Präklusion eines erst in der vorbereitenden
Tagsatzung erstatteten Vorbringens oder Beweisanbo-
tes selbst dann nicht stattfinden, wenn ein vorange-
gangener fristgebundener gerichtlicher Auftrag gem
§ 180 Abs 2 ZPO selbst grob schuldhaft missachtet
worden war.
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für ein Unternehmen der Energiebranche mit Sitz in Wien tätig. Der Beitrag spiegelt seine persönliche Meinung wider.

Die energiewirtschaftlichen Hauptgesetze ElWOG und GWG haben ua die Gemeinsamkeit des Gleichbehand-
lungsverantwortlichen (§ 26 Abs 3 Z 4 ElWOG) bzw des Gleichbehandlungsbeauftragten (§ 7 Abs 3 lit d GWG).
Trotz des feinen Unterschieds in der Bezeichnung1) haben die Personen,2) die dazu bestellt werden, nach der ge-
setzgeberischen Intention dieselbe Funktion. Der Beitrag untersucht die verwaltungsstrafrechtliche Dimension.

I. Einleitung
Die mit der Funktion des GB verbundenen Aufgaben
sollen die Entflechtung3) der vertikal integrierten Un-
ternehmen der leitungsgebundenen Energiewirtschaft
insofern vervollständigen, als der GB mittels des von
ihm aufzustellenden GBP sicherstellen soll, dass die
vom Gesetzgeber angestrebte Trennung des Monopol-
bereiches „Betreiben eines Netzes zur Energieversor-

gung“ vom Nichtmonopolbereich „Erzeugung von/
Handel mit Energie“ nicht durch faktisches Verhalten
des Netzbetreibers (NB) unterlaufen wird. Es ist denk-
bar, dass – nachdem etwa das gesellschaftsrechtliche
Unbundling4) vollzogen wurde – Netzbetrieb und
Energiehandel zwar von verschiedenen juristischen
Personen innerhalb des Konzerns wahrgenommen
werden, dass aber in der täglichen Geschäftsabwicklung
die „Netzgesellschaft“ ihre „Handelsschwester“5) be-
vorzugt, indem ihr etwa (mehr) Informationen (schnel-
ler) zur Verfügung gestellt, günstigere Vertragskondi-
tionen eingeräumt werden oder mit ihr ein Transport-
bzw Netzzugangsvertrag6) geschlossen wird, während
bei einem konkurrierenden Handelsunternehmen der
Vertragsabschluss aus sachlich nicht zu rechtfertigen-
den Gründen verweigert wird und somit eine Un-
gleichbehandlung Platz greift. Damit würde die Errei-
chung des Ziels des Unbundling – die Öffnung der
Energieversorgungsnetze für alle Handelsunterneh-
men zu denselben Bedingungen und damit die Schaf-
fung eines level playing field – auf halbem Weg stecken
bleiben und der aus volkswirtschaftlicher Sicht wün-
schenswerte verstärkte Wettbewerb im Energiesektor
möglicherweise ausbleiben.

Die dargelegte Funktion des GB hat sich auch durch
das im Juni 2006 kundgemachte Energie-Versorgungs-

1) Wie in der Überschrift wird in der Folge der Einfachheit halber nur
vom Gleichbehandlungsbeauftragten (GB) gesprochen; gemeint ist
jeweils auch der Gleichbehandlungsverantwortliche.

2) Es steht derzeit außer Diskussion, dass nur einzelne natürliche Perso-
nen diese Funktion ausüben können. Aus den gemeinschaftsrechtli-
chen Vorschriften ergibt sich diese Einschränkung nicht: Sowohl die
Elektrizitäts-Binnenmarkt-RL 2003/54/EG (vgl Art 10 Abs 2 lit d;
15 Abs 2 lit d) als auch die Erdgas-Binnenmarkt-RL 2003/55/EG (vgl
Art 9 Abs 2 lit d; 13 Abs 2 lit d) sprechen von der „für die Überwa-
chung des Gleichbehandlungsprogramms (GBP) zuständigen Person
oder Stelle“ (englische Version jeweils: „person or body responsible
for monitoring the compliance programme“), womit klar ist, dass
auch eine Personenmehrheit für diese Funktion in Frage käme. Tat-
sächlich spricht auch der Auslegungsvermerk der EU Kom, der im
Jänner 2004 zu den genannten RL ergangen ist, vom „senior mana-
gement body“ oder einem Mitglied dieses Gremiums. Der österr Ge-
setzgeber hat bei der Umsetzung der Vorschrift eine andere Formu-
lierung gewählt und gleichzeitig wohl vorausgesetzt, dass es sich
beim GB nur um eine einzelne natürliche Person handeln kann. Dies
ist mE sachgerecht und steht in Einklang mit prima facie ähnlichen
Instituten des österr Verwaltungsrechts, etwa dem Abfallwirtschafts-
beauftragten gem AWG, dem Gefahrgutbeauftragten gem GGBG
oder dem – allgemein relevanten – verantwortlichen Beauftragten
gem VStG.

3) Dieser Begriff ist gleichzusetzen mit dem des Unbundling. Es werden
fünf Stufen des Unbundling unterschieden (Reihung nach der Inten-
sität der Entflechtungsmaßnahme): buchhalterisches Unbundling;
funktionelles/organisatorisches Unbundling; gesellschaftsrechtli-
ches/Legal Unbundling; Asset Unbundling; eigentumsrechtliches/
Ownership Unbundling; vgl zB Schneider, Rechtsfragen des Unbund-
ling, in Potacs (Hrsg), Aktuelle Fragen des Gaswirtschaftsrechts
(2005) 33 mwN. Koenig/Kühling/Rasbach, Das energierechtliche
Unbundling-Regime, RdE 2003, 221 erwähnen weiters das Informa-
tions-Unbundling (vgl § 18 GWG), welches jedoch richtigerweise als
eine Facette des funktionellen Unbundling aufzufassen ist, weil die-
ses – jenseits der Buchführung – alle Maßnahmen umfasst, die die
Trennung verschiedener Bereiche innerhalb eines Unternehmens
umfasst.

4) Dieses verlangt die Wahrnehmung der Unternehmensbereiche Er-
zeugung/Handel und Netzbetrieb eines integrierten Energieunter-
nehmens durch verschiedene juristische Personen. Die derzeitige
Rechtslage (vgl § 26 Abs 3 ElWOG und § 7 Abs 2 GWG) erfordert
diesen Schritt des Unbundling und sieht von den weitergehenden
Entflechtungsmaßnahmen ab. Auf europäischer Ebene wird derzeit
die Vorschreibung des Ownership Unbundling diskutiert.

5) Dabei kann es sich auch um die Mutter- oder eine Tochtergesell-
schaft des NB handeln. Die letztgenannte Variante wird vom Regu-
lator Energie-Control GmbH (ECG) unter Hinweis auf den Ausle-
gungsvermerk der EU Kom als unzulässig angesehen (vgl den Bericht
der ECG über den Stand der Umsetzung des Unbundling der österr
Elektrizitäts-NB – Mai 2006, 6 [in der Folge: „Bericht Elektrizität
2006“]). AA: Schneider, Rechtsfragen 40 mwN.

6) Transport- und Netzzugangsvertrag meinen dasselbe; das GWG
etwa verwendet beide Begriffe.
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sicherheitsG/EVG 2006,7) welches eine Novellierung
ua des ElWOG und des GWG mit sich brachte, nicht
geändert – mit der kosmetischen Ausnahme, dass der
bisherige Übereinstimmungsbeauftragte des GWG in
„Gleichbehandlungsbeauftragten“ und das bisherige
Übereinstimmungsprogramm in „Gleichbehandlungs-
programm“8) umbenannt wurde.9)

II. Die gemeinschaftsrechtlichen
Grundlagen und die Umsetzung in
nationales Recht

Grundgelegt wurde die Funktion des GB mit den aktu-
ell für die Elektrizitäts- und Gaswirtschaft maßgebli-
chen RL 2003/54/EG bzw 2003/55/EG: Diese spre-
chen jeweils davon, dass die Person oder Stelle, die
für die Überwachung des GBP zuständig ist, jährlich ei-
nen Bericht über die getroffenen Maßnahmen an den
Regulator zu erstatten hat.10) Darüber hinaus finden
sich in den RL keine weiteren Bestimmungen zu den
Pflichten – oder auch Rechten – des GB. Es lag daher
an den nationalen Gesetzgebern, den Aufgabenbereich
des GB näher zu definieren.

Dies ist aus österr Sicht allerdings kaum geschehen:
Auch nach den einschlägigen Bestimmungen des als
Grundsatzgesetz konzipierten § 26 Abs 3 Z 4 El-
WOG11) und des § 7 Abs 3 lit d GWG hat der GB die
Aufgabe, ein an seine Kollegen adressiertes Programm
aufzustellen, aus dem die Maßnahmen zum Ausschluss
diskriminierenden Verhaltens hervorgehen und wel-
ches die besonderen Pflichten der Mitarbeiter des NB
im Hinblick auf dieses Ziel festschreibt.12) Weiters ist

normiert, dass der GB zur jährlichen Berichterstattung
gegenüber der ECG sowie der LReg (ElWOG) bzw
der Leitung des integrierten Erdgasunternehmens
(GWG) verpflichtet ist.13)

Der GB hat somit im Wesentlichen darüber zu wa-
chen, dass der Elektrizitäts- oder Gas-NB, dem er ange-
hört,14) alle am Netzzugang Interessierten gleich bzw
nicht ohne sachlichen Grund ungleich behandelt. Der
zum GB bestellte Arbeitnehmer15) des NB hat zu diesem
Zweck ein als Verhaltenskodex16) zu qualifizierendesGBP
zu erarbeiten, an das sich seine Kollegen halten sollen.

Darüber hinausgehende gesetzliche Bestimmungen
zu den Rechten und Pflichten GB finden sich nicht.17)
Dies ist umso erstaunlicher, als die Pflicht zur Einhal-
tung der Unbundling-Vorschriften im Gasbereich ge-
nerell und im Strombereich teilweise unter der Sank-
tion einer Verwaltungsstrafe steht: Der § 72 Abs 3 Tir
ElektrizitätsG18) beispielsweise und § 71 Abs 1 Z 1

7) Vgl Rabl, Das EVG 2006 im Überblick, ecolex 2006, 724.
8) Damit ist weder eine Änderung des Inhalts dieses Programms noch

der Funktion der bestellten Person verbunden; so explizit – zumin-
dest für ersteres – ECG in ihrem Gesamtbericht 2005 über die
GBP österreichischer Gas-NB, 11 (in der Folge: „Gesamtbericht
2005“).

9) Das EVG 2006 bringt aber insofern eine Neuerung, als klargestellt
wird, dass nicht nur der NB, sondern auch das gaswirtschaftliche
Spezifikum des Inhabers von Transportrechten (vgl § 6 Z 20 GWG)
ein GBP aufstellen muss. In der Folge wird auf die separate Anfüh-
rung des Inhabers von Transportrechten verzichtet; sämtliche Aussa-
gen zum NB gelten für ihn ebenso.

10) Vgl Schneider, Unbundling nach den neuen RL für den Elektrizitäts-
und Erdgasbinnenmarkt, ecolex 2004, 85.

11) Diese Bestimmung richtet sich explizit nur an Verteiler-NB, gilt über
den Umweg des § 22 Abs 1 ElWOG, der eine sinngemäße Anwen-
dung der in § 26 Abs 3 Z 1 bis 4 enthaltenen Grundsätze für Über-
tragungs-NB fordert, auch für diese. Die Unbundling-Bestimmungen
des GWG dagegen richten sich pauschal an „Netzbetreiber“ und gel-
ten somit von Haus aus sowohl für Fernleitungs- als auch für Vertei-
lerunternehmen.

12) Vgl Raschauer, Handbuch Energierecht (2006) 76. Zum weiteren In-
halt des GBP siehe den Auslegungsvermerk 12 f sowie den Bericht
Elektrizität 2006, 10; ECG stellt auf ihrer Website Muster-GBP zur
Verfügung. Arbeitsrechtlich wird das GBP von Schneider, Rechtsfra-
gen 43 (FN 53), zutreffend als (generelle) Weisung an die Mitarbeiter

qualifiziert, bei deren Nichtbeachtung arbeitsrechtliche Sanktionen
bis hin zur Entlassung drohen.

13) Der Bericht über die im Rahmen des GBP getroffenen Maßnahmen
ist in weiterer Folge zu veröffentlichen, vgl § 26 Abs 3 Z 4 ElWOG
und § 7 Abs 3 lit d GWG. Es ist davon auszugehen, dass diese Veröf-
fentlichungspflicht für den Bereich des GWG – wo dies im Unter-
schied zum ElWOG nicht ausdrücklich geregelt ist – den Regulator
trifft. Tatsächlich wurde von der ECG im Gasbereich für die Berichts-
jahre 2003/2004 und 2005 jeweils ein Gesamtbericht veröffentlicht.

14) Das GWG idF des EVG 2006 geht in widersprüchlicher Weise nach
wie vor davon aus, dass einerseits der NB das GBP aufstellen muss,
dass es andererseits aber der Leitung des integrierten Unterneh-
mens, zu dem er gehört, obliegt, den GB zu benennen, der wiederum
für die Aufstellung des Programms zuständig ist (vgl § 7 Abs 3 lit d
GWG). Eine mögliche Auflösung dieses Widerspruchs würde bedeu-
ten, dass der NB zwar das GBP selbst aufstellen muss, dass es jedoch
der Muttergesellschaft obliegt, die Person zu benennen, die die Ein-
haltung des GBP überwacht. Fraglich ist, ob diese Konstruktion beab-
sichtigt ist, zumal sie sich bei gleicher Interessenlage von der des El-
WOG unterscheidet; Schneider, Rechtsfragen 50, qualifiziert sie als
nicht richtlinienkonform.

15) Die Bestellung einer nicht dem Unternehmen angehörenden Person
(zB eines RA) würde Sinn und Zweck der Vorschrift widersprechen,
weil diese im Regelfall nicht die Nähe zum Geschehen hat, um
prompt reagieren zu können; vgl auch § 23 ArbIG („Angestellter“).

16) So die Diktion der ECG im Bericht Elektrizität 2006, 7 und im Ge-
samtbericht 2005, 13. Der Auslegungsvermerk 12 spricht von „rules
of conduct“.

17) Stichwortartig seien das Recht auf Zustimmung zur Bestellung (vgl
§ 9 Abs 4 VStG, § 11 Abs 2 AWG, § 11 Abs 1 GGBG) und auf Unter-
stützung durch die Geschäftsleitung (ausreichende zeitliche, perso-
nelle und materielle Ressourcen; Weiterbildung; vgl § 11 Abs 2
GGBG und § 11 Abs 1 AWG) genannt. Darüber hinaus erscheinen
die folgenden Aspekte regelungswürdig: Mindestqualifikation (vgl
§ 11 Abs 2 AWG) und -position des GB in der Unternehmenshierar-
chie (vgl § 23 Abs 2 ArbIG), Vertretung (vgl § 11 Abs 1 AWG), Nach-
besetzung, Unvereinbarkeit und uU ein bes Kündigungsschutz.

18) Die Ausführungsgesetze stellen sich in diesem Punkt als nicht ein-
heitlich dar: Das Sbg LandeselektrizitätsG und das oö ElWOG etwa
normieren keine Strafbarkeit für den Fall der Nicht-Einhaltung der
Unbundling-Vorschriften. Aufgrund des oö ElWOG scheint jedoch
eine Bestrafung soweit möglich, als einer bescheidmäßigen Anord-
nung der Behörde gem § 63 Z 14 – in diesem Fall: zur Umsetzung
der Unbundling-Vorschriften – nicht nachgekommen wird.
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GWG19) sehen für einen Verstoß erhebliche Geldstra-
fen20) vor. Darüber hinaus fällt die Überwachung der
Einhaltung der Unbundling-Vorschriften gem § 10
Abs 1 Z 2 E-RBG auch in die Zuständigkeit der ECG:
Diese kann gem § 10 Abs 2 E-RBG auf eine Nichtein-
haltung mit einer Verfahrensanordnung und in weiterer
Folge mit einem der Zwangsvollstreckung zugängli-
chen Bescheid reagieren.21) Es stellt sich daher die Fra-
ge, an wen sich die Vorschriften zur Einhaltung des
Unbundling richten und wer für die Nichteinhaltung
verwaltungs(straf)rechtlich zur Verantwortung gezogen
werden kann.22)

ME ist davon auszugehen, dass die strafbewehrte
Pflicht zur Umsetzung der Unbundling-Vorschriften
und damit die Verantwortung für die Nicht-Einhaltung
grundsätzlich die NB bzw ihre Eigentümer trifft. Es ist
nicht anzunehmen, dass der Gesetzgeber im Sinn hatte,
den GB in die Pflicht zu nehmen, wenn es etwa darum
geht, das Erfordernis des gesellschaftsrechtlichen Un-
bundling23) zu erfüllen. Für die dafür nötigen Schritte
– ua: Gründung der Gesellschaft, die den Netzbetrieb
übernimmt – können nur die Eigentümer des betroffe-
nen Energieunternehmens sorgen.24) Für den engen
Bereich der Aufstellung des GBP, der Überwachung
seiner Einhaltung und der Berichterstattung ist jedoch
der GB selbst unzweifelhaft zuständig. Zumindest für
diesen Bereich ist also –mangels gegenteiliger Anhalts-
punkte im Gesetz – eine verwaltungsstrafrechtliche
Verantwortung des GB normiert.

III. Die Prinzipien des österr
Verwaltungsstrafrechts

Fraglich ist, ob die genannten Strafbestimmungen den
Prinzipien des österr Verwaltungsstrafrechts gerecht
werden. Grundsätzlich ist nach der einschlägigen Vor-
schrift des § 9 Abs 1 VStG bei juristischen Personen
die zur Vertretung nach außen berufene Person für
die Einhaltung der Verwaltungsvorschriften verant-
wortlich. Das bedeutet beispielsweise, dass jeder ein-
zelne Geschäftsführer (GF) einer GmbH und jeder ein-
zelne Vorstand einer AG für die Einhaltung der Ver-
waltungsvorschriften verantwortlich ist.

Lediglich für den Fall, dass ein verantwortlicher Be-
auftragter25) iSd § 9 Abs 3 VStG bestellt wurde, ist die-
ser der Adressat der Verwaltungsstrafnorm. Für die
wirksame Bestellung verantwortlicher Beauftragter
normiert das Gesetz in § 9 Abs 4 VStG eine Reihe
von Anforderungen:

Der verantwortliche Beauftragte muss seinen Haupt-
wohnsitz im Inland haben, strafrechtlich verfolgt wer-
den können, seiner Bestellung nachweislich zuge-
stimmt haben und mit der entsprechenden Anord-
nungsbefugnis ausgestattet sein. Letztere besteht darin,
dass sie dem verantwortlichen Beauftragten ermöglicht,

die Einhaltung der Verwaltungsvorschriften sicher-
zustellen und Verstöße zu verhindern, für die er ver-
antwortlich gemacht werden könnte; die bloße Mög-
lichkeit, das zur Vertretung berufene Organ von der
drohenden oder unvermeidlichen Verletzung von Ver-
waltungsvorschriften zu informieren, ist keine An-
ordnungsbefugnis iSd § 9 Abs 4 VStG.26) Die Voraus-
setzungen des § 9 Abs 4 VStG müssen nicht nur im
Bestellungszeitpunkt, sondern dauernd gegeben sein;
fallen sie später weg, erlischt die Funktion des verant-
wortlichen Beauftragten.27)

Nun bestimmt weder das ElWOG noch das GWG,
dass der GB als verantwortlicher Beauftragter iSd § 9
VStG anzusehen ist – wie dies zB beim abfallrechtli-
chen GF gem § 26 Abs 3 AWG der Fall ist –, noch ist
sonst eines der Erfordernisse des § 9 Abs 4 VStG er-
wähnt. Nicht zuletzt die fehlende Normierung einer
Anordnungsbefugnis – als Voraussetzung für eine wirk-
same Bestellung – lässt es fraglich erscheinen, ob die
Übertragung von verwaltungsstrafrechtlicher Verant-
wortung an den GB mit dem Prinzip des Schuldstraf-
rechts, welches sowohl für das gerichtliche als auch
für das Verwaltungsstrafrecht prägend ist,28) in Einklang
zu bringen ist:

Verwaltungsstrafrechtliche Verantwortung muss im-
mer mit einer entsprechenden Anordnungsbefugnis
verknüpft sein.29) Diese Anordnungsbefugnis muss
der übernommenen Verantwortung entsprechen, weil
die Verantwortung bloß eine leere Hülse bliebe, wenn
sie nicht – zumindest potentiell – in entsprechenden
Maßnahmen ihren Niederschlag findet, wozu es eben
einer ausreichenden Anordnungsbefugnis bedarf.30)

Abhandlungen

19) Die globale Formulierung lautet: „. . . eine Verwaltungsübertretung
begeht, wer den im § 7 festgelegten Verpflichtungen nicht nach-
kommt.“

20) § 74 GWG sieht als Antragsdelikt zudem die Möglichkeit der Verhän-
gung einer Freiheitsstrafe durch das Gericht vor, wenn gegen das In-
formations-Unbundling verstoßen wird!

21) Zudem besteht für ECG noch die Möglichkeit des Vorgehens gem
§ 10 Abs 3 E-RBG, die allerdings verfassungsrechtlich bedenklich
erscheint, vgl Schneider, Rechtsfragen 49 mwN.

22) Nicht untersucht werden hier die zivilrechtlichen Implikationen der
Bestellung einer Person zum GB.

23) Siehe FN 4.
24) Ganz in diesem Sinne Schneider, Rechtsfragen 49 (FN 99).
25) Zur zweiten Ausnahme, nämlich der gem § 9 Abs 1 VStG von einem

Materiengesetz angeordneten Bestellung eines speziellen GF für den
fraglichen Bereich, siehe sogleich.

26) VwGH 22. 11. 1996, 93/17/0143.
27) Walter/Mayer, Verwaltungsverfahrensrecht8 Rz 777.
28) Vgl Walter/Mayer, Verwaltungsverfahrensrecht8 (2003) Rz 770.
29) VwSlg 13.652/1992. Dies gilt aufgrund stRsp auch für jene Bevoll-

mächtigten im Arbeitnehmerschutzrecht, die zwar verwaltungsstraf-
rechtlich verantwortlich sind (vgl § 28 AZG; § 27 ARG), für die die
Einräumung der Anordnungsbefugnis aber nicht ausdrücklich nor-
miert ist: Siehe Hauer/Leukauf, Handbuch des österr Verwaltungs-
verfahrens6 (2003) E 130 zu § 9 VStG.

30) Vgl VwGH 23. 5. 2005, 2004/06/0013 und Schmelz, Der „Umwelt-
beauftragte“, ecolex 1996, 958.
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Gleichzeitig schützt die Anordnungsbefugnis die Be-
troffenen davor, nicht für Übertretungen verantwort-
lich gemacht zu werden, die sie nicht verhindern kön-
nen.31)

Es stellt sich somit die Frage, wie der GB seine ihm
vomGesetz zugedachten Aufgaben erfüllen kann, wenn
das Gesetz davon absieht, ihn mit der Autorität – ver-
wirklicht durch die Anordnungsbefugnis – auszustat-
ten, die er braucht, damit er von ihm für zweckmäßig
erachtete Maßnahmen durchsetzen kann bzw ob –

wie bei den Bevollmächtigten des AZG und ARG –

auch hier die Rsp davon ausgehen würde, dass der
GB über Anordnungsbefugnis verfügt, ohne dass ihre
Einräumung ausdrücklich als Voraussetzung für die
wirksame Bestellung normiert wurde.

Die Antwort auf diese Frage erschließt sich aus einer
Betrachtung der Aufgaben des GB: Diese besteht darin,
ein GBP aufzustellen und seine Einhaltung zu überwa-
chen. Die Anordnungsbefugnis des GB müsste nun da-
rin bestehen, die Einhaltung des GBP zu überwachen,
diejenigen Kollegen abzumahnen und uU disziplinär
zu bestrafen, die sich nicht an die Vorgaben des GBP
halten, und damit die rechtliche und faktische Gleich-
behandlung aller Netzbenutzer sicherzustellen. Dies
wären Kompetenzen, die weit über die typischerweise
für einen verwaltungsstrafrechtlich Verantwortlichen
geforderte Anordnungskompetenz (zB Weisung zur
Beachtung der arbeitszeitrechtlichen Vorschriften; zur
Freihaltung der Notausgänge) hinausgehen und sogar
in die strategische Leitung des Unternehmens hinein-
reichen. Dass der Gesetzgeber dem GB eine derartige
Verantwortung auferlegen wollte, ohne dass gleichzei-
tig zumindest die dafür notwendige Anordnungsbefug-
nis ausdrücklich normiert wurde, kann nicht angenom-
men werden.

Vielmehr ist davon auszugehen, dass dem GB vom
Gesetzgeber eine ähnliche Rolle zugedacht wurde
wie Beauftragten in anderen Bereichen des Verwal-
tungs-, insb des Umweltrechts, oder auch dem
Geldwäschebeauftragten in der Kreditwirtschaft. All
diesen ist gemeinsam, dass sie in dem Bereich, den
das jeweilige Gesetz regelt, eine überwachende und
kontrollierende Tätigkeit ausüben sollen; gleichzeitig
aber ist grundsätzlich unbestritten, dass sie keine ver-
waltungsstrafrechtliche Verantwortung tragen.32) Für
den Abfallbeauftragten etwa ist in § 11 Abs 4 AWG
ausdrücklich normiert, dass ihn keine Verantwortlich-
keit für die Einhaltung der abfallrechtlichen Vor-
schriften treffen darf,33) obwohl diesem Beauftragten
einerseits die Unterstützung durch die Geschäftslei-
tung zugesichert ist (§ 11 Abs 1 AWG), andererseits
seine Zustimmung34) zur Bestellung vorliegen muss
(§ 11 Abs 2 AWG). Beides trifft für den GB nicht
zu, sodass umso weniger davon ausgegangen werden
kann, dass ihn eine verwaltungsstrafrechtliche Verant-
wortung trifft.35)

IV. Der GF nach § 16 GWG
Neben der der juristischen Person grundsätzlich36) frei-
stehenden Bestellung eines verantwortlichen Beauf-
tragten gibt es eine weitere Ausnahme von dem Prinzip,
dass die zur Vertretung nach außen berufene Person für
die Einhaltung der Verwaltungsvorschriften verant-
wortlich ist: Gem § 9 Abs 1 VStG kann das jeweilige
Materiengesetz etwas anderes vorsehen und die Verant-
wortung eines speziellen Geschäftsführers normieren,
wie dies etwa bei § 39 GewO und § 15 AWG der Fall
ist.37)

Dem gewerberechtlichen kommt genauso wie dem
abfallrechtlichen GF die Aufgabe zu, die Einhaltung
der verwaltungsrechtlichen Vorschriften zu überwa-
chen; er ist der Behörde gegenüber für die Einhaltung
der einschlägigen Vorschriften38) verantwortlich und
Adressat der jeweiligen Strafbestimmungen. Für den
Bereich dieser Materien ist daher die exklusive Verant-
wortlichkeit des „speziellen“ GF normiert; die jeweili-
gen Bestimmungen zu diesem GF sind lex specialis zu
§ 9 Abs 2 VStG.

Nachdem das GWG die Funktion eines GF39) kennt,
stellt sich die Frage, ob dieser GWG-GF hinsichtlich
der Erfüllung der – explizit eigentlich dem GB zuge-
wiesenen – Aufgaben zur Verantwortung gezogen wer-
den kann. Dies ist denkbar: Der GF gem § 16 GWG ist
für die „Einhaltung der Bestimmungen dieses Gesetzes
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31) Rotter, Leitender Angestellter nach dem ArbIG, ecolex 1995, 575.
32) Vgl Schmelz, ecolex 1996, 958.
33) Diese trifft den abfallrechtlichen Geschäftsführer gem § 26 AWG,

siehe dazu sogleich.
34) Dem Erfordernis der Zustimmung kommt insb aus individualarbeits-

rechtlicher Sicht Bedeutung zu: Eine Bestellung zu einem Beauftrag-
ten wird – ähnlich einer Versetzung – immer dann der Zustimmung
des Betroffenen bedürfen, wenn die aus der Bestellung resultierende
zusätzliche Verantwortung nicht vom bestehenden Arbeitsvertrag
gedeckt ist.

35) Umgekehrt sind keine Gründe dafür ersichtlich, dass neben dem GB
die Bestellung eines verantwortlichen Beauftragten für den sachli-
chen Bereich „Gleichbehandlung“ unzulässig wäre. Im Gegenteil:
Wenn die Bedenken in Zusammenhang mit der Qualifikation des
GB als verantwortlichen Beauftragten zutreffen, so wäre dies die ein-
zige Möglichkeit der Vertretungsorgane, die Verantwortlichkeit für
die Einhaltung der Unbundling-Vorschriften des § 26 Abs 3 Z 4 El-
WOG und § 7 Abs 3 lit d GWG abzuwälzen.

36) Die Verwaltungsbehörde kann gem § 9 Abs 2 VStG die Bestellung ei-
nes verantwortlichen Beauftragten verlangen, sofern es sich zur Si-
cherstellung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit als erforderlich
erweist.

37) Walter/Mayer, Verwaltungsverfahrensrecht8 Rz 774.
38) Die mitunter schwierige Frage, welche das konkret sind, soll hier

nicht untersucht werden.
39) § 16 GWG: „Der Netzbetreiber kann für die Ausübung seiner Tätig-

keit einen Geschäftsführer bestellen, der der Behörde gegenüber für
die Einhaltung der Bestimmungen dieses Gesetzes verantwortlich
ist.“ Demgegenüber gibt es weder im ElWOG noch in den Ausfüh-
rungsgesetzen der Länder einen „elektrizitätswirtschaftlichen Ge-
schäftsführer“; ein Grund für diesen Unterschied zum GWG ist nicht
evident.

Der Gleichbehandlungsbeauftragte in der Energiewirtschaft
Autor: Dr. Patrick Hauser, LL.M., Wien
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verantwortlich“; zudem ist er – genauso wie der gewer-
berechtliche Geschäftsführer – expressis verbis mit der
Anordnungsbefugnis ausgestattet, die es ihm erlauben
sollte, die Einhaltung der Vorschriften innerbetrieblich
durchzusetzen.40) Dennoch halte ich seine Verantwort-
lichkeit für nicht gegeben:

Zum einen ist seine Bestellung nicht obligatorisch,41)
zum anderen bedarf seine Bestellung nicht der Zustim-
mung der Behörde, wie dies (teilweise) beim gewerbe-
rechtlichen42) und generell beim abfallrechtlichen GF
der Fall ist. Diese Gesichtspunkte sowie der Umstand,
dass im GWG speziell die Funktion eines GB geschaf-
fen wurde, sind starke Indizien dafür, dass der Gesetz-
geber auch für den GWG-GF keine verwaltungsstraf-
rechtliche Verantwortlichkeit für den Bereich der Zu-
ständigkeit des GB – wie unter II. definiert – normieren
wollte.

V. Zusammenfassung
Es bleibt daher bei der prinzipiellen Verantwortlichkeit
des GB für die Aufstellung und Einhaltung des GBP,
ohne dass diesbezüglich eine verwaltungsstrafrechtliche
Verantwortlichkeit gegeben ist; auch den GF gem § 16

GWG trifft keine verwaltungsstrafrechtliche Verant-
wortlichkeit für die Gleichbehandlung. Jedenfalls ist
festzustellen, dass der Gesetzgeber gut daran getan hät-
te, bei der Umsetzung der europäischen Vorschriften
den GB näher zu regeln;43) de lege lata besteht zu große
Unsicherheit über die mit dieser Funktion verbunde-
nen Rechte und Pflichten.44)

Abhandlungen

www.manz.at

Bäck (Hrsg)

Familien- und Erbrecht – Europas Perspektiven

Horst W. Opaschowski: Die demographische Entwicklung in Europa und ihre
sozialen Folgen
Jürgen Mittelstraß: Kommen und Gehen – Zum Wandel der Werte und
Lebensformen
Olivier Tell: Die Vorhaben der EU-Kommission zum Familienrecht
Gerhard Hopf: Die österreichische Familienrechtsgesetzgebung
im Lichte Europas
Christian Winkler: Die Bedeutung des Erbrechts für die Sicherung von Familie,
Eigentum und Unternehmen
Brigitta Lurger: Zukunftsperspektiven für das europäische Familien- und
Erbrecht
Emilia Weiss: Das Erbrecht als Teil der regionalen Rechtskultur und Identität

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wirtschaft!
E-Mail: bestellen@MANZ.at • Tel.: 01/531 61-100 • Fax: 01/531 61-455 MANZ’sche Verlags- und
Universitätsbuchhandlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wien

18. Europäische Notarentage 2006

2007. X, 94 Seiten. Br. 
EUR 24,80 
ISBN 978-3-214-08935-1

40) Tatsächlich hält Schneider, Rechtsfragen 49 (FN 99), für die insoweit
gleich lautende Rechtslage vor Inkrafttreten des EVG 2006 fest, dass
die Verantwortung für die Aufstellung des GBP in die Verantwortung
des GF gem § 16 GWG fällt.

41) Arg: „kann bestellen“. Die EB zur RV, abgedruckt bei Schanda, Ener-
gierecht3 (2003), sprechen davon, dass diese Bestimmung es dem
Erdgasunternehmen ermöglichen soll, einen Geschäftsführer zu be-
stellen.

42) Vgl Grabler/Stolzlechner/Wendl, Kommentar zur GewO2 (2004)
Rz 58 zu § 39.

43) In diesem Sinne auch Koenig/Kühling/Rasbach, RdE 2003, 221, die
von vornherein anzweifeln, ob die Bestellung eines GB ein wirkungs-
volles Instrument ist, und fordern, dass zumindest dessen Aufgaben
und Befugnisse im Gesetz festzulegen sind.

44) Der Wildwuchs an verwaltungsrechtlichen Verantwortlichkeiten
scheint indes anzuhalten. Die mit Jahresende 2006 kundgemachten
Elektrizitäts- und Erdgas-EnergielenkungsdatenVO sehen „verant-
wortliche Personen“ für die Datenermittlung/-weiterleitung („An-
sprechpersonen“) und die innerbetriebliche Umsetzung von Len-
kungsmaßnahmen („Krisenverantwortliche“) vor.

Der Gleichbehandlungsbeauftragte in der Energiewirtschaft
Autor: Dr. Patrick Hauser, LL.M., Wien
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35. Europäische Präsidentenkonferenz –
Wiener Advokatengespräche

B ereits zum nunmehr 35. Mal versammelten sich vom
15. bis 17. Februar 2007 die Spitzenrepräsentanten

der Europäischen Rechtsanwaltskammern und Anwalts-
verbände in Wien. Der Österreichische Rechtsanwalts-
kammertag als Veranstalter dieser in Europa einzigarti-
gen Konferenz hatte die Ehre, mehr als 250 hochrangige
Gäste aus dem In- und Ausland begrüßen zu dürfen.

Den Auftakt bildete der schon traditionelle gemein-
same Begrüßungsabend mit der Stadt Wien, der in die-
sem Jahr im Rittersaal des Wiener Rathauskellers statt-
fand. Hierbei wurden die bereits zahlreich erschiene-
nen Konferenzteilnehmer von Herrn Abgeordneten
Dr. Kurt Stürzenbecher und ÖRAK-Präsident Dr. Ger-
hard Benn-Ibler herzlich willkommen geheißen.

Begrüßung im Rathauskeller

Bereits am Vortag der Konferenz luden ÖRAK-Prä-
sident Dr.Gerhard Benn-Ibler und der für internationale
Angelegenheiten zuständige Vizepräsident Dr. Rupert
Wolff die Vertreter der Medien zu einem Pressege-
spräch in das nahe gelegene Café Landtmann. Aus ak-
tuellem Anlass galt dabei das Hauptinteresse dem Eu-
ropäischen Haftbefehl.

Hauptthema der 35. EPK war „Better Regulation“.
Für die einleitenden Vorträge konnten Cavan O’Connor
Close, Vertreter der Generaldirektion Unternehmen
und Industrie, Jonathan Goldsmith, Generalsekretär
des Rats der Europäischen Anwaltschaften (CCBE),
und Rechtsanwalt Univ.-Doz. Dr. Alfred Noll, Mitglied
des Ausschusses der Rechtsanwaltskammer Wien, ge-
wonnen werden. Die Impulsreferate bildeten die
Grundlage für die darauf folgende Diskussion zu die-
sem hochaktuellen Thema. Abgerundet wurde die Ar-
beitssitzung durch aktuelle Berichte der Vertreter der
teilnehmenden Anwaltskammern sowie der internatio-

nalen Anwaltsvereinigungen. Gerade dieser Informati-
onsaustausch hat die Wiener Advokatengespräche zu
einer in Europa einzigartigen Plattform auf Anwalts-
ebene gemacht. Einen ausführlichen Beitrag zu „Better
Regulation“ und den Impulsreferaten finden Sie in der
nächsten Ausgabe des Anwaltsblatts.

Empfang im Bundeskanzleramt

Am Freitagmittag wurden die Teilnehmer an den
Wiener Advokatengesprächen im Bundeskanzleramt
von Herrn Sektionschef Dr.Manfred Matzka in Vertre-
tung des Herrn Bundeskanzlers Dr. Alfred Gusenbauer
empfangen.

Im Anschluss an die Arbeitssitzung im Palais Ferstel
empfing Herr Bundespräsident Dr. Heinz Fischer per-
sönlich die Konferenzteilnehmer.

Österreichisches Anwaltsblatt 2007/03
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Bundespräsident Fischer und ÖRAK-Präsident Benn-Ibler
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Europa aktuell

Traditionell endete der arbeitsreiche Tag mit einem
Empfang im Palais Pallavicini, wobei hierbei neben
der Frau Bundesministerin für Justiz Dr. Maria Berger
auch der Justizminister des Fürstentums Liechtenstein
Dr. Klaus Tschütscher als Ehrengast begrüßt werden
konnte.

Am Vormittag des 17. Februars 2007 lud Frau Bun-
desministerin Dr. Berger in das Palais Trautson. Im
Rahmen dieser Einladung wurden Rechtsanwalt Ma-
nuel Cavaleiro Brandao, Präsident des CCBE im Jahr
2006, und Frau Fürsprecherin Frau Eva Saluz, von
2003–2005 Präsidentin des Schweizerischen Anwalts-
verbandes (SAV) und damit erste Frau in dieser Positi-
on, mit dem Großen Ehrenzeichen für Verdienste um
die Republik Österreich ausgezeichnet.

Glanzvoller Abschluss der 35. Europäischen Präsi-
dentenkonferenz war der Juristenball in der Wiener
Hofburg. Weitere Informationen zur Europäischen
Präsidentenkonferenz finden Sie auf www.e-p-k.at.

GS Dr. Alexander Christian, ÖRAK

Vlnr: Cavaleiro Brandao, Berger, Saluz, Benn-Ibler

Die 35. Europäische Präsidentenkonferenz wurde unterstützt von:

Polen
Rechtsanwalt mit Zulassung in Polen 

übernehme Substitutionen 
vor Gerichten & Schiedsgerichten 

Dr. Andrzej Remin 
– Rechtsanwalt – 

Neubaugasse 68, 1070 Wien 
Tel.: (+43) 1/403 87 15, Fax: (+43) 1/409 02 82
E-Mail: office@remin.at   Internet: www.remin.de 
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Terminübersicht April/Mai 2007

April 2007

12. bis 13. 4. WIEN
Special
Kartellrecht – das Recht gegen Wettbewerbsbe-
schränkungen
Seminar-Nr: 20070412/8

12. bis 14. 4. IGLS
Basic
Zivilverfahren
Seminar-Nr: 20070412/6

13. bis 14. 4. LINZ
Update
Die Rechtsentwicklung im Wirtschaftsrecht
Seminar-Nr: 20070413/3

17. 4. WIEN
Series
Seminarreihe Steuerrecht: 4. Gebühren
Seminar-Nr: 20070417/8

20. 4. SALZBURG
Workshop
Vertragsgestaltung
Seminar-Nr: 20070420/4

20. bis 21. 4. WIEN
Special
Wettbewerbsrecht
Seminar-Nr: 20070420/8

20. bis 21. 4. ST. GEORGEN i. A.
Basic
Strafverfahren I
Seminar-Nr: 20070420/3

20. bis 21. 4. FELDKIRCH
Basic
Gesellschaftsrecht – ausgewählte Rechtsbereiche
Seminar-Nr: 20070420/7

27. 4. und 4. 5. WIEN
Special
Insolvenzrecht
Seminar-Nr: 20070427/8

27. bis 28. 4. INNSBRUCK
Special
Die VfGH- und VwGH-Beschwerde
Seminar-Nr: 20070427/6

Mai 2007
4. bis 5. 5. INNSBRUCK

Basic
AVG, VStG, UVS
Seminar-Nr: 20070504/6

4. bis 5. 5. ST. GEORGEN i. A.
Basic
Standes- und Honorarrecht
Seminar-Nr: 20070504/3

8. und 15. 5. WIEN
Series
Seminarreihe Steuerrecht: 5. Umsatzsteuer
Seminar-Nr: 20070508/8

11. 5. LINZ
Update
Neueste Entwicklungen im Arbeitsrecht
Seminar-Nr: 20070511/3

11. bis 12. 5. WIEN
Special
Verwaltungsstrafrecht und -strafverfahren
Seminar-Nr: 20070511/8

11. bis 12. 5. GRAZ
Special
Liegenschaftsrecht
Seminar-Nr: 20070511/5

14. 5. GRAZ
Update
Verjährung und Präklusion unter besonderer Be-
rücksichtigung anwaltlicher Tätigkeit
Seminar-Nr: 20070514/5

18. bis 19. 5. WIEN
Special
Optimale Fragetechnik
Seminar-Nr: 20070518/8

22. 5. WIEN
Series
Seminarreihe Steuerrecht: 6. Kapitalverkehrsteuern
Seminar-Nr: 20070522/8

23. 5. LINZ
Privatissimum
Neueste Rechtsprechung im Sprengel des OLG
Linz, Schwerpunkt Kostenrecht
Seminar-Nr: 20070523/3

24. 5. DORNBIRN
Privatissimum
Vergiften ist unpassend – Der bessere Weg zu guten
Verhandlungsergebnissen durch Kreativität
Seminar-Nr: 20070524/7
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Neueste Entwicklungen im Arbeitsrecht
Update
Die Tagung „Neueste Entwicklungen im Arbeitsrecht“
bietet umfassende Informationen zu aktuellen Arbeits-
rechtsthemen, die den Anwalt in der Praxis häufig be-
schäftigen. Die Referenten sind alle ausgewiesene Ar-
beitsrechtsexperten und werden Ihnen die Themen
praxisnah vermitteln.
Mit dem Seminar können Sie rasch und effizient Ihr ar-
beitsrechtliches Wissen auf den letzten Stand bringen
und damit Beratungsfehler undHaftungen hintanhalten.
Durch die Zusammensetzung des Referententeams mit
Vertretern aus Anwaltschaft, Richterschaft und Wis-
senschaft ist eine vielseitige Behandlung der Themen
gewährleistet.

Planung: Dr. Sieglinde Gahleitner, RA in Wien
Referenten (in alphabetischer Reihenfolge):
Dr. Ernst Eypeltauer, RA in Linz, erweitertes Präsidium
des Wirtschaftsverbandes Oberösterreich
Dr. Sieglinde Gahleitner, RA in Wien
Dr. Gerhard Kuras, Hofrat des OGH
ao. Univ.-Prof. Dr. Rudolf Mosler, Vizerektor Universi-
tät Salzburg, Institut für Arbeits- und Sozialrecht
Dr. Georg Schima, RA in Wien
Termin: Freitag, 11. Mai 2007 = 2 Halbtage
Seminarort: Linz
Seminar-Nr: 20070511/3

Aus- und Fortbildung

Verjährung und Präklusion unter besonderer Berücksichtigung
anwaltlicher Tätigkeit
Update
Die Rechtsinstitute der Verjährung und der Präklusion
sind gerade für die anwaltliche Tätigkeit besonders
wichtig. Genaue Kenntnisse der aktuellen Lehre und
Rechtsprechung dazu sind bei der Anspruchsverfol-
gung und Anspruchsabwehr und zur Vermeidung von
Haftungsfallen unschätzbar.
Planung: Dr. Christian Hopp, RA in Feldkirch
Referent: Univ.-Doz. Dr. Michael Bydlinski, HR des
OGH, Dozent an der Universität Wien, Vortragender
und Fachautor zum Verfahrensrecht und zum bürgerli-

chen Recht, so zB Verfasser des Kommentars zu den
§§ 1451 ABGB (Verjährung und Ersitzung) in Rum-
mel3.

Termine:
Montag, 14. Mai 2007 in Graz oder
Freitag, 29. Juni 2007 in Innsbruck oder
Freitag, 29. Juni 2007 in Dornbirn
= jeweils 1 Halbtag
Seminarorte: Graz oder Innsbruck oder Dornbirn
Seminar-Nr: 20070514/5 (Graz), 20070629A/6 (Inns-
bruck), 20070629/7 (Dornbirn)

Neueste Rechtsprechung im Sprengel des OLG Linz,
Schwerpunkt Kostenrecht
Privatissimum
Ein Seminarschwerpunkt ist die seit Redaktionsschluss
des „Kostenhandbuchs“ (Mai 2005) ergangene Judika-
tur sowohl im Zivilprozess wie auch im Verfahren außer
Streit.
Seit der Entscheidung 3 Ob 58/06k – Teilzahlungen
durch Banküberweisungen sind anzunehmen – stellt
sich die Frage, ob dadurch das Kostenrisiko auf den
Gegner überwälzt werden kann. Der zweite Schwer-
punkt ist der Dauerbrenner vorprozessuale Kosten. In
allen Fällen geht es um Ihr Honorar.

Planung: Mag. Dr. Franz Mittendorfer, LL.M., RA in
Linz
Referent: Dr. Josef Obermaier, Richter des LG Wels,
Autor des im Manz Verlag erschienenen Buchs mit
dem Titel „Das Kostenhandbuch – Kostenersatz im Zi-
vilprozess und im Verfahren außer Streit“
Termin: Mittwoch, 23. Mai 2007 = 1 Halbtag
Seminarort: Linz
Seminar-Nr: 20070523/3
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Vergiften ist unpassend – Der bessere Weg zu guten
Verhandlungsergebnissen durch Kreativität
Privatissimum
Auch wichtige, große Verhandlungen werden häufig
ohne entsprechende Vorbereitung geführt. „Wir wer-
den schon sehen, wie es läuft“ ist der häufig gehörte
Kommentar.
Dabei gibt es sehr wenige geschäftliche Situationen, in
denen in so geringer Zeit mit so geringem Aufwand so
viel zu erreichen ist wie bei einer Verhandlung.
Anhand eines Beispiels aus Amerika wird aufgezeigt,
dass das Ergebnis von Verhandlungen manchmal um
das Fünffache voneinander abweichen kann. Was sind
die Ursachen?

Durch das Einüben der Verhandlungsvorbereitungen
und das Suchen nach kreativen Verhandlungslösungen
anhand zahlreicher Beispiele lernen Sie, in Verhand-
lungen sicher aufzutreten und dem von Ihnen ange-
strebten Ziel näher zu kommen, ohne die Gegenseite
zu verärgern.
Planung: Dr. Christian Hopp, RA in Feldkirch
Referent: Dr. Ivo Greiter, RA in Innsbruck, Kanzlei
Dres. Greiter, Pegger, Kofler & Partner
Termin: Donnerstag, 24. Mai 2007 = 1 Halbtag
Seminarort: Dornbirn
Seminar-Nr: 20070524/7

Eingetragene Rechtsanwälte entrichten im ersten Jahr
nach ihrer Eintragung in die „Liste der Rechtsanwälte“
den Seminarbeitrag, welcher für Rechtsanwaltsanwär-
ter Gültigkeit hat. Der Veranstaltungstermin dieser
vergünstigten Seminare muss im Zeitraum bis zum Ab-
lauf von einem Jahr nach Eintragung liegen. Der An-
meldung muss ein Nachweis des Eintragungszeitpunk-
tes beigelegt werden. Mit dieser Maßnahme sollen
Rechtsanwälte nach ihrer Eintragung eine finanzielle

Unterstützung erhalten, sich nach ihrer Ausbildung
weiterhin fortzubilden.
Nähere Informationen erhalten Sie unter:
Tel (01) 710 57 22-0 oder Fax (01) 710 57 22-20 oder
E-Mail office@awak.at. Zusätzlich haben Sie unter
www.awak.at Gelegenheit, sich zu informieren und
sich anzumelden.
Bitte beachten Sie, dass Anmeldungen ausschließlich
schriftlich Gültigkeit haben!
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Die Neuauflage des „Großen Stohanzl“!

Klauser/Kodek
JN-ZPO
Österreichisches und Europäisches Zivilprozessrecht

Die vorliegende 16. Auflage enthält idF des Schiedsrechts-Änderungsgesetzes
2006 • EGJN, JN • EGZPO, ZPO • Europäisches Zivilprozessrecht (EuGVVO,
EuEheVO, EuBVO, EuZVO, EuVTVO und EuMVO) • Anh: OGHG, ZustG und PKH-RL. 
Zu sämtlichen Rechtsvorschriften finden Sie • die relevante Judikatur aufbereitet

in insgesamt rund 14.500 Leitsätzen, mit vielen neuen Übersichten und Zwischenüberschriften für ziel-
genaues Arbeiten • erläuternde und verweisende Anmerkungen • eine Übersicht über das Schrifttum.

16. Auflage 2006. XLII, 2.260 Seiten. Ln. EUR 290,–
ISBN-10: 3-214-12864-7 / ISBN-13: 978-3-214-12864-7
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Erste europäische Collaborative Law Konferenz

23. und 24. März 2007 in Wien

In der Zeit vom 23. bis 24. März 2007 findet wie bereits
angekündigt im Schloss-Hotel Wilhelminenberg die
erste europäische Konferenz zum Thema „Collabora-
tive Law“ statt. Veranstalter ist die AVM, und wir kön-
nen mit Stolz berichten, dass wir Anmeldungen zu die-
ser Konferenz nicht nur aus dem europäischen Bereich
wie England, Irland, Deutschland, Schweiz, Tsche-
chien, sondern auch eine große Anzahl von Nennungen
aus Amerika und Kanada haben. Da zu dieser Konfe-
renz auch Vertreter der Mediationsszene kommen
und es uns gelungen ist, hochkarätige Referenten zu
engagieren, können wir diese Konferenz nur allen, die
sich umMediation und andere Methoden der alternati-
ven Streitbeilegung bemühen und sich dafür interessie-
ren, sehr ans Herz legen. Es wird Vorträge und Work-

shops geben und sich die Gelegenheit bieten, mit Kol-
leginnen und Kollegen zusammenzukommen und neue
Netzwerke zu bilden, und es wird ein reger internatio-
naler Informations- und Erfahrungsaustausch stattfin-
den.

Die Anmeldung zur Konferenz erfolgt über das Büro
der AVM. Für nähere Informationen darf ich Sie auf die
Homepage der AVM oder direkt an unser Büro verwei-
sen. Es wäre wünschenswert, wenn zumindest die ge-
standene österreichische Mediationsszene in der An-
waltschaft und diejenigen unter uns, die bereits eine
CL-Ausbildung gemacht haben, sich für diese Konfe-
renz anmelden würden, damit Österreich bei dieser
Konferenz auch entsprechend Flagge zeigen kann.

Mit freundlichen und kollegialen Grüßen
Dr. Michael Czinglar, Generalsekretär

AVM-Seminare 2007

" KOMMUNIKATION
Die AVM bietet 2007 drei Module zum Thema
Kommunikation an, die jeweils einzeln gebucht wer-
den können. Der Besuch aller drei Module ergibt
eine umfassende Kommunikationsausbildung.
Modul 1 – „Der Weg aus dem Drama“
13. und 14. April 2007, jeweils 14.00 bis 18.00 Uhr
Modul 2 – „Muster angleichen“
15. und 16. Juni 2007, jeweils 14.00 bis 18.00 Uhr
Modul 3 – „Kommunikation imMehr-Personen-
Setting“
7. und 8. September 2007, jeweils 14.00 bis 18.00
Uhr
Referentin aller drei Module:Dr. Renate Wustinger
Seminarort aller drei Module:Hotel Hubertushof,
5081 Anif bei Salzburg

" SEMINAR „RHETORIK“
9. und 10. März 2007, jeweils 14.00 bis 18.00 Uhr
Referentin: Dr. Renate Wustinger
Seminarort:Hotel Hubertushof, 5081 Anif bei Salz-
burg

" SEMINARE „MEDIATION UND KONSENSORIENTIER-
TES VERHANDELN A UND B“ FÜR KONZIPIENT/IN-
NEN

Wien
Mediation und konsensorientiertes Verhandeln A
16./17. März

Mediation und konsensorientiertes Verhandeln B
20./21. April

Mediation und konsensorientiertes Verhandeln B
27./28. April

Niederösterreich
St. Pölten
Mediation und konsensorientiertes Verhandeln A
16./17. März

Wr. Neustadt
Mediation und konsensorientiertes Verhandeln B
13./14. April

Tirol
Igls
Mediation und konsensorientiertes Verhandeln A
und B
15. bis 17. März

Salzburg
Anthering
Mediation und konsensorientiertes Verhandeln A
20./21. April

Mediation und konsensorientiertes Verhandeln B
11./12. Mai

Alle Seminartermine in Wien und den Bundesländern
für 2007 finden Sie im Internet unter www.avm.co.at
(Seminarcenter – Konzipientenausbildung).
Weitere Auskünfte erteilt gerne das Büro der AVM –

Anwaltliche Vereinigung für Mediation und kooperati-
ves Verhandeln
1010 Wien, Tuchlauben 12, Tel: 01/513 12 01
E-Mail: office@avm.co.at oder eva.douet@avm.co.at
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4. Europäischer Juristentag in Wien

N ach dem 1. Europäischen Juristentag (EJT) 2001
in Nürnberg, dem 2. EJT 2003 in Athen und

dem 3. EJT 2005 in Genf organisiert der Österrei-
chische Juristentag von 3. bis 5. 5. 2007 den 4. Euro-
päischen Juristentag in der Wiener Hofburg. Die 2001
erstmals umgesetzte Idee eines gemeinsamen, grenz-
überschreitenden Juristentages, der interessierten Ju-
ristinnen und Juristen aus ganz Europa ein Forum bie-
tet, sich zu Vorhaben der europäischen Gesetzgebung
zu äußern und mit ihren Überlegungen und Vorschlä-
gen zu den Problemen des europäischen Rechts und
zur Entwicklung der europäischen Rechtsordnung
auch unmittelbar an den europäischen Gesetzgeber
und an die europäischen Institutionen heranzutreten,
wird somit 2007 in Wien fortgesetzt.

Die Themen des 4. Europäischen Juristentages aus
den Gebieten des Zivil-, Straf- und Öffentlichen Rechts
werden jeweils in einer eigenen Abteilung behandelt
werden.
" Die Abteilung 1 widmet sich dem Europäischen Ver-
tragsrecht, besonders mit Blick auf die bereits seit län-
gerer Zeit bestehenden Bemühungen der Europäi-
schen Kommission, den Zustand des gemeinschaftli-
chen Vertrags- und Verbraucherrechts zu verbessern.
Besonderes Augenmerk wird auf den geplanten Ge-
meinsamen Referenzrahmen gelegt werden.

" Die Abteilung 2 wird unter dem Titel „Auf dem Weg
zu einem europäischen Strafrecht?“ die europaweite An-
näherung bei der Definition von Tatbeständen und

bei den Sanktionen, die Erleichterung der grenz-
überschreitenden Durchsetzung justizieller Ent-
scheidungen im Sinne des Grundsatzes der gegensei-
tigen Anerkennung sowie den Informationsaus-
tausch, die Kooperation und Koordination zwischen
einzelnen Ermittlungsbehörden umfassend erörtern.

" Die Abteilung 3 steht mit dem Thema „Migration in
und nach Europa“ ganz im Zeichen einer großen He-
rausforderung für die europäische Rechtspolitik,
nämlich der gestaltenden Migration, wie auch der
Abwehr der illegalen Zuwanderung unter Bedacht-
nahme auf die völker- und menschenrechtlichen Ver-
pflichtungen der europäischen Asyltradition.
Den Teilnehmerinnen und Teilnehmern des 4. Euro-

päischen Juristentages werden aber nicht nur ein sehr
interessantes Tagungsprogramm, sondern auch beson-
dere gesellschaftliche Ereignisse geboten.

Das detaillierte Programm, aktuelle Informationen
und die Online-Anmeldemöglichkeit zum 4. EJT ent-
nehmen Sie bitte der Kongress-Webseite http://www.
eujurist2007.at.

Für weitere Fragen steht Ihnen im Kongresssekreta-
riat Frau Helga Eismair (Tel: +43 1 58800–517, Fax:
+43 1 58800–520, E-Mail: eujurist2007@interconven-
tion.at) gerne zur Verfügung.

www.juristentag.at
Dr. Günther Winsauer, Generalsekretär,

Mag. Friedrich A. Koenig, Mitglied des Vorstands
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IBA-Insolvenzrechtssektion unter österreichischem Vorsitz

Alexander Klauser neuer Co-Chair von SIRC

S eit 1. 1. 2007 hat die
Section on Insolvency,

Restructuring and Credi-
tors’ Rights (kurz „SIRC“,
vormals „Committee J“)
der International Bar Asso-
ciation (IBA) ein neues
Leitungsteam. Alexander
Klauser, Rechtsanwalt in
Wien, der kürzlich von ei-
ner Gastprofessur in
Kalifornien nach Wien
zurückkehrte, wurde ge-
meinsam mit dem Kana-

dier Christopher Besant für zwei Jahre zum Co-Chair
dieser Teilorganisation bestellt. Die rd 800 Mitglieder
zählende SIRC ist eine der aktivsten Sektionen der IBA,
die ihrerseits mit rd 30.000 Anwälten die weltweit größ-
te Anwaltsvereinigung ist. Mitglied der IBA sind wei-
ters rd 200 nationale und regionale Anwaltskammern,
darunter der ÖRAK und die RAK Wien.

Die Aktivitäten von SIRC sind mannigfaltig. So wie
die anderen Teilorganisationen steuert SIRC einen
fachspezifischen Part zur großen Jahrestagung der
IBA (heuer 14.–19. 10. 2007, Singapur) bei. Der Reiz
dieser meist von mehreren tausend KollegInnen be-
suchten Tagung besteht, neben den Attraktionen des
Veranstaltungsortes und der Gelegenheit zu zahlrei-
chen Kontakten, aus Sicht von Kollege Klauser va da-
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rin, dass sie Gelegenheit zum Besuch von Vorträgen
undWorkshops aus den unterschiedlichsten Rechtsma-
terien bietet.

Nächste Fachtagung in der Schweiz

Zum anderen veranstaltet SIRC jedes Frühjahr einen
viel beachteten Fachkongress speziell für Insolvenz-
praktiker. Der nächste (13.–15. 5. 2007, Zürich, „When
Finance Meets Crisis“) ist primär der Situation von
Banken im Umfeld von Konkursen gewidmet, sei es
als Gläubiger, als Sanierungskreditgeber oder auch als
(potenzielle) Gemeinschuldner. Kollege Alexander
Schoeller konnte für einen Vortrag zum Thema
„BAWAG/Refco“ gewonnen werden. Der Kongressbe-
such steht Mitgliedern wie Nichtmitgliedern offen.

Daneben beteiligt sich SIRC aktiv an der legislativen
Tätigkeit der inWien ansässigen United Nations Com-

mission on International Trade Law (UNCITRAL).
Gerade auf dem Gebiet des Insolvenzrechts hat
UNCITRAL zwei maßgebliche Rechtsinstrumente er-
arbeitet: das mittlerweile von zahlreichen Ländern in
ihr nationales Recht transformierte Modellgesetz für
grenzüberschreitende Insolvenzen (1997) und den Ge-
setzesleitfaden (Legislative Guide) für Insolvenzrecht
(2004). Anlässlich der letzten UNCITRAL-Sitzung
im Dezember veranstaltete SIRC einen Empfang in
Wien, der auch von zahlreichen österreichischen Kol-
legInnen und (Insolvenz-)RichterInnen besucht wurde.

„Wer auf insolvenzrechtlichem Gebiet arbeitet und
an internationalen Kontakten interessiert ist, wird es
lohnend finden, sich SIRC näher anzusehen“, meint
Kollege Klauser. „Gerade der Umstand, dass noch re-
lativ wenige österreichische Anwälte vertreten sind,
macht SIRC für heimische KollegInnen besonders at-
traktiv.“ Nähere Informationen unter www.ibanet.org.

Schadenersatzrechtliche Judikatur des Jahres 2006

Im Bereich des Schadenersatzrechts haben sich Neue-
rungen in der jüngeren Vergangenheit vielfach aus

der Judikatur ergeben. Man denke nur an den Bereich
des Angehörigenschmerzengelds oder die Fälle, in de-
nen Eltern ungeplanter Kinder Ersatz für den Unter-
haltsaufwand geltend machen. Im Rahmen dieses Semi-
nars werden ausgewählte Entscheidungen des Vorjahrs
dargestellt, kommentiert und diskutiert.

Referenten:
HR Hon.-Prof. Dr. Karl-Heinz Danzl, o. Univ.-Prof.
Dr. Attila Fenyves, Präsidentin Hon.-Prof. Dr. Irmgard
Griss, Univ.-Prof. Dr. Ernst Karner, ao. Univ.-Prof.

Dr. Andreas Kletecvka, Univ.-Prof. i.R. Dr. Dr. h. c. Hel-
mut Koziol, Dr. Barbara C. Steininger
Veranstalter:
Österreichische Gesellschaft für Versicherungsfachwis-
sen
Europäisches Zentrum für Schadenersatz- und Versi-
cherungsrecht (ECTIL)
Termin: Donnerstag, 29. 3. 2007, 9.00–17.00 Uhr
Seminarort:
MID TOWN Businesscenter, 1030 Wien, Ungargasse
64–66, Stiege 3, 1. Stock
Preis: € 499,–
Anmeldung/Information: http://www.gvfw.at

Chronik
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Die aktuelle 
Rechtsentwicklung im

■ Patentrecht
■ Wettbewerbsrecht
■ Lauterkeitsrecht
■ Markenrecht
■ Urheberrecht

Mittwoch, 25. April 2007, 9.00 – 18.30 Uhr

Wirtschaftskammer Wien, Gewerbehaus, 

Rudolf Sallinger Platz 1, 1030 Wien

Information: MANZ, Agnes Polster

Telefon (01) 531 61-445, E-Mail: pa@manz.at

13. 2007ÖBl
[Österreichische Blätter für gewerblichen Rechtsschutz und Urheberrecht]

Seminar

Termin vormerken!

Termin vormerken!
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Rechtsprechung

Standesrecht

§ 2 RAO – Feststellungsbescheid

Die RAK ist zur Erlassung eines Feststellungsbescheids über die Anrechnung einer zur Ausübung der
RA-schaft erforderlichen praktischen Verwendung dann sachlich unzuständig, wenn ein solcher Fest-
stellungsbescheid von einem „Extraneus“, also von einer Person beantragt wird, die nicht ReAA oder
ein bei der FinProk tätiger Jurist ist oder war. Hiezu kommt auch die örtliche Unzuständigkeit einer
RAK zu einer extranen Antragstellung, weil die RAO keine Zuständigkeitsregelung für einen solchen
Fall enthält.

OBDK 28. 4. 2005, Bkv 8/04

Aus den Gründen:
Vorweg festzuhalten ist, dass die Anerkennung einer
bestimmten praktischen Verwendung als später nach-
weisbare „zur Ausübung der RA-schaft erforderliche“
praktische Verwendung (§ 2 Abs 1 erster Satz RAO)
nur ausgesprochen werden kann, wenn sie (sollte sie
nicht in der vom Präsidenten des OLG bestätigten
rechtsberuflichen Tätigkeit bei Gericht oder – mit ent-
sprechender Bestätigung durch die zuständige RAK –

bei einem RA oder bei der FinProk absolviert worden
sein) ausschließlich bei einer damit vergleichbaren an-
deren Ausbildungsstelle, wie sie in § 2 Abs 1 RAO taxa-
tiv aufgezählt sind oder bei verfassungskonformer Aus-
legung als derartige taugliche „Ersatzpraxen“ gelten,
realisiert wurde. Der Nachweis hat durch Vorlage der
entsprechenden Verwendungsbestätigungen, die der
Anerkennung durch den Ausschuss der RAK bedürfen,
oder durch förmlichen Feststellungsbescheid zu ge-
schehen. Sofern die Feststellung nicht im öffentlichen
Interesse liegt, muss sie für die antragstellende Partei
ein notwendiges Mittel zur zweckentsprechenden
Rechtswahrung sein und insofern in deren Interesse lie-
gen. Die Erlassung eines Feststellungsbescheids ist je-
doch dann ausgeschlossen, wenn der Partei andere an-
nähernd gleichwertige rechtliche Mittel (insb zur Klä-
rung umstrittener Komponenten) zur Verfügung ste-
hen. Maßgeblicher Gesichtspunkt sind dabei das
Parteieninteresse betreffende verfahrensökonomische
Kriterien (ua Bkv 6/88).

Die RAK ist zur Erlassung eines Feststellungsbe-
scheids über die Anrechnung einer „zur Ausübung
der RA-schaft erforderlichen praktischen Verwendung
iSd § 2 RAO“ dann sachlich unzuständig, wenn ein sol-
cher Feststellungsbescheid von einem „Extraneus“, also
von einer Person beantragt wird, die nicht ReAA oder
ein bei der FinProk tätiger Jurist ist oder war. Hiezu
kommt überdies auch noch der Aspekt örtlicherUnzu-
ständigkeit einer RAK zu einer extranen Antragstel-
lung, weil die RAO keine Zuständigkeitsregelung für
in die Liste der ReAA einer bestimmten RAK gar nicht
eingetragene Antragsteller enthält (Bkv 5/96, AnwBl
1997, 140).

Der Berufungswerber wurde erst mit 1. 4. 2004 in
die Liste der ReAA eingetragen, wobei ihm die LU

für seinen Ausbildungsanwalt (im Rahmen der A. B.
RAe OEG) korrespondierend ausgestellt wurde. Eine
den Berufungswerber betreffende LU hat sein Ausbil-
dungsanwalt für die Zeit ab 1. 10. 2003 weder beantragt
noch erhalten, weshalb davon auszugehen ist, dass der
Berufungswerber in den ab Anfang Oktober 2003 fol-
genden sechs Monaten nicht berechtigt war, seinen
Ausbildungsanwalt bzw die A. B. RAe OEG bei Gericht
oder bei Verwaltungsbehörden zu vertreten.

Bevor aber auf diese und andere Fragen iZm den Vo-
raussetzungen des vom Berufungswerber angestrebten
Feststellungsbescheids eingegangen wird, ist – wie er-
wähnt – die Vorfrage zu prüfen, ob die ihn – vormals
– entsendende „X. Y. Service Company“ überhaupt
eine RA-Gesellschaft nach englischem Recht ist oder
ob diese Voraussetzung nicht zutrifft. Außer einigen
im Zusammenhang völlig unverbindlichen obiter dicta
der Parteien finden sich in den aktenkundigen Unterla-
gen keine weiteren Konkretisierungen, geschweige
denn die gebotene urkundliche Bescheinigung.

Der Berufungswerber hat ein Anstellungsanbot der
„X. Y. Service Company“ vorgelegt, wonach er in deren
„Banking Department“ tätig werden soll (und dessen
Annahme überdies nicht bescheinigt ist). Das in diesem
Zusammenhang herangezogene Briefpapier der be-
zeichneten „Company“ zeigt den Abdruck eines grafi-
schen Symbols „Queens, Award For Export Achieve-
ment“, also „Preis der Königin für Exporterfolge“. Die-
ses Indiz wie auch die für „X. Y. Service Company“ auf
deren Briefpapier vorgenommene Zeichnung durch ei-
nen Repräsentanten der „International Assignment
Services Human Resources“ gestattet keineswegs von
vornherein die Annahme, dass die genannte „Service-
Company“ (gleichfalls eine für eine Anwaltsgesellschaft
eher ungewöhnlich generalisierende Bezeichnung) eine
RA-Gesellschaft nach englischem Recht verkörpert.

Bei der gegebenen Sachlage erweist es sich als unver-
meidbar, die bisher unterbliebene rechtsstrukturelle
Abklärung zur „X. Y. Service Company“ nachzuholen.
Sollten die Ergebnisse der Verfahrensergänzung nicht
geeignet sein, die Antragsintention des Rechtsmittel-
werbers ausreichend zu stützen, wäre der Bestimmung
des § 30 Abs 3 letzter Halbsatz RAO Rechnung zu tra-
gen.
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Anmerkung:
Die sachliche Unzuständigkeit der RAK zur Erlassung eines
Anrechnungs- und Feststellungsbescheids ist klar; aber auch
die örtliche Unzuständigkeit leuchtet in diesem Fall ein.

Der Hinweis im letzten Absatz von § 30 Abs 3 RAO be-
trifft (nur) den Fall, dass die angerufene Zuständigkeit des
Ausschusses der RAK die (notwendigerweise beantragte) Ein-
tragung in die ReAA-Liste verweigern will, den Bewerber
vorher einvernehmen muss (s auch § 5 Abs 2 RAO).

Strigl

Österreichisches Anwaltsblatt 2007/03

RechtsprechungRechtsprechung

Disziplinarrecht

§ 3 RL-BA – Erfüllung „übernommener“ Verpflichtungen

Die Nichterfüllung übernommener Verpflichtungen ist bei einem RA allemal disziplinär (§ 3 RL-BA).
Dies gilt in gleicher Weise, wenn ein RA eine ihm gegenüber vollstreckbar festgestellte Forderung
nicht erfüllt und es auf eine Exekutionsführung ankommen lässt.

OBDK 13. 11. 2006, 12 Bkd 2/06

Aus den Gründen:
Gem § 3 RL-BA hat der RA eine übernommene Ver-
bindlichkeit zu erfüllen; jedenfalls dürfen Einwendun-
gen gegen eine solche Forderung Ehre und Ansehen
seines Standes nicht beeinträchtigen. Dem RA ist kei-
neswegs generell verwehrt, sich – wie ein Privatmann
– gegen eine gegen ihn erhobene Forderung mit ge-
rechtfertigten Einwendungen zur Wehr zu setzen.
Wenn er somit nicht unbegründet, sondern seiner sorg-
fältig erwogenen Rechtsüberzeugung entsprechend die
Erfüllung einer übernommenen Verpflichtung verwei-
gerte, so bildet dies kein DisVergehen. Es ist nicht dis-
ziplinär – und wurde dem DB daher auch nicht als Dis-
Vergehen zur Last gelegt –, wenn der DB in einem ge-
gen ihn angestrengten Verfahren im Rahmen vertretba-
rer Rechtsmeinung auch ihm zur Verfügung stehende
RM und Rechtsbehelfe ergreift und den Instanzenzug
ausschöpft.

Ungerechtfertigte, gegen Ehre und Ansehen des RA-
Standes verstoßende Einwendungen wie solche, die auf
Mutwillen oder auf unvertretbarer Rechtsansicht beru-
hen, ziehen jedoch die disziplinäre Verantwortung des
RA nach sich (6 Bkd 2/05 ua). So stellt die Nichteinhal-
tung einer ausdrücklichen Zusage die Verletzung einer
Verbindlichkeit dar (3 Bkd 6/96). In gleicher Weise
stellt es einen Verstoß gegen § 3 RL-BA dar, wenn
ein RA eine ihm gegenüber vollstreckbar festge-
stellte Forderung nicht fristgerecht erfüllt und es
auf eine Exekutionsführung ankommen lässt. Ein
RA ist eben verpflichtet, von ihm übernommene bezie-
hungsweise ihm durch vollstreckbar (in casu durch das
Gericht) auferlegte Verpflichtungen – wie hier – recht-
zeitig, ordnungsgemäß und vollständig zu erfüllen. Eine
Beeinträchtigung von Ehre und Ansehen des Standes
wurde in der E 6 Bkd 4/99 (RIS-Justiz RS0112871) da-
rin erblickt, wenn durch ein zunächst einzuleitendes
Exekutionsverfahren und schließlich das Konkurseröff-
nungsverfahren einem größeren Personenkreis zur

Kenntnis gelangt ist. RAe genießen in der Öffentlich-
keit besonderes Vertrauen. Diese Stellung des RA wird
zweifellos beeinträchtigt, wenn zur Hereinbringung ei-
ner fälligen und vollstreckbaren Forderung gegen einen
RA Exekution geführt werden muss.

Im vorliegenden Fall war die Zahlungsverpflichtung
des DB aus der EV vom 28. 2. 2005 spätestens am
22. 3. 2005 fällig. Der DB hätte seine Verpflichtungen
aus der EV daher mit diesem Zeitpunkt erfüllen müs-
sen, dies unabhängig von den von ihm eingebrachten
RM, denen ja keine hemmende Wirkung zukam. Der
Argumentation des DB, er habe letztlich jenen Betrag,
den der OGH als seinen Unterhaltsbeitrag festgesetzt
habe, ohnehin bezahlt, ist entgegenzuhalten, dass der
DB tatsächlich seine Zahlungen erst nach der Exekuti-
onsbewilligung – die 1. Teilzahlung am 27. 5. 2005 und
die Restzahlung am 30. 6. 2005 – vornahm. Zum Zeit-
punkt der 1. Teilzahlung lag bereits ein Zahlungsverzug
von zwei Monaten vor. Allein dieser Zahlungsverzug
des DB iVm der daraus resultierenden Exekutionsfüh-
rung seiner Verfahrensgegnerin muss diesen disziplinär
verantwortlich machen.

Anmerkung:
Die Nichteinhaltung einer ausdrücklichen Zusage ist die
Verletzung einer (vertragsähnlichen) Verbindlichkeit, auch
wenn diese „nur“ auf dem Gesetz beruht. Die obige E erwei-
tert daher diese Judikatur als Verstoß gegen § 3 RL-BA („in
gleicher Weise“), wenn ein RA eine ihm gegenüber voll-
streckbare festgestellte Forderung nicht fristgerecht erfüllt
und es auf eine Exekutionsführung ankommen lässt. Wenn
dies eine familiäre Unterhaltsverpflichtung betrifft, ist so et-
was noch schlimmer, zumal das (wenn die Sache wie hier
durch Gerichtsverfahren nach außen dringt) Ehre und An-
sehen des Standes besonders beeinträchtigt (6 Bkd 4/99,
AnwBl 2000, 164).

Strigl
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Rechtsprechung

Disziplinarrecht

§ 10 RAO – Keine Verpflichtung zur Mandatsübernahme

§ 9 RAO – Ausführung des übernommenen Mandats (Eifer, Treue und Gewissenhaftigkeit)

Die mangelnde Ausbildung eines jungen, erst 13 Monate eingetragenen RA, seine fehlende Erfahrung
bei Treuhandabwicklung von Liegenschaften und die Säumigkeit sind keine Milderungsgründe. Das
nunmehr reumütige Geständnis (im Berufungsverfahren) ist jedoch als mildernd in Anschlag zu brin-
gen.

OBDK 11. 12. 2006, 7 Bkd 4/06

Aus den Gründen:
Der Besch hat als Vertragserrichter und Treuhänder in
einer Liegenschafts-Kaufvertragssache – gemäß dem
Schuldspruch des DR – „den Kaufvertrag vom… nicht
emsig und fachgerecht beraten und abgewickelt“ und
die unverzügliche Einholung der Grundverkehrskom-
missionsgenehmigung erst 6 Monate nach dem Vertrag
beantragt sowie verabsäumt, die von ihm übernom-
mene Treuhandverpflichtung zur Einholung eines
RO-Beschlusses für die beabsichtigte Veräußerung
ohne Verzug zu erfüllen und diesen bei ihm zur Absi-
cherung der vereinbarten Abwicklung zu verwahren
und durch all dies eine (um ca 8½ Monate) verspätete
Auszahlung des Treuhanderlags bewirkt.

Der DR sprach ihn schuldig und wertete bei der
Geldbußen-Zumessung als erschwerend: die Anzahl
der Vorstrafen, die völlige Uneinsichtigkeit des DB,
seine mangelnde Ausbildung betreffend Liegenschafts-
Vertragsabwicklung und die leichtfertige Bereitschaft,
dennoch Causen in diesem Rechtsbereich zu überneh-
men und dadurch Fehler in der Vorbereitung zur Be-
sprechung des Vertragstexts zu verursachen, die außer-
ordentliche Säumigkeit (trotz Urgenz der Verkäufersei-
te) bei der Abwicklung, die mangelnde Interessenwah-
rung und Aufklärung des Verkäufers und die
Schädigung des Rufs der RA-schaft in einem wirt-
schaftlichen Kernkompetenzbereich (Liegenschafts-
Kaufvertrag mit Treuhandauftrag) durch Vertragsab-
wicklung mit mangelndem Abwicklungswissen, man-
gelnder Rechtskenntnis, mangelnder Emsigkeit,
mangelndem Einfühlungsvermögen in wirtschaftliche
Notwendigkeiten, mangelndes Krisenmanagement,
insb unrichtigen und unsensiblen Umgang und
schlechte Beratung der deswegen unzufriedenen Klien-
ten; demgegenüber wurde kein Umstand als mildernd
angenommen.

In der Berufungsverhandlung zog der DB seine Be-
rufung wegen Nichtigkeit und Schuld zurück. Über
die Strafberufung hat die OBDK erwogen:

Dass der DB erst seit etwas über ein Jahr als RA in die
Liste eingetragen war und behauptet, seine Ausbildung
sei auf dem Gebiet der Treuhandschaften mangelhaft
gewesen, stellt fallbezogen keinen Milderungsgrund
dar, wäre er doch gerade in einem derart sensiblen Be-

reich der Tätigkeit eines RA verhalten gewesen, sich
entsprechend fortzubilden bzw hätte er bei mangelnder
Kenntnis Aufträge, die seine Fähigkeiten und Kennt-
nisse übersteigen, nicht annehmen dürfen.

Wenn auch die völlige Uneinsichtigkeit des DB im
DisVerfahren nicht als erschwerend zu werten ist, so
ist doch im Übrigen den Ausführungen des DR inso-
fern beizupflichten, als die sonst als im Wesentlichen
erschwerend angenommenen Strafzumessungstatsa-
chen, nämlich die Anzahl der Vorstrafen, die nicht un-
erhebliche Säumigkeit, indem – trotz Urgenz des Kauf-
preises durch die Verkäuferseite – entgegen der gesetz-
lichen Verpflichtung monatelang kein Antrag auf
grundverkehrsbehördliche Genehmigung gestellt und
nicht der Versuch unternommen wurde, die Abwick-
lung zu beschleunigen und die mangelnde, insb auch
wirtschaftliche Interessenwahrung und mangelnde
Aufklärung des Klienten bei einer Treuhandgeldab-
wicklung sich als zutreffend erweisen, wobei nicht die
(idealkonkurrierende) Verwirklichung zweier DisVer-
gehen als erschwerend zu werten war.

Jedoch war das nunmehr reumütige Geständnis des
DB als mildernd in Anschlag zu bringen, weshalb unter
Berücksichtigung der Persönlichkeit des DB, seinen
Einkommens- und Vermögensverhältnissen und des
Schuld- und Tatunwerts die Geldbuße auf das im
Spruch genannte Maß zu reduzieren war.

Anmerkung:
Wenn der Besch in diesen Sachen (Liegenschafts-Verkaufs-
recht, Treuhandschaft) keine Erfahrung besaß, hätte er –

wenn er schon eine derartige Sache als Mandat und noch
dazu Treuhandmandat übernimmt – sich (durch Studium,
Rücksprachen mit besser ausgebildeten Kollegen, Lesen von
Fachbüchern und Judikatur und jedenfalls ohne Verzug) ei-
ner wenigstens durchschnittlichen Erledigung fähig erweisen
müssen; so aber fällt ihm grobe Einlassungsfähigkeit zur
Last; die Beschwerden, insb von Verkäuferseite waren gera-
dezu voraussehbar. Seine mangelnde Ausbildung ist traurig
für ihn (§ 1311 ABGB und § 9 RAO – Eifer, Treue und
Gewissenhaftigkeit), aber noch mehr für die Vertragspartner,
die unnötig lange auf die grundbücherliche Durchführung
warten mussten, der Verkäufer dazu auch noch auf das Frei-
werden des Kaufpreises.
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Sicher ist die mangelnde Ausbildung kein Erschwerungs-
grund, aber hier auch kein Milderungsgrund. Die Schädi-
gung des Rufs der RA-schaft ist in einem solchen Fall, der sich
– menschlich verständlich – leicht herumspricht, hingegen
groß. Außer der – durch Rückziehung der Schuldberufung
– spät aber doch manifestierten Schuldeinsicht käme auch
die erst kurze Tätigkeit als selbständiger RA, also die man-
gelnde Erfahrung, als Milderungsgrund in Frage. Am Ende

haben das (reumütige?) Geständnis und die Bedachtnahme
auf seine Einkommens- und Vermögensverhältnisse (offenbar
unter Hintansetzung der Vorstrafen als Erschwerungs-
grund) dem Besch eine Strafmilderung durch Herabsetzung
der Geldbuße um 20% beschert; die übrig bleibenden 80%
sind hoffentlich ein ausreichendes Lehrgeld für die künftige
Treuhandabwicklung von Liegenschafts-Kaufverträgen.

Strigl

Disziplinarrecht

§ 10 RAO; § 1 DSt – Ehre und Ansehen des Standes

1. Die Äußerungen eines RA im Zuge polizeilicher Amtshandlungen als Lenker eines PKW am 1. 9. 2004
„geben Sie mir jetzt die Papiere wieder und gehen Sie mir nicht auf die Nerven“ sowie „ich kann Ihnen
gar nicht sagen, wie sehr ich Euch alle nicht leiden kann. Wenn ich Ihnen jetzt in den Arsch gekrochen
wäre, dann hätten Sie mich wahrscheinlich fahren lassen. Aber jetzt müssen Sie Ihre Macht mir gegen-
über demonstrieren; lassen Sie mich in Ruhe und nerven Sie mich nicht“ sowie

2. er habe am 20. 7. 2004 den Führerschein und den Zulassungsschein erst nach Androhung der Fest-
nahme dem intervenierenden PolBeamten ausgehändigt, sind im konkreten Fall nicht disziplinär.

OBDK 27. 11. 2006, 5 Bkd 2/06

Aus den Gründen:
Die Worte „Wenn ich Ihnen jetzt in den Arsch gekro-
chen wäre . . .“ enthalten im gg Kontext sehr wohl den
Vorwurf einer verächtlichen Gesinnung, was gleichfalls
für die vom Besch zugestandene, allerdings nicht fest-
gestellte abgeschwächte Version „Wenn ich jetzt vor
Ihnen gekrochen wäre . . .“ zutrifft. Aus Anlass der ge-
gen den Schuldspruch I. 2. gerichteten Berufung wegen
Schuld und Nichtigkeit, die jedoch unterlässt, entschei-
dungswesentliche Feststellungen zu bekämpfen oder
das Fehlen indizierter solcher zu kritisieren, und deren
Rechtsausführungen (§ 281 Abs 1 Z 9 lit a StPO), sich
gleichfalls nicht an dem Tatsachensubstrat orientieren,
hat sich jedoch die OBDK davon überzeugt, dass das
Gesetz zum Nachteil des DB unrichtig angewendet
wurde. Die nach Vortrag des wesentlichen Akteninhalts
in der Berufungsverhandlung gebotene Ergänzung der
Feststellungen, wonach sich der Berufungswerber dem
intervenierenden Polizeibeamten durch Vorzeigen sei-
nes RA-Ausweises legitimiert hatte (ON 19 Seite 4
des DisAktes), zeigt nämlich, dass keiner der im § 35
VStG genannten Fälle vorlag, welcher die Androhung
der Festnahme zulässig erscheinen ließe. Der Vorwurf,
dass eine solche Androhung notwendig gewesen wäre,
um den Besch zu einem rechtstreuen Verhalten anzu-
leiten, ist daher zufolge Rechtswidrigkeit der Andro-
hung nicht zu halten.

Anmerkung:
Beginnen wir mit Punkt 2.: Die laut Spruch vom interve-
nierenden PolBeamten ausgesprochene Androhung der Fest-
nahme war nicht zulässig, weil keiner der im § 35 VStG ge-
nannten Fälle vorlag; also weg damit!

Zu 1.: Die ausgesprochene Befürchtung, der PolBeamte
könnte dem DB auf die Nerven gehen, zeigt eine mögliche
Verschlechterung seines Gemütszustandes; der Zusatz, er
könne ihm – sei es aus Zeitmangel oder Mangel der Lust –
nicht sagen, wie sehr er „Euch“ (sicherlich eine unzulässige
Verallgemeinerung) nicht leiden könne, ist für die gemeinte
Berufsgruppe nicht angenehm, aber auch nicht interessant;
dass der amtshandelnde Polizist seine Macht ihm gegenüber
demonstrieren müsse, entsprang einem dem DB ohnehin zu-
gute kommenden Rechtsirrtum.

Die Meinung des DB, dass der Polizist ihn wahrschein-
lich – wenn er ihm in den „Arsch gekrochen wäre“ – hätte
„fahren lassen“ (also bitte!), ist unklar, weil die Kriech-
und Fahrtrichtung nicht angegeben ist; im Übrigen dürfte
es sich dennoch um einen vertretbaren Rechtsirrtum des
DB handeln. Die vom Besch abgeschwächte (aber nicht
festgestellte) Version „wenn ich jetzt vor Ihnen gekrochen
wäre“ enthält laut OBDK ebenso wie die festgestellte den
Vorwurf einer verächtlichen Gesinnung; wie aber der wie
immer geäußerte verächtliche Gesinnungsvorwurf zu beur-
teilen wäre (zumal die Berufung des DB entscheidungswe-
sentliche Feststellungen nicht bekämpft oder das Fehlen in-
dizierter solcher nicht kritisiert hat), ist unklar geblieben,
weil die unrichtige Anwendung des Gesetzes zum Vorteil
des DB zwar den Punkt 2., aber nicht ohne weiteres den
Punkt 1. betrifft. Aber zweifellos wäre die zwar begreifli-
che Unmutsäußerung besser unterblieben. Andernfalls
müssten wir daraus lernen, was man einem Polizisten alles
sagen kann, wenn keiner der im § 35 VStG genannten
Fälle vorliegt.

Zur Entschuldigung: Diese Anmerkungen wurden am
Höhepunkt des Faschings verfasst!

Strigl
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Vertriebsrecht

§ 914 ABGB – Alleinvertriebsrecht und Gebietsschutz im Vertragshändlervertrag

Ein Alleinvertriebsrecht liegt vor, wenn der Hersteller in einem bestimmten Vertragsgebiet nur diesen
einen Vertragshändler zulässt. Das Alleinvertriebsrecht kann mit dem Gebietsschutz gekoppelt sein.

Gebietsschutz wird dem Händler eingeräumt, wenn sich der Hersteller gleichzeitig verpflichtet, Ver-
tragshändlern in anderen Bezirken die Beschränkung ihres Tätigwerdens auf ihre Bezirke aufzuerlegen.

Ob eine Alleinvertriebszusage auch eine Gebietsschutzabrede enthält, lässt sich nach richtiger Auffas-
sung nicht allgemein im einen oder anderen Sinn festlegen, sondern ist durch Auslegung des jeweiligen
Vertragstextes nach der Übung des redlichen Verkehrs festzustellen. Steht weder eine Verkehrsübung
noch ein eindeutiger hypothetischer Parteiwille fest, kommt als Mittel ergänzender Vertragsausle-
gung nur eine am Vertragszweck orientierte Ergänzung nach Treue und Glauben in Frage.

OGH 28. 9. 2006, 4 Ob 141/06y

Aus der Begründung:
Ein Vertriebsunternehmen (in der Folge Zedentin), die
dem Kläger allfällige ihr aus der (teilweise) nachfolgend
wiedergegebenen Vereinbarung mit der Beklagten zu-
stehenden Ansprüche abgetreten hat, schloss am
26. 7. 2000 mit der Beklagten folgenden – auszugsweise
wiedergegebenen – Vertrag:

I.
„Die (. . .) [Beklagte], im Folgenden kurz Rechtsgeberin

genannt, entwickelt, erzeugt und vertreibt unter anderem
Edelstahlcontainer mit aseptischer Befüllung bzw Abfüllung
für Lebensmittel, pharmazeutische Produkte etc. Die (. . .)
[Zedentin] beabsichtigt in den Vereinigten Staaten von Ame-
rika (USA) sowie in Kanada ein flächendeckendes Verkaufs-
und Vertriebssystem für diese Container aufzubauen.

II.
Im Hinblick auf diesen Sachverhalt erteilt die Rechtsgebe-

rin der Rechtsnehmerin das ausschließliche und alleinige
Recht, die von ihr erzeugten Edelstahlcontainer in ihrem je-
weiligen neuesten Entwicklungsstand gemäß der in der An-
lage beigeschlossenen, einen wesentlichen Bestandteil dieses
Vertrages bildenden Produktionsliste, im Gebiet der Verei-
nigten Staaten von Amerika (USA) sowie in Kanada aus-
schließlich und alleine zu verkaufen.

III.
In Drittländern kann die Rechtsnehmerin nur nach

schriftlicher Zustimmung der Rechtsgeberin Verkäufe von
Edelstahlcontainern tätigen, wobei die Konditionen in jedem
Einzelfall gesondert zu vereinbaren sind. (. . .)

V.
Die Rechtsgeberin verpflichtet sich, die von der Rechtsneh-

merin jeweils angeforderten Edelstahlcontainer an diese zu
den jeweils bestmöglichen Preisen im Sinne der Bestpreisga-
rantie zum Zwecke des Weiterverkaufs im Vertragsgebiet zu
verkaufen. (. . .)

VI.
(. . .) Die Rechtsnehmerin ist verpflichtet, die Interessen

der Rechtsgeberin mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kauf-
mannes wahrzunehmen und sich nach besten Kräften für
eine positive Absatzentwicklung im Vertragsgebiet einzuset-

zen. Dazu zählt insbesondere eine intensive Marktbearbei-
tung, wobei sämtliche hiefür auflaufenden Kosten von der
Rechtsnehmerin zu tragen sind. Die Rechtsnehmerin hat
der [sic] Rechtsgeberin zumindest halbjährlich über die
Marktentwicklung, Marktchancen, Trends, Projekte, lau-
fende Aktivitäten etc zu informieren. (. . .)“

Im Zuge der Verkaufsgespräche wurde nicht darüber
gesprochen, dass die bekl Partei verpflichtet sein soll,
bei der Lieferung von Containern an Dritte mit diesen
vertraglich zu vereinbaren, dass sie die Container nicht
in den nordamerikanischen Markt ausführen oder dort-
hin weiterverkaufen dürfen. Auch wurde nicht darüber
gesprochen, dass die Beklagte nicht wissentlich über
Drittfirmen in den nordamerikanischen Markt liefern
darf. Die Beklagte stand mit einem deutschen Unter-
nehmen (in der Folge: Kundin) in langjährigem ge-
schäftlichem Kontakt. 2001 lieferte die Beklagte der
Kundin aufgrund einer Bestellung vom 11. 5. 2001
800 Edelstahlcontainer. Die Kundin war nicht als End-
abnehmerin der Waren anzusehen, weil sie selbst Con-
tainer anderer Art herstellt und auch die von der Be-
klagten zugekauften Container weiterverkaufte, was
der Beklagten bekannt war. Die Beklagte hat in diesem
Geschäftsfall ihre Kundin nicht verpflichtet, die Con-
tainer nicht in die USA oder nach Kanada weiterzuver-
kaufen. Die Kundin lieferte am 8. 5. 2001 die 800 von
der Beklagten hergestellten Eurocontainer an eine in
den USA ansässige Zwischenhändlerin, die in weiterer
Folge die Container an eine US-amerikanische Endab-
nehmerin verleaste oder verkaufte. Die Zedentin hatte
schon im Herbst 2000 sowohl zur Zwischenhändlerin
als auch zur Endabnehmerin Kontakte geknüpft gehabt
und ihnen Container der Beklagten angeboten. 2001
teilte die Endabnehmerin der Zedentin mit, dass sie
die Container schon bei einem anderen Anbieter ge-
kauft habe.

Der Kläger begehrte den entgangenen Gewinn aus
der Containerlieferung sowie die Feststellung der Haf-
tung der bekl Partei für sämtliche zukünftige Schäden
und Rechnungslegung.
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Das Erstgericht wies das Klagebegehren ab.
Das Berufungsgericht hob das Urteil auf und verwies

die Sache an das Erstgericht zur neuerlichen Verhand-
lungen und Entscheidung zurück; es sprach aus, dass
der Rekurs an den OGH zulässig sei, weil Rsp fehle,
ob und wie die einen Vertragshändler eingeräumte Ex-
klusivität von Verkäufen in einem bestimmten Gebiet
gegenüber anderen Geschäftspartnern des Herstellers
sicherzustellen sei.

Der OGH gab dem Rekurs der Beklagten Folge und
stellte das Ersturteil wieder her.

1. Die Beklagte macht geltend, dass sie im Rahmen
der Vereinbarung nicht verpflichtet gewesen sei, zur
Wahrung des Alleinvertriebsrechts der Zedentin ihren
Kunden Lieferbeschränkungen für das Vertragsgebiet
der Zedentin aufzuerlegen und deren Einhaltung zu
überwachen; die gegenteilige Vertragsauslegung durch
das Berufungsgericht überspanne ihre Vertragspflich-
ten und bewirke eine Ungleichgewichtslage zwischen
den Vertragsparteien.

2. Das Berufungsgericht hat die Vertriebsvereinba-
rung vom 26. 7. 2000 zutreffend als Vertragshändler-
vertrag beurteilt. Es handelt sich dabei um eine von
der Praxis entwickelte Form des mittelbaren Warenab-
satzes (Harrer, Neue Vertragstypen im Handelsrecht
13). Nach einer von Ulmer (Der Vertragshändler 206)
entwickelten und vom BGH in stRsp zu Grunde geleg-
ten Begriffsbestimmung (Nachweise bei Martinek in
Staudinger, BGB13 § 675 Rz D 11) ist der Vertragshänd-
ler ein Kaufmann, dessen Unternehmen in die Ver-
triebsorganisation eines Herstellers von Markenwaren
in der Weise eingegliedert ist, dass er es durch den Ver-
trag mit dem Hersteller oder einen von diesem einge-
setzten Zwischenhändler ständig übernimmt, in eige-
nem Namen und auf eigene Rechnung die Vertragswa-
ren im Vertragsgebiet zu vertreiben und ihren Absatz
zu fördern, die Funktionen und Risken seiner Handels-
tätigkeit hieran auszurichten und im Geschäftsverkehr
das Herstellerzeichen neben der eigenen Firma heraus-
zustellen (4 Ob 79/95 = MR 1996, 35 – VSÖ-Prüfzei-
chen).

3. Vertragshändlerverträge enthalten häufig beson-
dere Vereinbarungen über die „Absatzbindung“ des
Herstellers, also über die Beschränkung seines Rechts,
im Gebiet des Vertragshändlers weitere Abnehmer zu
beliefern. Die Zusage des Alleinvertriebs enthält die
Verpflichtung des Herstellers, unmittelbare Lieferun-
gen in das Vertragsgebiet zu unterlassen (Ulmer, aaO
428). Der Lieferant verzichtet damit auf sein Recht,
die Ware im Vertragsgebiet auf andere Weise zu ver-
treiben, als über den Vertragshändler (3 Ob 608/82 =
RIS-Justiz RS0053898; vgl auch 3 Ob 134/75 =
SZ 48/91). Umstritten ist, wie weit darüber hinaus die
Beschränkungen reichen, denen der Vertragsgegner
des Alleinvertriebsberechtigten unterworfen ist. Wei-
tergehende Beschränkungen werden wohl häufig ver-

einbart, sind aber kein wesentlicher und unabdingbarer
Bestandteil eines Alleinvertriebsvertrags (3 Ob 134/75
= SZ 48/91).

4. Brüggemann (im Großkommentar HGB4 vor § 84
Rz 20) unterscheidet zwischen Alleinvertriebsrecht
und Gebietsschutz. Ein Alleinvertriebsrecht liegt vor,
wenn der Hersteller in einem bestimmten Vertragsge-
biet nur diesen einen Vertragshändler zulässt. Das
Alleinvertriebsrecht kann mit einem Gebietsschutz ge-
koppelt sein. Gebietsschutz wird dem Händler einge-
räumt, wenn sich der Hersteller gleichzeitig verpflich-
tet, Vertragshändlern in anderen Bezirken die Be-
schränkung ihres Tätigwerdens auf ihre Bezirke auf-
zuerlegen. In der einen oder anderen Form seien
solche Sicherungen in den Vertragshändlerverträgen
immer enthalten. Allerdings müsste sich der Vertrag
hierüber schon aussprechen. Ob die Alleinvertriebsab-
rede auch einen Gebietsschutz oder einen Kunden-
schutz in dem Sinne, dass kaufwillige Kunden an
den zuständigen Vertragshändler zu verweisen seien,
mitenthalte, sei Sache der Auslegung des Vertrags.
Allgemein werde sich das nicht sagen lassen. Denn an-
ders als beim Vertrieb durch Handelsvertreter, wo
sämtliche vermittelte Bestellungen beim Unternehmer
zusammenlaufen und von ihm ausgeführt werden,
habe im Vertragshändlervertrieb der Hersteller/Liefe-
rant keine unmittelbare Möglichkeit, die Lieferung in
das Vertragsgebiet des einen, obwohl von ihm für die-
ses Gebiet „konzessionierten“ Vertragshändlers durch
den Vertragshändler eines anderen Gebietes zu unter-
binden oder mindestens den „übergangenen“ Ver-
tragshändler an diesem Geschäft in der einen oder an-
deren Form zu beteiligen – unterbinden könnte er das
höchstens mittelbar durch Vertragsstrafenklauseln
oder einen Kündigungsvorbehalt. Das Risiko, dass
sein Alleinvertriebsrecht für einen bestimmten Bezirk
von außen und ohne Mitwirkung des Herstellers/Lie-
feranten unterlaufen wird, trage grundsätzlich der
Vertragshändler selbst.

Martinek (in Martinek/Semler, Handbuch des Ver-
triebsrechtes § 2 Rz 69) schreibt, dass bei Alleinver-
triebsbindungen meist „zusätzlich vereinbart“ wird,
„dass der Absatzherr den anderen Absatzmittlern des
Systems Beschränkungen auferlegt, durch die auch
diese an einer Absatztätigkeit in anderen als den ihnen
zugewiesenen Gebieten gehindert werden“. Durch
diese Gebietsbindungen werde die Gebietsexklusivität
eines Absatzmittlers auch im Verhältnis zu anderen Sys-
temangehörigen abgesichert; die „einfache Alleinver-
triebsvereinbarung“ werde auf diese Weise zu einer
„qualifizierten Alleinvertriebsvereinbarung“ mit abso-
lutem oder (meist) relativem Gebietsschutz vor einer
systemimmanenten Konkurrenz bei Absatz des System-
produkts.

Beide Autoren gehen somit davon aus, dass die Ge-
bietsschutzabrede – jedenfalls im Regelfall, so sie über-
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haupt gewollt ist – zusätzlich zur Alleinvertriebsverein-
barung getroffen wird. Der Hersteller/Lieferant über-
nimmt damit ja eine weitreichende Verpflichtung; er
muss mit den anderen Vertragshändlern eine entspre-
chende Vereinbarung treffen, die nur dann sinnvoll sein
wird, wenn sie Sanktionen enthält wie etwa eine Ver-
tragsstrafe oder einen Kündigungsvorbehalt. Darüber
hinaus schränkt er seine Absatzmöglichkeiten ein, weil
ja nicht sicher ist, dass der Vertragshändler das Geschäft
macht, das dem Hersteller/Lieferanten dadurch ent-
geht, dass er anderen Abnehmern verbietet, Waren in
das Vertragsgebiet zu liefern.

5. Im Anlassfall macht der Kläger keine Verletzung
des „absoluten Gebietsschutzes“ iSd Verhinderung jeg-
licher Parallelimporte aus Drittländern geltend, son-
dern wirft der Beklagten (nur) vor, sie sei ihrer Pflicht
nicht gehörig nachgekommen, ihren Kunden die Res-
pektierung des Vertragsgebiets der Zedentin aufzuerle-
gen. Es ist daher zu prüfen, ob die Alleinvertriebsver-
einbarung im Weg der Vertragsauslegung um eine Ge-
bietsschutzabrede zu ergänzen ist. Die Beweispflicht für
eine solche Vereinbarung trifft den Kläger, der daraus
Rechte für sich ableiten möchte.

6. Ob eine Alleinvertriebszusage auch eine Gebiets-
schutzabrede enthält, lässt sich nach richtiger Auffas-
sung nicht allgemein im einen oder anderen Sinn fest-
legen, sondern ist durch Auslegung des jeweiligen Ver-
tragstextes nach der Übung des redlichen Verkehrs
festzustellen (3 Ob 134/75 = SZ 48/91; Brüggemann,
aaO). Da im Anlassfall weder eine Verkehrsübung noch
ein eindeutiger hypothetischer Parteienwille feststeht,
kommt hier als Mittel ergänzender Vertragsauslegung
nur eine am Vertragszweck orientierte Ergänzung nach
Treue und Glauben (s Rummel in Rummel, ABGB3

§ 914 Rz 17 mwN) in Frage.
7. Zweck des Vertrags ist es, den Produkten der Be-

klagten den nordamerikanischen Markt zu erschließen,
indem die Zedentin es übernimmt, den Markt zu bear-
beiten. Im Gegenzug erhält sie ein Alleinvertriebsrecht
für dieses Gebiet eingeräumt; die Beklagte verpflichtet
sich demnach, für Nordamerika keinen anderen Händ-
ler einzusetzen und wohl auch selbst nicht direkt dort
hin zu liefern. Bereits damit erbringt die Beklagte eine
Gegenleistung für dieMarkterschließung durch die Ze-
dentin. Dass die Zedentin das Investitionsrisiko für die
Markterschließung trägt, genügt daher nicht, um die
Alleinvertriebsvereinbarung um eine Gebietsschutzab-
rede zu ergänzen.

8. Auch aus der Pflicht der Zedentin, vor Verkäufen
außerhalb des Vertragsgebiets die Zustimmung der Be-
klagten einzuholen, kann nicht geschlossen werden, die
Beklagte sei verpflichtet, gleichartige Verbote auch al-
len anderen Händlern ihres Vertriebsnetzes aufzuerle-
gen. Bei dieser Verpflichtung handelt es sich nämlich
um kein (absolutes) Verbot. Die Zustimmungspflicht
ließe sich auch damit erklären, dass der Zedentin im Al-

leinvertriebsvertrag besondere Konditionen für Nord-
amerika zugesichert werden (Bestpreisgarantie siehe
Pkt V.) und dass diese Konditionen nicht für Lieferun-
gen in andere Länder gelten sollen (da die Zedentin
dort keine Verpflichtung zur Markterschließung trifft).
Für diese Auslegung spricht, dass Punkt III. festhält,
dass für Verkäufe in Drittländer „die Konditionen in je-
dem Einzelfall gesondert zu vereinbaren sind“.

9. Gegen die Vertragsauslegung durch den Kläger
spricht aber va, dass nicht feststeht, dass die Beklagte
die Container weltweit in einemVertragshändlersystem
vertreibt. Der Kläger hat solches auch nicht behauptet.
Es ist somit durchaus denkbar, dass allein der Zedentin
das Alleinvertriebsrecht für Nordamerika (oder allen-
falls auch anderen Händlern für Märkte, auf denen
die Beklagte bisher nichts verkauft hat) eingeräumt
wurde, um diesen Markt für die Container der Beklag-
ten zu erschließen. Es spricht auch mehr für diese An-
nahme als dagegen, da die Kundin als Erzeugerin von
Containern wohl kaum Vertragshändlerin der Beklag-
ten sein wird; nach der Aussage eines Zeugen (AS 271)
hat sie die Container zur Abrundung ihres Erzeugungs-
programms gekauft; zwischen ihr und der Beklagten
gab es keinen Kooperationsvertrag mit einer Geheim-
haltungsklausel. Gibt es aber kein Vertragshändlersys-
tem, ist dem weiteren Argument der Boden entzogen,
das aus der Treuepflicht des Herstellers im Rahmen
des Händlervertrags abzuleitende Gleichbehandlungs-
gebot (vgl dazuUlmer, aaO 431) verlange, dass der Her-
steller gleichartige Verbote auch allen anderen – unter-
einander in Wettbewerb stehenden – Händlern seines
Vertriebsnetzes auferlege.

10. Letztlich ist der Senat der Auffassung, dass Al-
leinvertriebsvereinbarungen im Zweifel eher in einem
wettbewerbsfreundlichen und nicht in einem wettbe-
werbsfeindlichen Sinn auszulegen sind. Wollen Ver-
tragsparteien den Wettbewerb im Rahmen einer Al-
leinvertriebsabrede durch eine Gebietsschutzabrede
noch weiter einschränken und dem Hersteller/Liefe-
ranten noch weitergehende Pflichten auferlegen, muss
dies schon aus Gründen der Rechtssicherheit deutlich
zum Ausdruck kommen, hängt doch die Wirksamkeit
einer solchen Wettbewerbsbeschränkung auch davon
ab, ob die jeweils anwendbaren kartellrechtlichen Be-
stimmungen (hier: des US-amerikanischen Antitrust-
Rechtes) eingehalten worden sind.

11. Die Vertragsauslegung ergibt demnach, dass die
Vertriebsvereinbarung vom 26. 7. 2000 keine Gebiets-
schutzabrede enthält, die die Beklagte verpflichtet hät-
te, ihren Vertragspartnern die Verpflichtung aufzuerle-
gen, nicht in das der Zedentin eingeräumte Vertragsge-
biet zu verkaufen. Dem Erstgericht ist daher beizu-
pflichten, dass die Beklagte keine Vertragspflichten
gegenüber der Zedentin verletzt hat, wenn sie deren
Gebietsexklusivität nicht gegenüber ihren anderen
Kunden, die nicht als Endabnehmer in Frage kommen,
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durch entsprechende Vertragsklauseln abgesichert hat.
Schon aus diesem Grund ist das Klagebegehren nicht
berechtigt, ohne dass es noch auf die im Rechtsmittel
weiters aufgeworfene Frage ankommt, ob dem Ver-
tragshändler ein Rechnungslegungsanspruch gegen-
über seinen Lieferanten zusteht.

12. Es bedarf somit der vom Berufungsgericht für er-
forderlich gehaltenen Verfahrensergänzung nicht, wes-
halb in der Sache selbst dahin zu entscheiden ist, dass
das klageabweisende Ersturteil wieder hergestellt wird
(§ 519 Abs 2 letzter Satz ZPO).

Anmerkung:
Die Herstellerin von Edelstahlcontainern räumte dem Ver-
tragshändler „das ausschließliche und alleinige Recht“ ein,
diese Produkte im Vertragsgebiet „ausschließlich und alleine“
zu verkaufen. Das Berufungsgericht legte diese Alleinver-
triebsvereinbarung gem § 914 ABGB nach ihrem Wortsinn
aus und kam zum Ergebnis, dass demnach die Beklagte ab
Vertragsbeginn durch entsprechende Vorbehalte bei Liefe-
rung von vertragsgegenständlichen Containern an Dritte si-
cherstellen hätte müssen, dass die Waren nicht in das vorbe-
haltene Gebiet weiterverkauft würden. Anders wäre ein
Schutz der Vertragshändlerin, die auf ihre Kosten und ihr
Risiko im Vertragsgebiet ein flächendeckendes Verkaufs-
und Vertriebssystem für die Waren der Produzentin aufzu-
bauen gehabt habe, in keinerWeise gewährleistet. Es liege so-
mit eine Vertragsverletzung der Produzentin in Folge Belie-
ferung eines Unternehmens in den USA im Wege der Kun-

din vor, der keine Verkaufsbeschränkung auferlegt worden
sei.

Der OGH hingegen unterscheidet in Anlehnung an deut-
sche Lehrmeinungen zwischen Alleinvertriebsrecht und Ge-
bietsschutz. Eine Alleinvertriebsvereinbarung würde nicht
automatisch auch eine Gebietsschutzabrede inkludieren; eine
solche müsse ausdrücklich vereinbart werden.

Diese Entscheidung ist va für Verfasser von Vertriebsver-
trägen wichtig: In Hinkunft wird man die Differenzierung
zwischen Alleinvertriebsvereinbarung und Gebietsschutzab-
rede beachten müssen. Als Mittel der Absicherung des Ver-
tragshändlers nennt der OGH die Aufnahme von Vertrags-
strafenklauseln oder einen Kündigungsvorbehalt in den Ver-
triebsvertrag.

Dennoch erscheint das Ergebnis der vom OGH vorgenom-
menen Vertragsauslegung keineswegs zwingend: Gerade der
Umstand, dass – wie hier – die Beklagte die Container nicht
weltweit in einem Vertragshändlersystem vertreibt, sondern
nur der Zedentin das Alleinvertriebsrecht für Nordamerika
und Kanada einräumte, spricht entgegen der Auffassung des
OGH für eine Gebietsschutzabrede. Die Einräumung des
„ausschließlichen und alleinigen Rechts“, die Produkte im
Vertragsgebiet „ausschließlich und alleine“ zu verkaufen
(an den einzigen Vertragshändler), kann wohl nicht anders
gemeint gewesen sein, als dass sämtliche aus diesem Vertrags-
gebiet stammenden Kunden an den Vertragshändler verwie-
sen werden müssen.

RA Mag. Hannes Huber
(am Verfahren beteiligt)

Gebühren- und Steuerrecht

§ 2 Abs 3 UStG; § 2 KStG; Art 4 und 13 RL 77/388/EWG – Kommunale Leichenhalle vorsteuerabzugs-
berechtigt iSd 6. MwSt-RL?

1. Nach gefestigter Rsp des EuGH handelt es sich bei Tätigkeiten „im Rahmen der öffentlichen Gewalt“
iSv Art 4 Abs 5 RL 77/388/EWG um solche, die Einrichtungen des öffentlichen Rechts im Rahmen einer
öffentlich-rechtlichen Sonderregelung ausüben. Dies ist der Fall, wenn die Ausübung dieser Tätigkeit
das Gebrauchmachen von hoheitlichen Befugnissen umfasst; nicht dazu gehören Tätigkeiten, die sie
unter den gleichen Bedingungen ausüben wie private Wirtschaftstreibende.

2. Der Umstand, dass die fragliche Tätigkeit der Gemeinde „rein inhaltlich eigentümlich und vorbehal-
ten“ ist, erlaubt es nach der Rsp des EuGH nicht, Personen des öffentlichen Rechts als Nichtsteuer-
pflichtige zu behandeln, weil es auf Gegenstand und Zielsetzung der Tätigkeit der öffentlichen Einrich-
tung nicht ankommt. Ausschlaggebend sind die konkreten Ausübungsmodalitäten der Tätigkeiten.

3. Das einzige Kriterium, das eine sichere Unterscheidung der Tätigkeiten ermöglicht, die Einrichtun-
gen des öffentlichen Rechts als Rechtssubjekte des Privatrechts und nicht des öffentlichen Rechts
ausüben, ist die nach dem nationalen Recht anwendbare rechtliche Regelung, wobei es Sache des na-
tionalen Gerichts ist, die fragliche Tätigkeit anhand dieses Kriteriums zu beurteilen.

VwGH 20. 1. 2005, 2000/14/0203

Sachverhalt:
Die bf Gemeinde betreibt eine kommunale Bestat-
tungsanlage. Im Zuge einer abgbeh Prüfung wurde
festgestellt, dass sie in den Jahren 1996/1997 eine Ein-
segnungshalle errichtet und von deren Errichtungs-
und Erhaltungskosten Vorsteuern geltend gemacht ha-

be. Alle Einnahmen iVm dem Betrieb des Friedhofs,
wie Grab- und Öffnungsgebühren, Totengräbergebüh-
ren und die Benützungsgebühren der Leichenhalle,
seien von der bf Gemeinde vereinnahmt worden. Da
eine Gemeinde gem § 30 Abs 2 OÖ Leichenbestat-
tungsG zur Errichtung einer Leichenhalle verpflichtet
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sei, wenn sie selbst den örtlichen Friedhof betreibe,
stelle deren Betrieb einen Teil des Hoheitsbetriebs
„Friedhof“ dar und sei ein Vorsteuerabzug unzulässig.

Spruch:
Aufhebung wegen Rechtswidrigkeit.

Aus den Gründen:
Die bf Gemeinde beruft sich in ihrer Beschwerde auf
Regelungen des Gemeinschaftsrechts. Aus Art 4 Abs 5
der RL 77/388/EWG ergebe sich, dass es unzulässig
sei, die streitgegenständliche Überlassung einer Lei-
chenhalle als hoheitliche Tätigkeit der Gemeinde zu
qualifizieren. Nach Art 4 Abs 1 und 2 der RL gilt als
Steuerpflichtiger, wer eine wirtschaftliche Tätigkeit
als Erzeuger, Händler oder Dienstleistender ausübt.
Nach Art 4 Abs 5 der RL gelten Staaten, Länder, Ge-
meinden und sonstige Einrichtungen des öffentlichen
Rechts nicht als Steuerpflichtige, soweit sie Tätigkeiten
ausüben oder Leistungen erbringen, die ihnen im Rah-
men der öffentlichen Gewalt obliegen. Nach gefestig-
ter Rsp des EuGH handelt es sich bei Tätigkeiten
„im Rahmen der öffentlichen Gewalt“ iSv Art 4 Abs 5
der RL um solche, die Einrichtungen des öffentlichen
Rechts im Rahmen einer öffentlich-rechtlichen Son-
derregelung ausüben. Dies ist der Fall, wenn die Aus-
übung dieser Tätigkeit das Gebrauchmachen von ho-
heitlichen Befugnissen umfasst; nicht dazu gehören Tä-
tigkeiten, die sie unter den gleichen Bedingungen aus-
üben wie private Wirtschaftstreibende (s EuGH
14. 12. 2000, C-446/98, Rz 17, 23). Unerheblich ist,
ob die Tätigkeit in Wahrnehmung von Aufgaben be-
steht, die aus Gründen des Gemeinwohls durch Gesetz
zugewiesen und geregelt sind (EuGH 12. 9. 2000, C-
260/98, Rz 28 und 12. 9. 2000, C-408/97, Rz 27). Aus-
schlaggebend sind die konkreten Ausübungsmodalitä-
ten der Tätigkeiten. Soweit Art 4 Abs 5 der RL die Be-
handlung der Einrichtungen des öffentlichen Rechts als
Nichtsteuerpflichtige davon abhängig macht, dass diese
„im Rahmen der öffentlichen Gewalt“ tätig werden,
schließt sie eine solche Behandlung für Tätigkeiten aus,
die diese Einrichtungen nicht als Rechtssubjekte des öf-
fentlichen Rechts, sondern als Rechtssubjekte des Pri-
vatrechts ausüben. Das einzige Kriterium, das eine si-
chere Unterscheidung dieser beiden Arten von Tätig-
keiten ermöglicht, ist folglich die nach dem nationalen
Recht anwendbare rechtliche Regelung, wobei es Sache
des nationalen Gerichts ist, die fragliche Tätigkeit an-
hand dieses Kriteriums zu beurteilen (EuGH
17. 10. 1989, 231/87 und 129/88, Rz 15 und 15. 5.
1990, C-4/89, Rz 10 und 12). Nach § 34 Abs 3 OÖLei-
chenbestattungsG 1985, LGBl 40/1985, sind die
Rechtsbeziehungen zwischen den Inhabern und den
Benützern der Friedhöfe privatrechtlicher Natur. Da-
rüber hinaus erlaubt es der Umstand, dass die fragliche
Tätigkeit der Gemeinde „rein inhaltlich eigentümlich

und vorbehalten“ ist, nach der zit Rsp des EuGH
nicht, Personen des öffentlichen Rechts als Nichtsteu-
erpflichtige zu behandeln, weil es auf den Gegenstand
und die Zielsetzung der Tätigkeit der öffentlichen
Einrichtung nicht ankommt (vgl C-408/97 sowie
231/87 und 129/88). Indem die bel Beh dies verkannt
hat, hat sie den Bescheid mit Rechtswidrigkeit seines
Inhalts belastet, sodass er gem § 42 Abs 2 Z 1 VwGG
aufzuheben war.

Ob die gegenständliche Leistung der Gemeinde un-
ter eine von Art 13 oder 28 der RL erfasste steuerbe-
freite Tätigkeit (insb Art 13 Teil B lit b der RL) mit
der Rechtsfolge subsumiert werden könnte, dass Öster-
reich gem Art 4 Abs 5 der RL berechtigt wäre, die Tä-
tigkeit als im Rahmen der öffentlichen Gewalt erbracht
zu behandeln, war im Beschwerdefall schon mangels
konkreter Feststellungen zum Inhalt der von der Ge-
meinde mit den „Benützern des Friedhofs“ geschlosse-
nen privatrechtlichen Vereinbarungen nicht zu beurtei-
len. Sollte sich im fortgesetzten Verfahren ergeben,
dass die Behandlung der Gemeinde als Nichtsteuer-
pflichtige hinsichtlich der im Beschwerdefall strittigen
Betätigung im Hinblick auf Art 4 Abs 5 letzter Satz
iVm Art 13 Teil B lit b der RL (Vermietung und Ver-
pachtung von Grundstücken) nicht gegen Gemein-
schaftsrecht verstößt, werden weiters Feststellungen
darüber zu treffen sein, ob aus der Sicht des öUStG
die strittige Betätigung in einen allgemeinen (aus der
Betrachtung des öRechts nicht unternehmerischen)
Friedhofsbetrieb eingebettet ist oder, wenn dies nicht
der Fall ist, ob die Tätigkeit der Gemeinde unter die
Bestimmung des § 2 Abs 3 letzter Satz UStG 1994 fällt,
wonach die Vermietung und Verpachtung von Grund-
stücken durch öffentlich-rechtliche Körperschaften
stets als unternehmerische Tätigkeit gilt. Dabei ist auch
anzumerken, dass sich der innergemeinschaftliche Be-
griff der Vermietung und Verpachtung von Grundstü-
cken nicht notwendig mit dem im UStG 1994 verwen-
deten Begriff der Vermietung und Verpachtung von
Grundstücken deckt (vgl zum innergemeinschaftlichen
Vermietungsbegriff VwGH 20. 3. 2002, 99/15/0041,
sowie zur innerstaatlichen Begriffsbestimmung die bei
Ruppe, UStG 1994 Tz 357u § 6 angeführte Rsp).

Anmerkung:
1. Kommunale Leichenhallen führen regelmäßig zu Streit
vor dem VwGH, weil die errichtenden und betreibenden Ge-
meinden sie oftmals als umsatzsteuerpflichtige Betriebe ge-
werblicher Art und nicht als Hoheitsbetriebe eingestuft sehen
wollen. Eine daraus uU resultierende USt-Pflicht der Be-
nützungsentgelte für die Aufbahrungshallen wird für die
korrespondierende Vorsteuerabzugsberechtigung gerne
in Kauf genommen. Die Finanzverwaltung wehrt sich jedoch
regelmäßig gegen diese Rechtsansicht, was schon in der Ver-
gangenheit zu Auseinandersetzungen vor dem VwGH führ-
te. So hat der VwGH 1990 zur Freude der bf Gemeinde
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mangels gesetzlicher Pflicht zur Errichtung und Erhaltung
einer Aufbahrungshalle nach dem Stmk Leichenbestat-
tungsG letztlich keinen Hoheitsbetrieb, sondern einen BgA
angenommen (VwGH 21. 5. 1990, 88/15/0038). In OÖ,
dem Standort des gegenständlichen Bauwerks, besteht aller-
dings eine gesetzliche Pflicht zur Unterhaltung einer Lei-
chenhalle (vgl § 30 OÖ LeichenbestattungsG).

2. In der Auseinandersetzung mit der Finanzverwaltung
wurde nun im vorliegenden Fall auch das Gemeinschafts-
recht in Form der 6. MWSt-RL von der bf Gemeinde zu
Hilfe gezogen, um für eine Unternehmerstellung der Lei-
chenhalle als BgA zu „werben“. Die gemeinschaftsrechtlichen
Begriffe sind freilich gleichfalls äußerst unscharf (vgl nur den
Katalog des Art 4 Abs 5 RL 77/388 mit seinen Aus- und
Gegenausnahmen). Eine Auseinandersetzung mit der
EuGH-Rsp dazu ist aber künftig unumgänglich (vgl Lange,
Juristische Personen des öffentlichen Rechts als Unternehmer
im Umsatzsteuerrecht, UR 2000, 1 ff).

3. Von Tragweite ist dabei insb der oben als Leitsatz 2 her-
vorgehobene Satz des VwGH, wonach es auf die öffentliche
Eigentümlichkeit der Leistung für die umsatzsteuerliche
Einordnung als BgA oder Hoheitsbetrieb nicht ankomme.
Letztere ist nämlich an sich das im KStG vorgegebene (und
im UStG per Verweis übernommene) Unterscheidungs-
merkmal hoheitlicher Tätigkeit. Ausschlaggebend für die
Annahme einer Tätigkeit „öffentlicher Gewalt“ sei nach

der RL – so der VwGH – vielmehr die nach dem nationa-
len Materienrecht vorgesehene privat- oder öffentlich-
rechtliche Ausgestaltung des betroffenen Rechtsver-
hältnisses (s oben Leitsatz 3; sowie dazu schon Achatz/Leit-
ner, Körperschaften2 198). Im Ergebnis konnte der oö
Landesgesetzgeber daher durch Zuweisung der Benützungs-
verhältnisse an das Privatrecht seinen Gemeinden die steuer-
liche Zuordnung ihrer Leichenhallen zum steuerschonenden
Unternehmerbereich ebnen. Der letzte Satz in § 34 Abs 3
ÖO LeichenbestattungsG 1985 (!) – „Abgabenrechtliche
Vorschriften werden hiedurch nicht berührt“ – dürfte damit
nach dem EU-Beitritt zur Schimäre geworden sein.

4. In der Sache hat sich der VwGH die Entscheidung frei-
lich wegen Unsicherheiten zum Vermietungsverhältnis
und der Gegenausnahme in 4 Abs 5 letzter UAbs RL
77/388 letztlich offen gelassen. Entscheidend seien dafür
die Modalitäten der von der Gemeinde mit den „Benützern
des Friedhofs“ geschlossenen privatrechtlichen Vereinbarun-
gen, wozu neue Feststellungen notwendig seien. Auch die
Frage einer unselbstständigen Einbettung der Leichenhalle
in den sonstigen, von der Gemeinde selbst administrierten
Friedhofsbetrieb wird – wie der VwGH zu bedenken gibt –
noch näher zu beleuchten sein. Leichenhallen werden also
auch in Zukunft weiterhin die höchstgerichtliche Judikatur
beschäftigen!

Franz Philipp Sutter

Ausgewählte Prüfungsbeschlüsse – VfGH
4. 10. 2006–12. 12. 2006

Statut der Wohlfahrtseinrichtungen 2004 der Zivil-
techniker
Prüfung des § 10 Abs 6 und Abs 7 des Statutes der
Wohlfahrtseinrichtungen 2004 der Ziviltechniker in
Hinblick auf die Bemessung der Pensionshöhe nach
dem Umlageverfahren (V 85/06)

4. 10. 2006, B 1577/04 (gem Art 139 Abs 1 B-VG
von Amts wegen)

Erbschafts- und Schenkungssteuergesetz

Prüfung weiterer Bestimmungen (nämlich der Grund-
tatbestände des § 1 Abs 1 Z 1 und § 2 Abs 2 Z 4) des
Erbschafts- und Schenkungssteuergesetzes 1955 in Zu-
sammenhang mit dem bereits eingeleiteten Gesetzes-
prüfungsverfahren zu G 54/06 hinsichtlich der Be-
steuerung aufgrund der Einheitswerte beim Grundbe-
sitz (G 235/06)

12. 12. 2006, B 3391/05 (gem Art 140 Abs 1 B-VG
von Amts wegen)
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" Der Sachverständige
4/06 | 193. Tanczos, Alfred:Wünsche an die ARGE Zivilpro-

zess. Die vorbereitende Tagsatzung und ihre
Möglichkeiten

" Steuer- und Wirtschaftskartei
1 | W 1. Walzel, Gustav: Beirat einer GmbH und Mit-

gliedschaft von Arbeitnehmervertretern in der-
artigen Beiräten

" Wirtschaftsrechtliche Blätter
12/06 | 541. Jaeger, Thomas: Rechtsfolgen beihilferelevanter

Abgabenbefreiungen. Zugleich eine Bespre-
chung der Urteile Laboratoires Boiron (EuGH)
und Österreichischer Altlastenbeitrag (VwGH)

553. Koppensteiner, Hans-Georg: Grundfragen des
UWG im Lichte der Richtlinie über unlautere
Geschäftspraktiken

" Wohnrechtliche Blätter
12/06 | 349. Scheil, Andreas: Verbandsverantwortlichkeit der

Eigentümergemeinschaft
353. Messner, Florian: Erschleichung von Wohnbau-

förderungsdarlehen straflos?

" Zeitschrift für Ehe- und Familienrecht
1 | 4. Haberl, Andrea:Der Regressanspruch des Sozial-

hilfeträgers
10. Beclin, Barbara: Sind nicht verheiratete Eltern ei-

nander zu Unterhalt verpflichtet?
16. Markl, Christian und Anna Hechenbichler: Eigen-

tümerpartnerschaft im Todesfall. § 14WEG idF
WRN 2006 im Überblick

" Zeitschrift für Verkehrsrecht
1 | 4. Triendl, Franz J.: Angehörige von Gemeinde-

wachkörpern als Organe der Straßenaufsicht.
Bestellungs- und Ermächtigungsdefizite

11. Hirtler, Verena: Saktionen für alkoholauffällige
Fahrzeuglenker

" Zeitschrift für Verwaltung
6/06 | 794. Eilmansberger, Thomas: Gemeinschaftsrechtliche

und verfassungsrechtliche Probleme des Verfah-
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rens zur Aufnahme von Arzneimitteln in den Er-
stattungskodex

811. Sieberer, Paul: Inwieweit können den Schulbe-
hörden des Bundes Aufgaben des Landes betref-
fend Lehrer an öffentlichen Pflichtschulen über-
tragen werden?

821. Huber, Stefan:Die Zusammensetzung des Senats
und das „Zusammenspiel“ von Universitätsge-
setz und Hochschülerinnen- und Hochschüler-
schaftsgesetz

" ZIK aktuell
6/06 | 182. Kodek, Georg E. und Ulla Reisch: Ausgewählte

Probleme der Anfechtung nach der EuInsVO

187. Pogacar, Barbara: Kostentragung im Konkurser-
öffnungsverfahren

192. Steiner, Thomas: Die Verwertung von belastetem
gemeinschuldnerischen Grundvermögen in
Deutschland – Ausscheidung aus der Masse?

" Zivilrecht aktuell
22/06 | 423. Mendel, Heidemarie: Weihnachtsgeschäft: Um-

tausch und Gutscheine
427. Thunhart, Raphael:Die wichtigsten Neuerungen

für Unternehmensgeschäfte nach der HGB-Re-
form. I. Teil: Allgemeine Vorschriften für unter-
nehmensbezogene Geschäfte

Jetzt in ecolex 2/2007
bestellen unter 01/531 61-100 �

2/07

• Insolvenznovelle 2006: Neues zum Zahlungsplan (Franz Mohr)

• Über den großen Teich geblickt: Grundlagen des amerikanischen Gesellschaftsrechts
(Daniel A. Wuersch/Manuela Thaler)

• Wirtschaftsstrafrecht aktuell: § 10 VbVG verfassungskonform? 
(Gregor Maderbacher)

• Bundeswettbewerbsbehörde: Befugnisse bei Auskunftsverlangen 
(Anita Lukaschek/Peter Matousek)

• Arbeitsrechtliches zur fahrleistungsabhängigen Maut (Adalbert Spitzl/Claudia Wolfsgruber)

• Von der neuen StPO zur Reform des Finanzstrafrechts (Michael Kotschnigg)

• „Whistleblowing“ auch in Österreich 
„Verpfeif“-Maßnahmen aus datenschutzrechtlicher Sicht (Philipp Spring)

Jetzt bestellen: Einzelheft EUR 21,80



ISBN-13: 978-3-7067-0043-6

Bestell-Hotline:
Tel.: (01) 531 61-100 • Fax: (01) 531 61-455
E-Mail: bestellen@manz.at
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Für Sie gelesen
" Aktuelles zum Internet-Recht. Von Michael Mayrhofer/Oliver

Plöckinger (Hrsg), Verlag proLibris.at, Engerwitzdorf 2006, VII,
106 Seiten, br, a 18,–.

Das Buch ist ein im Jahr 2006 erschienener Ta-
gungsband zu einem Symposium Internet-
Recht, das am 23. 4. 2005 in Linz stattfand.
Der Tagungsband enthält die Referate von
Univ.-Prof. Barbara Leitl, Univ.-Ass. Dr. Rene
Mayrhofer, Prof. HR Dr.Mathias Neumayr, Pri-
vatdozent Dr. Oliver Plöckinger, LL.M., a.
Univ.-Prof. Dr. Reinhard Resch, RA Mag. Mar-

tin Stempkowski, a. Univ.-Prof. Dr. Gudrun Trauner. Der Ta-
gungsband enthält nicht bloß eine einfache Wiedergabe der
mündlichen Referate, sondern sehr gut ausgearbeitete Fach-
artikel zu tatsächlich aktuellen Problemen des Internet-
Rechts. Mayrhofer erklärt in seinem Beitrag zunächst die
technischen Hintergründe für das rechtliche Handeln im In-
ternet, wobei er besonders auf den technischen Hintergrund
der urheberrechtlich in „Verruf“ geratenen Peer-to-Peer-
Netzwerke eingeht. Resch beschäftigt sich in seinem Beitrag
mit dem aktuellen „Dauerbrenner“ Arbeitsrecht und Inter-
net und gibt einen aktuellen Überblick über die Diskussion,
ob Privatnutzung des Internets erlaubt oder verboten ist und
ob eine Entlassung wegen rechtswidriger Internetnutzung
stattfinden darf, wobei er sich mit aktuellen Entscheidungen
aus den Jahren 2003 und 2004 auseinandersetzt. Weiters be-
fasst er sich mit dem Thema Belegschaftsvertretung und In-
ternet. Neumayr beschäftigt sich mit Rechtsfragen des
Vertragsabschlusses per E-Mail und geht auf die einschlägi-
gen Bestimmungen des E-Commerce-Gesetzes, des TKG,
des KSchG, der ZPO und des Signaturgesetzes ein und
schneidet Fragen der Zugangsbestätigung, Beweislast und
der Einbeziehung von Allgemeinen Geschäftsbedingungen
an. Weiters befasst er sich mit der Frage der Einordnung
von Verträgen mit Auslandsbezug und internationalen Zu-
ständigkeitsfragen. Plöckinger befasst sich mit dem in jüngster
Zeit ebenfalls sehr „heißen“ Thema Musik- und Film-
Downloads und analysiert dazu die einschlägigen, in Frage
kommenden Bestimmungen des § 15, § 18a, § 42 Abs 4 Ur-
heberrechtsgesetz, um zu dem Schluss zu gelangen, dass sich
Benutzer von illegalen Tauschbörsen auf gefährlichem Ter-
rain bewegen und dass „beinahe mit jedemMausklick sowohl
zivil- als auch strafrechtliche Folgen verbunden sein kön-
nen“. Trauner befasst sich mit dem Themenbereich elektro-
nische Signatur der Ämter und Behörden, setzt sich dort mit
Fragen des elektronischen Geschäftsverkehrs, der elektro-
nischen Signatur, dem elektronischen Bundesgesetzblatt
und dem elektronischen Akt auseinander sowie der neuen
elektronischen Signatur der Notare, Rechtsanwälte und Zi-
viltechniker, die nach dem Berufsrechts-Änderungsgesetz
2006 ab 1. 1. 2007 gilt und vermutlich in der Kollegenschaft

noch nicht einmal richtig bekannt ist. Leitl befasst sich in ih-
rem Beitrag mit der elektronischen Zustellung, und zwar so-
wohl unter dem Gesichtspunkt des ERV als auch der
Möglichkeit der Zustellung verwaltungsbehördlicher Erledi-
gungen nach dem Zustellgesetz. Stempkowski befasst sich im
letzten Beitrag des Tagungsbandes mit den wettbewerbs-
rechtlichen Schranken und der Verantwortung bei Links,
wobei er zunächst die Arten der Links erklärt, kurz urheber-
rechtliche Aspekte anreißt und sich dann der Frage widmet,
ob Links sittenwidrige Leistungsübernahmen sein können,
eine Behinderung bedeuten können und ob es Mitverant-
wortlichkeit für verlinkten Inhalt gibt.

Der Tagungsband ist ein empfehlenswertes und erfreulich
lesbares aktuelles Werk zum Themenbereich Internet-
Recht. Er ist der interessierten Kollegenschaft ans Herz zu
legen.

Rainer Knyrim

" Erbrecht in Europa. Von Rembert Süß/Ulrich Haas (Hrsg). Ein
Praxishandbuch. verlag zerb, Angelbachtal 2004, 1173 Seiten, geb,
a 142,90.

Im zerb verlag ist das Buch Erbrecht in Europa
2004 erschienen. Dieses beinhaltet von den un-
terschiedlichsten Autoren zusammengestellt die
Beschreibung der einzelnen Erbrechtssysteme
in Europa.
Obwohl auf den deutschen Markt zuge-

schnitten bietet es im umfangreichen allgemei-
nen Teil auch für den nichtdeutschen Anwalt interessante
theoretische Überlegungen zu den verschiedenen Anknüp-
fungspunkten der unterschiedlichen Rechtssysteme. Sehr
gut erläutert werden beispielsweise die divergierenden Be-
handlungen des Erbstatuts betreffend Mobiliarnachlass und
Immobiliarnachlass. Die Aufzählung der Länder mit vorran-
gigen Einzelstatuten für Immobiliarvermögen geht weit über
Europa hinaus. Hingewiesen wird auch auf die Problematik
der Mehrstaatlichkeit und die damit mögliche unterschiedli-
che Behandlung des Nachlasses in den jeweiligen Staaten,
dem der Verstorbene angehörte; oder es wird etwa aufmerk-
sam gemacht, welchen Einfluss ausländische Güterstände auf
das Erbe haben können. Sehr ausführlich auch die Hinweise
auf die internationale Nachlassgestaltung. Die Unterschiede
im jeweiligen Nachlassverfahrensrecht sind gut herausgear-
beitet; die in Aussicht genommenen Regelungen der EU fin-
den einen eigenen Platz. Der theoretische Teil umfasst im-
merhin 259 Seiten.

Sehr interessant wurde in der Folge die länderspezifische
Abhandlung von unterschiedlichen Spezialisten zusammen-
gestellt. Der österreichische Teil wurde vom KollegenHaun-
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schmidt aus Linz übernommen, der auch gesetzliche Sonder-
erbfolgen wie Eigentumswohnungen und Landwirtschaft
berücksichtigte und auchWege der Nachlassregelung außer-
halb des Erbrechts beschrieb, somit auch gute Tipps für
österreichische Juristen gibt. Die Erläuterungen zum Erb-
verfahrensrecht basieren noch auf dem alten Außerstreitge-
setz, eine Neuauflage des Buches ist schon in Aussicht ge-
nommen.

Auch die Erbschaftssteuergesetze sind bei den jeweiligen
Ländern berücksichtigt.

Insgesamt ein sehr empfehlenswertes Werk, das für einen
im internationalen Erbrecht arbeitenden Anwalt unabding-
bar ist.

Ulrike Christine Walter

" Societas Europaea – SE. Die Europäische Aktiengesellschaft (SE)
im Überblick mit Mustersatzungen und Gesetzestexten. Von Jo-
hannes Reich-Rohrwig. ecolex Spezial, Verlag Manz, Wien 2006,
XX, 624 Seiten, br, a 116,–, Vorzugspreis für ecolex-Abonnenten:
a 86,–.

Unter Mitarbeit von Beate Wallner führt das
vorliegendeWerk in das neue Recht der SE so-
wohl in gesellschafts- wie auch in steuerrecht-
licher Hinsicht ein. Es ist gegliedert in 4
Teile. Der Teil A befasst sich mit der europäi-
schen Gesellschaft in Österreich in gesell-
schafts- und steuerrechtlicher Hinsicht. Die
steuerliche Kommentierung umfasst mehr als
die Hälfte des Textteiles. Dies ist darin begrün-

det, dass steuerliche Auswirkungen bei Gründung der SE
wegen ihrer Auslandsbeziehung besondere Bedeutung ha-
ben. Dass die Europäische Gesellschaft „in Österreich“ kom-
mentiert wird, hat seinen Grund darin, dass die SE-VO zwar
für alle Mitgliedstaaten Rahmenbedingungen für die Aus-
gestaltung festlegt, es jedoch weitgehend den einzelnen Mit-
gliedstaaten überlassen bleibt, in diesem Rahmen ihr
inländisches Gesellschaftsrecht auszugestalten.

Der Teil B enthält je eine Mustersatzung für das dualisti-
sche und für das monistische System. Sie enthalten wertvolle
Anregungen, wie eine Satzung für eine SE, deren Organe
monistisch oder dualistisch eingerichtet sind.

Im Teil C ist eine Länderübersicht der Mitgliedstaaten in
Tabellenform enthalten. Daraus kann entnommen werden,
welche Leitungssysteme und ob Arbeitnehmerbestimmung
in den einzelnen Ländern für Aktiengesellschaften vorgese-
hen sind und von welchen Wahlmöglichkeiten der SE-VO
Gebrauch gemacht wurde: hinsichtlich der Beteiligungs-
möglichkeiten mit Gesellschaften außerhalb des gemeinsa-
menMarktes, des Sitzes und der Hauptverwaltung, des Min-
derheiten- und Gläubigerschutzes der Gesellschaft, bei Ge-
staltung der Organe und der Zustimmungsrechte der Or-
gane in den vorgesehenen Mitbestimmungsagenden. Diese
Länderübersicht ist ein beredtes Beispiel für die in den ein-

zelnen Mitgliedstaaten bestehenden unterschiedlichen Re-
gelungen für die Aktiengesellschaft, die bestimmend waren
sowohl für die Ausgestaltung der SE-VO wie auch für ihre
Sonderbestimmung in den einzelnen Ländern.

Im Teil D sind die Verordnungs- und Gesetzestexte ange-
führt, auf die im Teil A Bezug genommen wird. Enthalten ist
die Verordnung des Rates v 8. 9. 2001 über das Statut der
Europäischen Gesellschaft mit den Vorbemerkungen der
Regierungsvorlage und den Erläuterungen zum SEG und
den Änderungen in den verschiedenen Gesetzesmaterien
aus Anlass der Einführung der SEG (AktienG, Firmen-
buchG, RechtspflegerG etc). Aufgenommen wurde die RL
2001/86/EG des Rates v 8. 10. über die Arbeitnehmerbetei-
ligung, die Novelle zum ArbVG und die Fusions-RL 90/434/
EWG des Rates v 23. 7. 1990.

Das nachfolgende umfassende Abkürzungsverzeichnis, Li-
teraturverzeichnis und Sachregister sind eine wertvolle Un-
terstützung zur Erfassung der im Text verwendeten Abkür-
zungen und Literatur und zum Aufsuchen von Textstellen
nach Schlagworten.

Das vorliegende Werk bietet eine für den Praktiker her-
vorragende Unterstützung für die Beurteilung, ob für den
Einzelfall die Errichtung einer SE sinnvoll ist und die damit
verbundenen Erwartungen erfüllt werden und gibt wertvolle
Hinweise in gesellschaftsrechtlicher und steuerrechtlicher
Hinsicht, worauf bei der Errichtung einer SE zu achten ist.

Abgesehen vom Auslandsbezug der SE und dass die SE
eine übernationale Gesellschaftsform ist, ist die Idee einer
gemeinsamen Gesellschaft im österreichischen Markt durch
nationale Ängste und Disharmonien im Steuerrecht wesent-
lich beeinträchtigt. Das es so ist, ist daraus erkennbar, dass
seit dem Inkrafttreten des Gesetzes in Österreich bis zum Er-
scheinen dieses Werkes erst drei Europäische Gesellschaften
gegründet wurden.

Dem Praktiker im Gesellschaftsrecht wird dieses über-
sichtliche, gut gegliederte und mit Randziffern im Textteil
versehene Werk eine wertvolle Stütze sein, wenn an ihn
das Thema SE bei der Umwandlung oder Gestaltung von
Gesellschaften mit Auslandsbezug herangetragen wird.

Jörg Beirer

" Kommentar zum GmbH-Gesetz. Von Max Gellis/Erich Feil (Be-
arb). 6. Auflage, Verlag Linde, Wien 2006, 968 Seiten, geb,a 179,–.

Feil hat nunmehr die 6. Auflage, nach 2003 eine
Neuauflage des ältesten Kommentars zum
österreichischen GmbH-Gesetz, heraus-
gebracht. Er arbeitete in der Neuauflage das
GesRÄG 2004, das ReLÄG 2004, das Ges-
RÄG 2005 und das HaRÄG ein.
Von besonderer praktischer Bedeutung ist

die umfangreiche Kommentierung des § 25
GmbHG betreffend der Haftung der Geschäftsführer. Ne-
ben der Haftung gem § 25 GmbHG erläutert Feil auch die
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Deckungsvorgangsweise nach § 16 PHG, die Haftung für
Sozialversicherungsbeiträge, Abgaben und Verwaltungsstra-
fen sowie die Haftung nach dem URG.

Der Rezensent kann sich der Vorrezension nur anschlie-
ßen und empfehlen, den „Gellis“ in eine Reihe mit dem
„Koppensteiner“ sowie dem „Reich-Rohrwig“ ins Buchregal
zu stellen.

Wolf-Georg Schärf

" Fremden- und Asylrecht. 3. Auflage. Von Gerhard Muzak/Chris-
toph Pinter (Hrsg). LoBla-Gesamtwerk inkl der 9. Lfg (Gesamt-
tausch), Verlag Österreich, Wien 2006, 1034 Seiten, br, a 110,–.

Die 9. Lieferung der Loseblattausgabe bringt
die Neuregelung des Fremden- und Asyl-
rechts, die durch das Fremdenrechtspaket 2005
erfolgte. Gemeinsam mit dem Gesamttausch
wurde eine neue Mappe geliefert, die es frühe-
ren Abonnenten erlaubt, die alte Mappe für
Kommentierungen, die noch Relevanz besit-

zen, weiter zu verwenden und sie von der Neuregelung des
Fremden- und Asylrechts getrennt zu halten. Damit wird
der Überblick zwischen den früheren Lieferungen, die kom-
mentiert waren, und den Lieferungen ab der dritten Fassung
(9. Lieferung), die das Schwergewicht auf rasche Informa-
tion mit nur kurzen Erläuterungen legt – ein gebundener
Kommentar wird angekündigt –, wesentlich erleichtert.
Die weiteren Lieferungen werden damit an die Neufassung
der Loseblattfassung wesentlich rascher anschließen.

Die Publikation erfasst insb das Asylgesetz 2005 mit Ma-
terialien und Erläuterungen, weiters die Asyldurchführungs-
verordnung 2005, das Erkenntnis des VfGH zum Asylgesetz
1997 idF 2003 und das Asylgesetz idF vor 2003. Zum Asyl-
recht werden die EG-Statusrichtlinie 2004, die EG-Asylver-
fahrens-Richtlinie 2005 und das Ubas-Gesetz gebracht; zum
Internationalen Recht enthält die Publikation die Genfer
Flüchtlingskonvention und die EMRK (auszugsweise), wei-
ters die Dublin II-VO und die EG-VO vom 11. 12. 2000
EURODAC.

Die Publikation enthält auch die Bestimmungen, die für
die Betreuung (Grundversorgung) maßgeblich sind, sowie
das Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz und die auf die
Migration bezüglichen EU-Richtlinien. Schließlich sind
das für die Ausländerbeschäftigung maßgebliche Niederlas-
sungs- und Aufenthaltsgesetz wiedergegeben samt EG-
Richtlinien und schließlich die Fremdenpolizeilichen Rege-
lungen.

Zu allen Regelungen sind auch die Materialien und wei-
terführende Erläuterungen enthalten.

Das Fremden- und Asylrecht wird – wie ersichtlich – um-
fassend dargestellt und bildet damit eine unverzichtbare In-
formation für jeden Praktiker. Für den Fachmann dieses Ge-
bietes sind die Erläuterungen trotz der Kürze – da die Auto-
ren profunde Kenner der Materie sind – wertvolle Beiträge.
Zusätzlich erfreut bei der Raschlebigkeit der Materie der
Hinweis, dass auf Fortentwicklungen durch weitere Liefe-
rungen ehestens Bedacht genommen werden wird.

Rudolf Machacek

" Schmerzengeld nach einem Unfall. Wofür bekomme ich
Schmerzengeld? Von Ivo Greiter. Verlag Österreich, Wien 2006,
252 Seiten, Pb, a28,–.

Ivo Greiter ist seit mehr als 35 Jahren als
Rechtsanwalt in Innsbruck erfolgreich tätig.
Seit geraumer Zeit beschäftigt er sich mit
dem Ersatz immaterieller Schäden, wobei be-
sonders die Weiterentwicklung des Schmer-
zengeldbegriffes (Schmerzengeld für ein ver-
kürztes Leben, AnwBl 2001, 274) und Zu-
kunftsvisionen (Der Ersatz immaterieller Schä-
den, AnwBl 2002, 442) im Vordergrund
standen.

Das vorliegende Werk ist das praxisbezogene Ergebnis
dieser jahrelangen Befassung, welches Verletzte, Unfallopfer,
Rechtsanwälte, Richter, Versicherungen und alle, die mit
Unfällen zu tun haben, gleichermaßen informieren soll. Die-
ser Absicht trägt die Gliederung des Werkes Rechnung. In
einem einleitenden allgemeinen Teil werden die gesetzlichen
Grundlagen und die Grundzüge der Schmerzengeldzumes-
sung kurz angerissen. Im daran anschließenden besonderen
Hauptteil werden über 200 aktuelle Entscheidungen des
OGH einzeln besprochen, die spezifische Aussage jeder ein-
zelnen Entscheidung prägnant herausgearbeitet; das jeweils
gestellte Schmerzengeldbegehren und der tatsächlich er-
folgte Zuspruch werden gesondert gegenübergestellt. Im
Anhang ist eine „Checkliste“ angefügt, die für das Erheben
möglicher Ansprüche nach einem Unfall einen ausgezeich-
neten Leitfaden darstellt.

Ivo Greiter ist es gelungen, gleichermaßen für Juristen, Be-
troffene und Interessierte ein informatives und praktisches
Handbuch zu verfassen.

Markus Heis
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Indexzahlen 2006: Nov. Dez.
Berechnet von Statistik Austria
Index der Verbraucherpreise 2005 (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 101,7 102,0*)
Großhandelsindex (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 103,9 103,9*)

Verkettete Vergleichsziffern
Index der Verbraucherpreise 2000 (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 112,5 112,8*)
Index der Verbraucherpreise 96 (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 118,4 118,7*)
Index der Verbraucherpreise 86 (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 154,8 155,2*)
Index der Verbraucherpreise 76 (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 240,6 241,3*)
Index der Verbraucherpreise 66 (1 1966 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 422,3 423,5*)
Verbraucherpreisindex I (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 538,0 539,6*)
Verbraucherpreisindex II (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 539,7 541,3*)
Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4727,1 4741,1*)
Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4074,0 4086,0*)
Großhandelsindex (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 114,4 114,4*)
Großhandelsindex (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 117,8 117,8*)
Großhandelsindex (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 122,8 122,8*)
Großhandelsindex (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 163,5 163,5*)
Großhandelsindex (1 1964 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 272,3 272,3*)
Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2656,6 2656,6*)

*) vorläufige Werte Zahlenangaben ohne Gewähr

www.manz.at

Würth/Zingher/Kovanyi

Wohnrecht 2007

Mietrechtsgesetz, Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz, Richtwertgesetz und 
Wohnungseigentumsgesetz 2002 jeweils mit • aktuellem Gesetzestext idF der
Wohnrechtsnovelle 2006 und anderer Novellen (zB HaRÄG, DRG 2006), 
• vollständigen Materialien und • kommentierenden Anmerkungen.
Außerdem: der Text des Energieausweis-Vorlage-Gesetzes.
Mit Kommentierung aller Neuerungen der Wohnrechtsnovelle 2006, die am 
1. Oktober in Kraft getreten ist, zum Beispiel: • im MRG – die neue Erhaltungs-
pflicht des Vermieters (jetzt auch bei erheblichen Gefahren für die Gesundheit), 
• im WGG – die Gleichstellung aller Mieter von Wohnungseigentumsobjekten einer
gemeinnützigen Bauvereinigung, • im WEG – die Neuerungen bei der Eigentümer-
partnerschaft im Fall des Todes eines Partners.

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wirtschaft!
E-Mail: bestellen@MANZ.at • Tel.: 01/531 61-100 • Fax: 01/531 61-455 MANZ’sche Verlags- und
Universitätsbuchhandlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wien

Die Wohnrechtsausgabe komplett am 
neuesten Stand

2007. XXX, 470 Seiten. 
Br. EUR 62,50
ISBN 978-3-214-13304-7

Indexzahlen



E-Mail: bestellen@manz.at • Tel.: 01/531 61-100 • Fax: 01/531 61-455
MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wien

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wirtschaft!
www.manz.at

Pssst – die stille
Gesellschaft kommt!

Hochedlinger/Fuchs
Stille Gesellschaft

Die stille Gesellschaft hat in den letzten Jahren vor allem als flexibles Finanzierungs-
instrument erheblich an Bedeutung gewonnen. Das vorliegende Praxishandbuch behandelt
ausführlich die gesellschaftsrechtlichen und steuerlichen Aspekte der stillen Gesellschaft
und setzt sich mit den in der einschlägigen österreichischen und deutschen Literatur 
diskutierten Fragen auseinander.

Ihr Praxisnutzen: • zahlreiche Beispiele und Entscheidungshilfen • Musterverträge über 
die Errichtung einer atypischen bzw einer typischen stillen Gesellschaft • Checklist über den
Inhalt eines stillen Gesellschaftsvertrages

Auf aktuellstem Stand: Sowohl die bisherige Rechtslage nach dem HGB als auch die mit
Inkrafttreten des UGB und dem StruktAnpG 2006 einhergehenden Änderungen wurden
berücksichtigt.

2006. XXX, 286 Seiten. 
Geb. EUR 68,–
ISBN-10: 3-214-00563-4
ISBN-13: 978-3-214-00563-4
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Substitutionen

Wien

Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung,
auch kurzfristig, in Zivil- und Strafsachen (Nähe Jus-
tizzentrum), auch Verfahrenshilfe und Rechtsmittel.
Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger
Lände 6, 1030 Wien.
Telefon (01) 713 78 33 und (01) 712 32 28, auch
außerhalb der Bürozeiten, Telefax (01) 713 78 33-74
oder Mobiltelefon (0664) 430 33 73 und
(0676) 603 25 33, E-Mail: scheimpflug@aon.at

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasium-
straße 68/6, Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01)
369 59 34-4, übernimmt Substitutionen in Zivil- und
Strafsachen in Wien und Umgebung, insbesondere
vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfei-
fer-Preclik, Riemergasse 10, 1010 Wien, Telefon
(01) 512 22 90, (0664) 302 53 56, Telefax (01)
513 50 35, übernimmt Substitutionen, auch Verfah-
renshilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und
Strafsachen übernimmt RA Mag. Erich Hochauer,
1010 Wien, Fütterergasse 1.
Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe in
Straf- und Zivilsachen) in Wien und Umgebung
übernimmt – auch kurzfristig – RA Mag. Irene Haase,
An der Au 9, 1230 Wien.
Telefon/Telefax (01) 888 24 71, durchgehend er-
reichbar Mobil (0676) 528 31 14.

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekuti-
onssachen) in Wien und Umgebung (in Wien auch
kurzfristig) übernehmen die Rechtsanwälte Mag.
Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reiffenstuhl,
Franz-Josefs-Kai 41/9, 1010 Wien (nächst Justizzen-
trum Wien-Mitte).
Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und
Strafsachen übernimmt RA Mag. Georg E. Thalham-
mer, 1010 Wien, Lugeck 7.
Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 86 05.

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
(auch Verfahrenshilfe) in Wien und Umgebung und
steht auch für die Verfassung von Rechtsmitteln zur
Verfügung. Jederzeit auch außerhalb der Bürozeiten
erreichbar.
Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax
(01) 712 55 20-20, E-Mail: iro@aon.at

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Sonnenfelsgasse 3,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39,
E-Mail: office.wuerzl@chello.at

RA Dr. Claudia Patleych, 1060 Wien, Mariahilfer
Straße 45/5/36, übernimmt – auch kurzfristig –

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbeitung
von Rechtsmitteln.
Telefon (01) 585 33 00, Telefax (01) 585 33 05, Mobil
(0664) 345 94 66, E-Mail: claudia.patleych@aon.at

Wien: RA Mag. Katharina Kurz, 1030 Wien, Invali-
denstraße 5–7, Tür 6+7, vis-à-vis Justizzentrum
Wien-Mitte, übernimmt Substitutionen in Wien und
Umgebung, insbesondere auch vor dem BG I, BG für
Handelssachen Wien und dem Handelsgericht
Wien. Telefon (01) 877 38 90, Telefax (01)
877 38 90-6, Mobil (0664) 441 55 33.

Wien: Zufolge Kanzleinähe zum neuen Justizzentrum
Wien-Mitte übernehme ich Substitutionen vor dem
BG I, BGHS und HG Wien; insbesondere in Reise-
rechtsachen für auswärtige Kollegen.
RA Mag. Dr. Gerhard Hickl, Postgasse 11, 1010 Wien,
Telefon (01) 587 85 86, Telefax (01) 587 85 86-18.

Substitutionen in Wien in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RA Dr. Michael Kreuz, 1010 Wien,
Herrengasse 6–8/Stg 3, Telefon (01) 535 84 110,
Telefax (01) 535 84 11-15.

Übernehme Substitutionen in Zivil-, Straf- und Ver-
waltungssachen (auch Verfahrenshilfe und Rechts-
mittel) in Wien und Umgebung. Dr. Christoph Naske,
Rechtsanwalt, 1010 Wien, Parkring 10, Telefon (01)
516 33 3131, Telefax (01) 516 33 3000,
anwalt@naske.at, www.naske.at

Übernehme Substitutionen aller Art im Zivil-, Straf-
und Verwaltungsrecht (auch Verfahrenshilfe),
RA Mag. Alexander Kowarsch, Kaiserstraße 84/1/4,
1070 Wien, Telefon (01) 522 19 73,
Telefax (01) 522 19 73-25, durchgehend erreichbar:
(0664) 210 63 67.

RA Dr. Marcella Zauner-Grois, 1130 Wien, St. Veit-
gasse 5, Telefon/Fax (01) 877 88 54, Mobil (0664)
444 32 33, übernimmt Substitutionen in Zivil- und
Strafsachen – auch Verfahrenshilfe – in Wien und
Umgebung.

RA Dr. Wolfgang Rainer, 1010 Wien, Schwedenplatz
2/74, Telefon (01) 533 05 90, Telefax (01) 533 05 90-
11, Mobil (0664) 533 05 90;
E-Mail: rainer@deranwalt.at, www.deranwalt.at,
übernimmt Substitutionen in Wien und Umgebung
in Zivil-, Straf- und Verwaltungs-(straf-)sachen
(Gerichte und Behörden – UVS, UFS etc), Verfah-
renshilfe bzw Rechtsmittel (nach Vereinbarung).

Niederösterreich

RA Dr. Rudolf Rammel, 2700 Wr. Neustadt, Purg-
leitnergasse 15, übernimmt Substitutionen aller Art
(auch Interventionen bei Vollzügen) vor den Gerichten
in Wr. Neustadt sowie vor den Bezirksgerichten Ba-
den, Mödling, Ebreichsdorf, Neunkirchen, Gloggnitz
und Mürzzuschlag. Telefon (02622) 834 94, Telefax
DW 4.

Ich/Wir bestelle(n) in (der) folgenden Ausgabe(n) des
Österreichischen Anwaltsblatts“

2007 (Zutreffendes bitte ankreuzen)

Ausgabe & 1 & 2 & 3 & 4 & 5 & 6 & 7–8 & 9 & 10 & 11 & 12

maximal 40 Worte:

& Kleinanzeige (a 111,38)
& Anzeige „RA/RAA in eigener Sache“ (a 55,69)
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Steiermark

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz,
Kreuzgasse 2 c, übernimmt für Sie gerne – auch
kurzfristig – Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
in Graz und Umgebung. Telefon (0316) 82 22 02,
Telefax DW 22, E-Mail: office@anwalt-austria.at,
Mobil erreichbar: (0676) 310 48 52.

Salzburg

Substitutionen aller Art in Salzburg übernimmt
RA Mag. Klaudius May, Franz-Josef-Straße 41,
Telefon (0662) 87 01 63, E-Mail: raklaudiusmay@aon.at

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund-
Haffner-Gasse 3, übernimmt Substitutionen aller Art
in der Stadt Salzburg.
Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4 a, 5020 Salzburg
(100 Meter vom Landes- und Bezirksgerichts-
gebäude Salzburg entfernt), übernimmt Substitutio-
nen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.
Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43,
E-Mail: gassner.estl@salzburg.co.at

RA Mag. Johann Meisthuber, Vogelweiderstraße 55,
5020 Salzburg, übernimmt – auch kurzfristig – Sub-
stitutionen aller Art in Salzburg und Umgebung.
Telefon (0662) 84 38 52, Telefax (0662) 84 04 94,
E-Mail: RA-MEISTHUBER@AON.AT

International

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelumschrei-
bung, Substitution. Rechtsanwalt aus München über-
nimmt sämtliche anwaltlichen Aufgaben in Deutsch-
land. Zuverlässige und schnelle Bearbeitung garantiert!
Rechtsanwalt István Cocron, Liebigstraße 21, 80538
München, Telefon (0049-89) 552 999 50, Telefax
(0049-89) 552 999 90. Homepage: www.cllb.de

Deutschland: Polanetzki & Bill, Fachanwälte für
Transport- und Speditionsrecht, weitere Tätigkeits-
schwerpunkte: Eisenbahn-(beförderungs-)recht, Bau-
recht, Arbeitsrecht. Wir stehen österreichischen Kolle-
gen für Mandatsübernahme und gerichtliche Vertre-
tung gern zur Verfügung. Fahrgasse 91–95, 60311
Frankfurt, Telefon (+49) 691 338 420, Telefax (+49)
691 338 4222, E-Mail: ra@pblaw.de, www.pblaw.de

London: Philip Moser, MA (Cantab), Barrister, Euro-
parecht, Kollisionsrecht und engl Recht, Beratung und
Vertretung vor Gericht: Monckton Chambers,
1&2 Raymond Buildings, Gray

,
s Inn, London WC1R

5NR. Telefon (004420) 7405 7211, Telefax (004420)
7405 2084, E-Mail: pmoser@monckton.com

Italien: RA Avv. Dr. Ulrike Christine Walter, in Öster-
reich und Italien zugelassene Rechtsanwältin, Kärnt-
ner Straße 35, 1010 Wien, und Via A. Diaz 3, 34170
Görz, und 33100 Udine, Via Selvuzzis 54/1, Italien,
steht österreichischen Kollegen für Mandats-
übernahmen und staatenübergreifende Substitutio-
nen aller Art zur Verfügung.
Telefon (01) 512 22 88, Telefax (01) 512 24 17,
Mobil (0664) 253 45 16,
E-Mail: u.c.walter@chello.at

Italien-Südtirol: Rechtsanwaltskanzlei Mahlknecht,
Dr.-Streiter-Gasse 41, I-39100 Bozen, steht österrei-
chischen Kollegen für Mandatsübernahmen gerne zur
Verfügung.
Kontakt: Telefon +39 (0471) 05 18 80,
Telefax +39 (0471) 05 18 81,
E-Mail: info@ital-recht.com, www.ital-recht.com

Liechtenstein: RA Dr. Stephan Amann, in Liechten-
stein und Zürich zugelassener Rechtsanwalt, Duxgasse
2, 9494 Schaan, Fürstentum Liechtenstein, steht
österreichischen Kollegen für Mandatsübernahmen
und staatsübergreifende Substitutionen aller Art mit
dem Schwerpunkt internationales Steuerrecht, Ge-
sellschaftsgründungen und Treuhänderschaften zur
Verfügung. Telefon (+423) 233 44 04, Telefax
(+423) 233 44 05, Mobil (+423) 768 44 04, E-Mail:
kanzlei@amann.cc

Schweiz: Rechtsanwalt Fürsprecher Roland Padrutt,
Himmelpfortgasse 17/7, A-1010 Wien (niedergelas-
sener europ RA/RAK Wien), mit Niederlassung
Schweiz, Bachstrasse 2, CH-5600 Lenzburg 1, steht
österreichischen Kollegen für Mandatsübernahmen in
der Schweiz und cross-border-Rechtssachen aller Art
zur Verfügung. Telefon Wien +43 (1) 513 01 40,
E-Mail: padrutt@roland-padrutt.at,
Telefon Schweiz +41 (62) 886 97 70, E-Mail:
padrutt@roland-padrutt.ch

Serbien: Rechtsanwälte Dr. Zoran Janjic & Dr. Teodora
Jevtic, Gracanicka 7, 11000 Beograd, stehen öster-
reichischen Kollegen für Mandatsübernahmen und
cross-border-Rechtssachen aller Art zur Verfügung.
Telefon +381 (11) 262 04 02,
Telefax +381 (11) 263 34 52,
Mobil (+664) 380 15 95,
E-Mail: janjicco@eunet.yu oder janjic@chello.at,
www.janjicjevtic.co.yu

Slowenien – Kroatien – Serbien – Mazedonien –

Bosnien und Herzegowina: Rechtsanwaltskanzlei
Dr. Mirko Silvo Tischler, Trdinova 5, Sl-1000 Ljubljana,
steht österreichischen Kollegen für cross-border-
Mandatsübernahmen in Rechtssachen aller Art zur
Verfügung. Telefon +386 (0)1 434 76 12,
Telefax +386 (0)1 432 02 87, E-Mail:
silvo.tischler@siol.net

Stellenangebot

Niederösterreich

Konzipient/in mit kleiner oder großer LU gesucht.
Ausgezeichneter oder sehr guter Studienerfolg erfor-
derlich. Kanzleisitz: 2700 Wiener Neustadt. Zuschrif-
ten bitte an den Verlag unter Chiffre A-100779.

Partner
Wien

Wir suchen Kollegen/in für Regiegemeinschaft in Zi-
vilkanzlei. Modern adaptierte Räumlichkeiten in 1010
Wien mit ausgezeichneter Infrastruktur vorhanden.
Kooperation und Substitutionsaufträge sind möglich.
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre
A-100777.

Regiegemeinschaft: RA in 1090 Wien bietet ab sofort
Regiegemeinschaft (auch für Neueinsteiger) zu güns-
tigen Konditionen in heller, freundlicher, verkehrs-
günstiger Altbaukanzlei, ruhige Räume, gutes
Betriebsklima, vollständige Infrastruktur. Wechsel-
seitige Urlaubsvertretung und Kooperation möglich,
aber kein Muss. Telefon (01) 319 25 25, E-Mail:
buerstmayr@buerstmayr.at

Rechtsanwältin in 1030 Wien, Untere Viaduktgasse
(schräg gegenüber dem HG Wien), bietet schöne
Altbaukanzleiräume (30 m2 u 15 m2) und bei Bedarf
einen eigenen Sekretariatsarbeitsplatz sowie Mit-
benützung des Besprechungszimmers und der
Infrastruktur. Wechselseitige Urlaubsvertretung und
ev Substitutionen erwünscht.
Kontakt: (0699) 114 64 871.

Zwei Büroräume samt eigenem Sekretariat in reprä-
sentativer Kanzlei in ausgezeichneter Lage beim
Schwarzenbergplatz gegen Regiebeteiligung zu ver-
geben. Moderne Kanzleiausstattung und komplette
Infrastruktur vorhanden. Künftige Kooperation mög-
lich, aber nicht Bedingung. Anfragen unter Telefon
(0664) 877 29 96.

Immobilien

Wien

In sich geschlossene Garagenboxen, gut geeignet als
Aktenlager, im 3. Bezirk zu vermieten. Preis: a 70,– +
MwSt p.m. Telefon (0664) 42 12 752.

2 Büroflächen im Marchetti-Schlössl mit je 172 m2

und 193 m2 frei, Parkettböden, ausgemalt, Teeküche,
2 Toiletten. Die Miete beträgt a 1.776,– bzw 2.190,–
+ BK + 20% USt, siehe auch www.immobiliennet.at
2339/15 2339/16. Auskünfte: Mag. Hiesböck, Telefon
(01) 218 37 32.

23. Bezirk, Atzgersdorf: 92 m2 komplett renoviertes
Objekt, Bestzustand, ausgestattet mit allen erforder-
lichen EDV-Anschlüssen, Klimaanlage etc, geeignet für
Ordination oder Büro. Miete a 1.200,– zuzgl MwSt.
AV Immobilien, Tel (01) 953 06 81.

Niederösterreich

Lagerraum Nähe Wien (Bez Korneuburg, A22) – für
Akten, Möbel, Fahrzeuge uä zu vermieten. Individu-
elle Größen, ab a 4,–/m2 pro Monat. Jederzeit zu-
gänglich und separat versperrbar.
Telefon (02267) 2074 od (0699) 119 664 95.

VILLACH Büroeinheiten zu vermieten:

Bahnhofstraße 11 
freundliche zentrale Lage,  
verschiedene Größen 60 bis 280 m², 
auch Zusammenlegung möglich, 
komplett adaptiert, WC-Anlagen und 
Küchenzeilen integriert 
Anfragen: wien@tscheitschonig.at
Tel. 01/533 77 27 oder 0664/1321405 
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